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Tabelle 9.5-1 : 

Fi na nzierungshaushalt 

UG 20 Arbeit 

Auszahlungen/ 
Auszahlungsobergrenze gesamt 

Anteil der UG 20 

Auszahlungen/ 
Auszahlungsobergrenze Rubrik 2 

Anteil der UG 20 

UG 20 

9.5 Finanzrahmen 

Ausgehend von den tatsächlichen Auszahlungen 2015 stellen sich die Aus­
zahlungsobergrenzen für die UG 20 "Arbeit" gemäß BFRG für die Finanz­
jahre 2016 bis 2020 wie folgt dar: 

UG 20 - Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG bis 2020 

Auszahlungen Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG Veränderung 
(Ist) 

durch-
2015 2016 2017 2018 2019 2020 2015 (Ist) : 2020 schnittlich 

jährlich 

in Mio. EUR I in "10 

7.I05,~ 8.396,90 8.803,14 9.034,93 9.299,29 9.540,99 :~,55l1 .20,7 .3,' 
74.589,49 78.107,49 78.202,70 78.814,08 80.408,66 83.038,37 + 8.448,88 + 11,3 + 2,2 

10,6 "10 10,8 "10 11,3 "I. 11,5 "10 11,6 "10 11,5 "10 + 0,9 "Io-Punkte 

38.119,06 39.508,75 40.660,13 41.839.49 43.309,95 44.834,52 + 6.715,45 + 17,6 +3,3 

20,7 'Yo 21,3 'Yo 21,7 "10 21,6 "10 21,5 "10 21,3 "f. + 0,5 'Yo-Punkte 

Quellen : HIS. BFRG 2016 • 2019, 2017 • 2020, eigene Be rechnung 

Bis zum Jahr 2020 soll die Auszahlungsobergrenze für die UG 20 "Arbeit" 
um + 1,636 Mrd. EUR (+ 20,7 0/0) auf 9,541 Mrd. EUR ansteigen. Dies 
entspricht einer Veränderungsrate gegenüber den tatsächlichen Auszah­
lungen 2015 von + 3,8 % im Jahresdurchschnitt. Im Jahr 2015 betrug der 
Anteil der UG 20 "Arbeit" an den Gesamtauszahlungen 10,6 Ofo und an den 
Auszahlungen der Rubrik 2 20,7 Ofo. Der Anteil der UG 20 an der Gesamt­
Auszahlungsobergrenze soll sich bis 2020 auf 11,5 Ofo erhöhen bzw. soll er 
innerhalb der Rubrik 2 auf 21,3 Ofo ansteigen. 

Laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 seien folgende 
laufenden bzw. geplanten Maßnahmen und Reformen besonders wichtig 
für die budgetäre Zielerreichung: 

Bonus-Malus-Modell zur Ausweitung und Stabilisierung der 
Beschäftigung Älterer; 

Forcierung der (Re-)Integration von gesundheitlich beeinträchtig­
ten Personen in den Arbeitsmarkt durch die einheitliche Begut-
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achtungsstelle der Pensionsversicherungsanstalt bzw. Betreuung, 
Rehabilitation und Umschulung von Personen mit eingeschränk­
ter Arbeitsfähigkeit durch das Arbeitsmarktservice bei fortlaufender 
Existenzsicherung; 

Arbeitsmarktpolitische Initiativen für die weitere Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung Älterer, insbesondere Intensivierung der Rein­
tegration der Personen ab 50; 

Unterstützung der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt von 
Personen, die lange beim Arbeitsmarktservice vorgemerkt sind; 

Beihilfen und Maßnahmen für Asylberechtigte und subsidiär 
Schutzberechtigte ; 

Arbeitsmarktbezogene Angebote von Beratungs- und Betreuungs­
einrichtungen für Frauen und Wiedereinsteigerinnen; 

Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl an Ausbildungsplätzen 
für Jugendliche und junge Erwachsene, die am regulären Lehrstel­
lenmarkt keine Lehrstelle finden, und Weiterentwicklung in Rich­
tung eines Ausbildungsrechts und einer Ausbildungsptlicht bis 
zum 18. Lebensjahr (Ausbildungspflicht unter Budgetvorbehalt; 
die Bedeckung werde im Zuge der legistischen und praktischen 
Umsetzung festgelegt). 

Dafür seien als Steuerungs- und Korrekturmaßnahmen zur Einhaltung der 
Obergrenzen laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 Ein­
sparungen bei den Ermessensauszahlungen, verringerte Leistungsbezüge in 
der Arbeitslosenversicherung durch Arbeitsmarktoffensive für Ältere und 
Personen mit langer Vormerkdauer beim Arbeitsmarktservice und verän­
derte Anreizstrukturen für kurzfristige Freistellungen von Arbeitskräften 
durch Unternehmen (Bonus-Malus-System) bzw. die Sicherstellung einer 
stringenten sparsamen Haushaltsführung erforderlich. 

Die im BFRG 2017 bis 2020 vorgesehenen Auszahlungsobergrenzen für die 
Jahre 2017 bis 2019 wurden gegenüber dem bisher geltenden BFRG 2016 bis 
2019 um insgesamt + 7,1 % bzw. um durchschnittlich + 601,94 Mio. EUR 
pro Jahr erhöht. Laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 
seien die variablen Ausgaben entsprechend der konjunkturellen .Prognose 
vom März 2016 und entsprechend der Ausgabenermächtigungen gemäß 
§ 13 Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz angepasst worden. Im Jahr 
2016 und 2017 seien im flXen Auszahlungsteil der UG 20 zusätzliche Mit­
tel für Arbeitsmarktintegrationsmaßnahmen und eine Anpassung des AMS 
Personalstandes vorgesehen. 
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Tabelle 9.5-2: 

Fi na nzi e rungs haus ha lt 

UG 20 Arbeit 

UG 20 

Im Folgenden wird ein Überblick über die Entwicklung der tatsächlichen 
Auszahlungen und der Auszahlungsobergrenzen von 2011 bis 2015 bzw. 
ein Vergleich der Auszahlungen zu den Auszahlungsobergrenzen des der­
zeit geltenden BFRG 2017 bis 2020 gegeben: 

UG 20 - Entwicklung der Auszahlungen und Auszahlungsobergrenzen 
der Jahre 2011 bis 2015 

BFRG bzw. Zahlungen Veränderung 

2011 I 2012 I 2013 I 2014 I 2015 2014: 2015 I 2011: 2015 

in Mio . EUR I in % I in Mio. EUR I in % 

Auszahlungsobergrenze UG 20 6.151,40 6.191,29 6.405,79 7.028,26 7.147,20 + 118,95 + 1,7 + 995,80 + 16,2 

Auszahlungen UG 20 6.034,24 6.110,45 6.707,46 7.423,84 7.905,44 + 481,59 + 6,5 + 1.871,20 + 31,0 

Allwetcllu .. AuIuIIIu ..... I 
OH~ 

AIIwetcIIu .. In..! 

-117,1' -10,14 + 301,.~ +311,51 + 751,Z3l 
-1,' ,. -1,3 ~ + 4,7" +5,'" + 10,'" 

QueUen: HIS. BfRG 1011 . 1014. 1011 . 2015. 1013 . 1016. 2014·2017. 2015 · 2018. eigene Berechnu ng 

Während ursprünglich zwischen 2011 und 2015 eine Erhöhung der Auszah­
lungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt + 995,80 Mio. EUR (+ 16,2 0/0) 

vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2011 und 2015 

tatsächlich um + 1,871 Mrd. EUR (+ 31,0 %). Im Jahr 2015 lagen die tat­
sächlichen Auszahlungen um + 758,23 Mio. EUR (+ 10,6 0/0) über jenen, die 
in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen waren. Dies hing in erster 
Linie damit zusammen, dass der Großteil der Auszahlungen in der UG 20 
variabel ist, die bei ungünstiger Arbeitsmarktlage und gegebenen gesetz­
lichen Ansprüchen entsprechend ansteigen. 
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Fi nanzieru ngshaushaLt 

UG 20 Arbeit 

fix 

variabel 

1) Rundungsdifferenz möglich 
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UG 20 - Vergleich der Entwicklung der Auszahlungen 2011 bis 2015 mit 
der Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen bis 2020 gemäß BFRG 

Auszahlungen (Ist) 

2011 I 
in Mio. EUR 

6.034,24 

1.610,83 

4.423,42 

2015 

7.905,44 

1.965,79 

5.939,65 

durchschnittliche 
jährliche 

Veränderung 

2011: 2015 

in 0(0 

+ 7,0 

+ 5,1 

+ 7,6 

BFRG 

2020 

in Mio. EUR 

9.540,99 

1.955,79 

7.585,20 

durchschnittliche 
jährliche Veränderung 

2015 (Ist) : 2020 (BFRG) 

in '10 

+ 3,8 

- 0,1 

+ 5,0 

Differenz der 
Veränderungs-

raten') 

in "f. · Punkten 

- 3,2 

- 5,2 

-2,6 

Quellen : HIS. BFRG 2017 • 2020. eigene Berechnung 

Die durchschnittliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2011 bis 2015 auf + 7,0 Ofo. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2020 
soJl sie + 3,8 % betragen und somit um 3,2 Prozentpunkte geringer steigen 
als im Zeitraum 2011 bis 2015. 

Um die Auszahlungsobergrenzen in der UG 20 "Arbeit" bis 2020 einhal­
ten zu können, bedarf es aus Sicht des RH der Umsetzung quantifIzierter 
struktureller Steuerungs- und Korrekturmaßnahmen. 

In diesem Zusammenhang weist der RH auf folgende im Jahr 2015 bzw. bis 
April 2016 dem Nationalrat vorgelegte Berichte hin: 

Europäischer Sozialfonds (ESF) - Prüfbehörde (Reihe Bund 2015/15) 

Das BMASK reorganisierte im Jahr 2011 mit hohem Aufwand die Prüf­
behörde des Programms "Beschäftigung Österreich 2007-2013" (Volumen 
2007 bis 2013: rd. 1 Mrd. EUR, davon rd. 470 Mio. EUR aus dem Europä­
ischen Sozialfonds - ESF), weil die Europäische Kommission im Herbst 2010 
schwere Mängel in der Verwaltung und Kontrolle des Programms festge­
stellt hatte und in der Folge die ESF-Zahlungen für ein Jahr stoppte. Um 
einen Programmstillstand und ESF-Mittelverfall zu vermeiden, leisteten 
programmumsetzende Stellen des Bundes und der Länder Zwischenfman­
zierungen von rd. 70 Mio. EUR aus nationalen Budgets. Der RH kritisierte, 
dass das BMASK es verabsäumt hatte, die Struktur der ESF-Umsetzung in 
Österreich - mit 21 zwischengeschalteten Stellen und 19 nachgeordneten 
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bzw. regionalen Einrichtungen sowie externen Dienstleistern - im Hinblick 
auf Kosten und Fehlerrisiken strategisch neu auszurichten. 

- Europäischer GlobaIisierungsfonds - Projekt für Transportarbeiter 
NÖ/OÖ (Reihe Bund 2016/3) 

Zur Unterstützung arbeitsloser Transportarbeiter in Niederösterreich und 
Oberösterreich gewährte die Europäische Kommission dem BMASK im Jahr 
2011 rd. 3,64 Mio. EUR aus Mitteln des Europäischen GlobaIisierungsfonds 
(EGF). Das BMASK überschätzte das Teilnehmerinteresse und den Weiterbil­
dungsbedarf vor Projektbeginn deutlich. Statt der geplanten 502 Personen 
nahmen bis Ende 2012 nur 134 Personen am Projekt teil. Der RH kritisierte 
das deutliche Missverhältnis zwischen den Kosten für die Projektdurchfüh­
rung und den Projektergebnissen. 

Außerdem weist der RH auf folgenden im Rahmen seiner Überprüfung der 
Abschlussrechnungen gemäß § 9 RHG 1948 veröffentlichten Bericht hin 
(Einzelheiten im BRA 2015, Textteil Band 3): 

- Überprüfung des Prozesses Förderungen im Arbeitsmarkt 

Der RH überprüfte den Verrechnungsprozess der Auszahlungen für Arbeits­
marktförderungen, wofür im Bundesvoranschlag 2015 1,060 Mrd. EUR 
vorgesehen waren. Die Auszahlungen 2015 betrugen 1,160 Mrd. EUR. 
Die Bedeckung der Mehrauszahlungen erfolgte durch eine Entnahme der 
Arbeitsmarktrücklage, die bereits in der Budgetplanung durch den Verwal­
tungsrat des AMS vorgesehen, aber nicht im Bundeshaushalt budgetiert war. 

Der RH kritisierte, dass für den IT -Prozess der Förderungen im Arbeits­
markt keine gesamthafte Risikoanalyse vorhanden war, welche die inhä­
renten Risiken des Verfahrens abbildete. Auch konnte das AMS keine voll­
ständige Dokumentation des Rollen- und Berechtigungskonzepts in seinen 
eingesetzten IT -Systemen vorlegen. Die Verwendung von Telebanking für 
die Auszahlung von Förderungen stellte ein Sicherheitsrisiko dar und ent­
sprach nicht dem Standardzahlungsprozess in der Haushaltsverrechnung 
des Bundes. 
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10 UG 21 "SOZIALES UND KONSUMENTENSCHUTZ" 

Tabelle 10.1-1: 

Vermögensrechnung 

zentrale Budgetbereiche 

UG 21 Soziales und Konsumentenschutz - BMASK 

Pflegegeld , Pflegefonds 

Kri egso pferve rsorg u n 9 

Maßnahmen für Behinderte, spezielle Förderprogramme 

Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen 

Heeresversorgung, Impfschaden 

Opferfürsorge 

10.1 Vermögensrechnung 

UG 21 - Vermögensrechnung 11 

Stand Stand Veränderung 

UG 21 Soziales und Konsumentenschutz 31.12.2014 31.12.2015 gegenüber 31.12.2014 

UG 21 

Quelle : HIS 

Anteil 
Stand 

31.12.2015 an 
Vermögen bzw. 
Fremdmitteln 

in Mio. EUR I in "10 

A+I Vtnn6gen 297,03 321,61 + 31,51 + 10,6 100,0 

A Langfristiges Vermögen 115,59 135,82 + 20,23 + 17.5 41,3 

A.I Immaterielle Vermögenswerte 0,00 0,00 - 0,00 - 68,9 0,0 

A.n Sachanlagen 1,98 1,67 - 0,30 - 15,3 0,5 

A.IV Beteiligungen 113,64 134,04 + 20,40 + 18,0 40,8 

A.1V.Ol an verbundenen Unternehmen 113,64 134,04 + 20,40 + 18,0 40,8 

GB 21.04 Maßnahmen für Behinderte 90,05 102,83 + 12,78 + 14.2 31,3 

A.V Langfristige Forderungen - 0,03 0,10 + 0,13 - 430,3 0,0 

B Kurzfristiges Vermögen 181,45 192,80 + 11,35 + 6,3 58,7 

B.n Kurzfristige Forderungen 179,40 190,75 + 11,35 + 6,3 58,0 

B.11.06 Sonstige kurzfristige Forderungen (nv) 158,74 167,53 + 8,80 + 5,5 51,0 

GB 21.02 Pflege 137,29 143,70 + 6,41 + 4,7 43,7 

Aktive Rechnungsabgrenzung 136,89 143,27 + 6,38 +4,7 43,6 

B.IV Liquide Mittel 2,05 2,04 - 0,01 - 0,3 0,6 

GB 21.01 Steuerung und Services 2,05 - 97,98 - 100,04 - 29,8 

GB 21.02 Pflege 0,00 100,01 + 100,01 30,4 

C N~n (Ausglltchsposten) 261,00 214,55 + 23,55 + 9,0 

c.r Neubewertungsrücklagen (Umbewertungskonto) 11,94 31,94 + 20,00 + 167,4 

GB 21.04 Maßnahmen für Behinderte 0,00 12,78 + 12,78 

c.rV 
Jährliches Nettoergebnis 

- 2.712,31 - 2.736,67 - 24,36 + 0,9 (inkt. ' Personal, das für Dritte leistet") 

GB 21.01 Steuerung und Services - 128,74 - 135,28 - 6,54 + 5,1 

GB 21.02 Pflege - 2.375,79 - 2.412,04 - 36,25 + 1,5 

GB 21.03 Versorgungs- und Entschädigungsgesetze - 147,10 - 133,60 + 13,50 - 9,2 

GB 21.04 Maßnahmen fü r Behinderte - 60,68 - 55,76 + 4,93 - 8,1 

C.V Saldo aus der jährt. Eröffnungsbilanz 245,69 249,06 + 3,37 +1,4 

C.VI Bundesfinanzierung 2.715,68 2.740,22 + 24,54 + 0,9 
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Vermögens rechnung 

D+E 

0 

D.II 

D.III 

E.II 

E.III 

1) 

180 

Anteil 

Stand Stand Veränderung 
Stand 

31.12.2015 an 
UG 21 Soziales und Konsumentenschutz 31.12.2014 31.12.2015 gegenüber 31.12.2014 

Vermögen bzw. 
Fremdmitteln 

in Mio. EUR I in % 

.10. 31.o~L 44.0~L ~L + 22.31L l00~ 

langfristige Fremdmittel 15,75 16,44 + 0,70 + 4,4 37,3 

langfristige Verbindlichkeiten 0,21 0,23 + 0,02 + 11,2 0,5 

langfristige Rückstellungen 15,54 16,22 + 0,67 + 4,3 36,8 

Kurzfristige Fremdmittel 20,29 27,62 + 7,33 + 36,2 62,7 

Kurzfristige Verbindlichkeiten 11,55 19,06 + 7,51 + 65,0 43,3 

Kurzfristige Rückstellungen 8,73 8,56 - 0,17 - 2,0 19,4 

Zu den Kri terien für die Auswahl der Posit ionen der Vermögensrechnung siehe die Erläuterungen im Wegweiser. 

QueUen : HIS. eigene Berechnung 

Das Vermögen zum 31. Dezember 2015 betrug in der UG 21 "Soziales und 
Konsumentenschutz" 328,61 Mio. EUR und stieg gegenüber 31. Dezem­
ber 2014 um + 31,58 Mio. EUR (+ 10,6 Ofo) an. Der Anteil des kurzfristigen 
Vermögens betrug 58,7 Ofo und der des langfristigen Vermögens 41,3 0/0. Dem 
Vermögen standen Fremdmittel zum 31. Dezember 2015 von 44,06 Mio. EUR 
gegenüber, die im Vergleich zum 31. Dezember 2014 um + 8,03 Mio. EUR 
(+ 22,3 0/0) anwuchsen. Die Fremdmittel zum 31. Dezember 2015 waren 
zu 62,7 % kurzfristig und zu 37,3 % langfristig. Nachdem das Vermögen 
die Fremdmittel überstieg, ergab sich ein Nettovermögen (Ausgleichspos­
ten) zum 31. Dezember 2015 von 284,55 Mio. EUR (+ 23,55 Mio. EUR bzw. 
+ 9,0 % gegenüber 31. Dezember 2014). 

A. und B. Vermögen 

Das Vermögen zum 31. Dezember 2015 (328,61 Mio. EUR) setzte sich im 
Wesentlichen wie folgt zusammen: 

A.N Beteiligungen: 134,04 Mio. EUR (40,8 0/0) für Beteiligungen 
an verbundenen Unternehmen, 

B.lI Kurzfristige Forderungen: 190,75 Mio. EUR (58,0 0/0), davon 
167,53 Mio. EUR für Sonstige kurzfristige Forderungen (nicht 
veranschlagt) (Aktive Rechnungsabgrenzungen: 143,27 Mio. EUR). 

Der Anstieg des Vermögens gegenüber 31. Dezember 2014 von 
+ 31 ,58 Mio. EUR (+ 10,6 0/0) resultierte insbesondere aus Veränderungen bei 
Beteiligungen an verbundenen Unternehmen (A.N.01) von + 20,40 Mio. EUR 
(+ 18,0 0/0). Nach Angaben des BMASK bestünde der Großteil der Betei­
ligungen an verbundenen Unternehmen im GB 21.04 "Maßnahmen für 
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Behinderte". Der Wert in Höhe von 102,83 Mio. EUR ergebe sich aus der 
Beteiligung am Ausgleichstaxfonds (Buchwert: 96,77 Mio. EUR) und an 
der Erzbischof Ladislaus von Pyrker- und Erzherzog Albrecht Gasteiner 
Badestiftung (Buchwert: 6,06 Mio. EUR). Die kurzfristigen Forderungen in 
Höhe von 190,75 Mio. EUR beträfen hauptsächlich die Aktive Rechnungs­
abgrenzung in Höhe 143,27 Mio. EUR, wobei insbesondere im GB 21.02 
"Pflege" Aktive Rechnungsabgrenzungen in Höhe von 143,27 Mio. EUR 
vorgenommen worden seien. 

10.2 Konsolidierte Ergebnis- und Finanzierungsrechnung 

Tabelle 10.2-1: UG 21 - Vergleich der konsolidierten Ergebnis- und Finanzierungsrech­
nung I) 

Ergebnisrech nu ng (ER ) Finanzieru ngsrech nu ng (FR) 

I I 
Veränderung 

I 1 
Veränderung 

Abweichung 
UG 21 Soziales und Konsumentenschutz 2014 2015 2014 2015 2015 

2014: 2015 2014: 2015 
ER: FR 

Position 
Position 

ER (FR') 
Ergebnisrechnung in Mio. EUR in % in Mio. EUR in % in Mio. EUR 

(Finanzierungsrech nung) 

Ergebnis IUS der operlltiven 

-11~sell - IHMll A Verwllitungstitigkeit -114,85 -130,67 -15.12 + 13,8 -15,'2 + 14.4 + 4,19 
(- A.I + A.II - A.III - A.IV) 

-=== 
A.lI 

Erträge aus der operativen 
11,86 2,89 - 8,97 -75,6 11,79 2,36 - 9,43 - 80,0 - 0,54 

Verwaltungstätigkeit 

A.III Personalaufwand 76,89 79,76 + 2,87 + 3,7 75,94 78,56 +2,62 +3,4 -1.20 

A.II1.01 Bezüge 58,98 61,07 + 2,08 + 3,5 59,04 61,19 + 2,15 +3,6 + 0,12 

GB 21.01 Steuerung und 
58,98 61,07 + 2,08 + 3,5 59,04 61,19 + 2,15 +3,6 + 0,12 

Services 

A.IV Betrieblicher Sachaufwand 49,81 53,80 + 3,99 +8,0 46,40 SO,28 + 3,87 +8,3 - 3,52 

B 
Transferergebnis 

- 2.596,72 -2.606,02 -9,30 +0,4 - 2,36 (- B.I - B.II) 

B.I Erträge aus Transfers 240,10 300,94 + 60,85 + 25,3 240,11 301,03 + 6D.92 + 25,4 + 0,09 

B.1.05 
Erträge aus Transfers 

235,80 296,51 + 60,71 + 25,7 235,80 296,51 + 60,71 + 25,7 0,00 innerhalb des Bundes 

GB 21.02 Pflege 235,80 296,51 + 60,71 + 25,7 235,80 296,51 + 60,71 + 25,7 0,00 

B.II Transferaufwand 2.836,82 2.906,96 + 70,14 +2,5 2.839,44 2.909,41 + 69,97 + 2,5 + 2,45 

Aufwand für Transfers an 
B.II.Ol öffentliche Körperschaften 2.686,42 2.765,36 + 78,94 + 2,9 2.688,45 2.766,93 + 78,48 + 2,9 + 1,57 

und Rechtsträger 

GB 21.02 Pflege 2.617,30 2.703,01 + 85,71 + 3,3 2.619,52 2.704,19 + 84,67 + 3,2 + 1,18 

GB 21 .04 Maßnahmen für 
59,35 53,50 - 5,85 - 9,9 59,35 53,50 - 5,85 - 9,9 0,00 Behinderte 

B.l1.05 
Transfers an private 

146,97 138,18 - 8,79 - 6,0 148,08 139,06 - 9,01 - 6,1 +0,89 Haushalte 

GB 21.03 Versorgungs- und 
133,43 120,37 - 13,05 - 9,8 134,19 120,96 - 13,23 - 9,9 + 0,59 Entsch ädig u n gsge setze 

Ergebnis IIUS d. operativen 
C Verwllitungstitigkeit und - 2.736,61 - 25,12 +0,9 -2.709,1t -2.734.15 + 1,83 

Transfers (- A + B) 

D 
Finllnzergebnis 

-0,75 +0,01 +0,75 -100,9 +O.oz +0,G1 + 0,01 (- D.I - D.II) 

D.I Finanzerträge 0,02 0,01 - 0,01 - 57,2 0.02 0,01 -0,01 - 41,2 + 0,01 

D.II Finanzaufwand 0,76 - 0,76 -100,0 0,00 
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Finanzieru ngsrechnung (FR) 

Abweichung 
Veränderung Veränderung 

UG 21 Soziales und Konsumentensch 2014 2015 
2014: 2015 2014: 2015 

ER: FR 

Position 
Position 

ER (FR ' ) 
Ergebnisrechnung in Mio. EUR in 'I. in Mio. EUR in 'I. in Mio . EUR 

(Finanzierungs re chnung) 

Geldfluss aus empfangenen 
C* s. gewihrten Darlehen und - 2,86 

Vorschüssen 

D* 
Geldfluss aus der -0,37 
Investitionstitigkeit 

Nettoergebnis 
(ER: C + D) I -1,39 
NettofInanzierungssaldo 
(FR: C + D + C* + D*) 

davon Erträge/ Einzahlungen 251,97 303,84 + 51,87 + 20,6 252,16 303,68 + 51,52 + 20,4 - 0,16 

davon Aufwendungen/ 
2.964,28 3.040,52 + 76,23 + 2,6 2.965,63 3.041,75 + 76,11 + 2,6 + 1,23 

Auszahlungen 

davon Erträge aus 
0,00 0,15 + 0,15 - 0,15 

Vorperioden 

davon Aufwand aus 
0,12 0,21 +0,09 + 78,0 - 0,21 

Vorperioden 

um Vorperioden 
- 2.712,20 - 2.736,62 - 24,42 +0,9 - 2.713,48 - 2.738,07 - 24,59 +0,9 -1,44 

bereinigtes Nettoergebnis 

1) Zu den Kriterien für die Auswahl der Positionen der Ergebnis- und Finanzierungsrechnung siehe die Erläuterungen im Wegweiser. 

182 

Quellen: HIS. eigene Berechn ung 

In der UG 21 "Soziales und Konsumentenschutz" betrug das Nettoergebnis 
2015 (E) der konsolidierten Ergebnisrechnung - 2,737 Mrd. EUR. Es setzte 
sich zusammen aus 

dem Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit (A) von 
- 130,67 Mio. EUR (- 15,82 Mio. EUR gegenüber 2014), 

dem Transferergebnis (8) von - 2,606 Mrd. EUR (- 9,30 Mio. EUR 
gegenüber 2014) und 

dem Finanzergebnis (D) von + 0,01 Mio. EUR (+ 0,75 Mio. EUR 
gegenüber 2014). 

Die Erträge in der UG 21 machten 303,84 Mio. EUR 

darunter 2,89 Mio. EUR aus der operativen Verwaltungstätigkeit 
(AII), 300,94 Mio. EUR aus Transfers (8.1) und 0,01 Mio. EUR aus 
Finanzerträgen (D.I) 

und die Aufwendungen 3,041 Mrd. EUR aus 

darunter 79,76 Mio. EUR aus Personalaufwand (Am), 53,80 Mio. EUR 
aus betrieblichem Sachaufwand (AIV) und 2,907 Mrd. EUR aus 

Transferaufwand (Rll). 
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Das Nettoergebnis 2015 verschlechterte sich um 24,36 Mio. EUR bzw. um 
0,9 % gegenüber 2014. 

A Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit 

Die Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit (All) betrugen 
2,89 Mio. EUR. 

Den Erträgen standen Aufwendungen für Personal (A.rn) von 79,76 Mio. EUR 
und betrieblichen Sachaufwand (AN) von 53,80 Mio. EUR gegenüber. 

Die wesentlichen Positionen im Personalaufwand betrafen Bezüge 
(61,07 Mio. EUR) für die Bediensteten des GB 21.01 "Steuerung und Services". 

B. Transferergebnis 

Die Erträge aus Transfers (B.I) betrugen 300,94 Mio. EUR. Den Erträgen 
stand ein Transferaufwand (B.II) von 2,907 Mrd. EUR gegenüber. 

- Wesentliche Positionen der Erträge aus Transfers (B.I) waren Trans­
fers innerhalb des Bundes (296,51 Mio. EUR). 

- Der Transferaufwand entstand insbesondere für Transfers an öffent­
liche Körperschaften und Rechtsträger (2,765 Mrd. EUR) und Trans­
fers an private Haushalte (138,18 Mio. EUR). 

Nach Angaben des BMASK handle es sich bei den Erträgen aus Transfers 
innerhalb des Bundes um Überweisungen von Geldmitteln durch das BMF 
gemäß Pflegefondsgesetz, wobei Länder und Gemeinden bei der Langzeit­
pflege durch die Gewährung von Zweckzuschüssen aus dem Pflegefonds 
vom Bund unterstützt würden. Der Transferaufwand für öffentliche Körper­
schaften und Rechtsträger resultiere vor allem aus dem GB 21.02 "Pflege" 
(2,703 Mrd. EUR) und beträfe großteils Kostenersätze an die Träger der 
gestzlichen Pensions- und Unfallversicherung für den Pflegegeldaufwand. 
Der Transferaufwand für private Haushalte beinhalte hauptsächlich Ren­
tengebühren für Witwen bzw. Witwer, für die Kriegsopferversorung (KOV) 
und für die Heeresversorgung (HV). 

Das Transferergebnis 2015 verschlechterte sich um 9,30 Mio. EUR bzw. um 
0,4 % gegenüber 2014. Bedeutende Veränderungen waren zu beobachten bei 

- den Erträgen aus Transfers (B.I) von + 60,85 Mio. EUR: darunter 
Transfers innerhalb des Bundes (+ 60,71 Mio. EUR) und 
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dem Transferaufwand (B.II) von + 70,14 Mio. EUR: darunter Transfers 
an öffentliche Körperschaften und Rechtsträger (+ 78,94 Mio. EUR). 

Bei den erhöhten Transfers innerhalb des Bundes handle es sich nach Anga­
ben des BMASK um Mehrerträge beim Umsatzsteueranteil für den Pfle­
gefonds infolge der Abdeckung des Mehraufwands in der Langzeitpflege. 
Der Aufwand für Transfers an öffentliche Körperschaften und Rechtsträ­
ger ginge auf einen Mehraufwand für den Aus- und Aufbau der Pflege­
dienstleistungen in der Langzeitpflege, den Mehraufwand durch verstärkte 
Beantragung von Pflegegeld aufgrund verbesserter Informationslage, den 
Wechsel der Leistungsbezieher in eine höhere Pflegegeldstufe sowie die 
Pflegeabrechnung 2014 zurück. Dem gegenüber stehe ein Minderaufwand 
bei den Zuwendungen an den Fonds für die 24h-Betreuung infolge einer 
Auflösung von Rücklagen im Unterstützungsfonds. 

E. Nettoergebnis versus Nettofmanzierungssaldo 

Aufgrund unterschiedlicher Systematiken zwischen Ergebnis- und Finan­
zierungsrechnung kommt es notwendigerweise zwischen Nettoergebnis 
und Nettofmanzierungssaldo zu Abweichungen, die im Folgenden erläu­
tert werden. 

Der Nettofmanzierungssaldo aus der konsolidierten Finanzierungsrechnung 
fiel mit - 2,738 Mrd. EUR um - 1,39 Mio. EUR ungünstiger aus als das Net­
toergebnis aus der konsolidierten Ergebnisrechnung (- 2,737 Mrd. EUR). Im 
Nettofinanzierungssaldo waren Ein- und Auszahlungen des Geldflusses aus 
empfangenen sowie gewährten Darlehen und Vorschüssen (- 2,86 Mio. EUR) 
sowie Ein- und Auszahlungen des Geldflusses aus der Investitionstätig­
keit (- 0,37 Mio. EUR) berücksichtigt, die im Nettoergebnis nicht enthal­
ten waren. 

Weitere Unterschiede zwischen dem Nettofinanzierungssaldo und dem Net­
toergebnis beruhten auf Abweichungen zwischen dem Ergebnis aus der 
operativen Verwaltungstätigkeit (A) (+ 4,19 Mio. EUR), dem Transferergeb­
nis (B) (- 2,36 Mio. EUR) und dem Finanzergebnis (D) (+ 0,01 Mio. EUR) 
vom korrespondierenden Geldfluss. Die höheren Erträge im Vergleich zu 
den Einzahlungen beim Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit 
resultierten aus der nicht-fmanzierungswirksamen Auflösung von Perso­
nalrückstellungen. Durch Periodenabgrenzungen waren die Aufwendungen 
höher als die Auszahlungen des Transferergebnisses. Außerdem wirkten sich 
nicht-finanzierungswirksame Forderungsabschreibungen nur auf die Auf­
wendungen im Transferergebnis aus. 
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10.3 Voranschlagsvergleichsrechnungen 

10.3.1 Ergebnishaushalt 

Tabelle 10.3-1: UG 21 - Ergebnishaushalt 2015 

Ergebnishaushalt 

ErfoLg I Voranschlag I Erfolg 

I 
Veränderung Erfolg Abweichung 

UG 21 2014 2015 2015 2014: 2015 Voranschlag 2015 : Erfolg 2015 
Soziales und Konsumentenschutz 

I I in Mio . EUR in % in Mio . EUR in % 

Erträge 251,97 312,95 

3.001,82 

303,84 

3.040,52 

+ 51,87 + 20,6 - 9,11 - 2,9 

Aufwendungen 2.964,28 + 76,23 + 2,6 + 38,69 + 1,3 

Nettoergebnis - 2.712.31 - 2.688.87 - 2.736.67 - 24.36 + 0.9 - 47.81 + 1.8 

Quellen : HIS, eigene Berechnung 

Im Jahr 2015 betrugen die Erträge in der UG 21 .. Soziales und Konsumen­
tenschutz" 303,84 Mio. EUR. Sie waren gegenüber 2014 um 51,87 Mio. EUR 
(+ 20,6 0/0) angestiegen und gegenüber dem Voranschlag um 9,11 Mio. EUR 
(- 2,9 Ofo) gesunken. 

Die Aufwendungen des Jahres 2015 waren mit 3,041 Mrd. EUR um 
76,23 Mio. EUR (+ 2,6 0/0) höher als im Jahr 2014. Gegenüber dem Vor­
anschlag waren die Aufwendungen um 38,69 Mio. EUR (+ 1,3 Ofo) höher. 

Das Nettoergebnis der UG 21 "Soziales und Konsumentenschutz" lag 2015 
bei - 2,737 Mrd. EUR. Es war um 24,36 Mio. EUR schlechter und damit um 
0,9 Ofo höher als jenes für 2014 (- 2,712 Mrd. EUR) und um 47,81 Mio. EUR 
schlechter und damit um 1,8 % höher als im Voranschlag (- 2,689 Mrd. EUR) 
angenommen. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen gegliedert nach Glo­
balbudgets; die nachstehend angeführten Begründungen (grün und kursi l') 

fassen die vom BMASK bekannt gegebenen Erläuterungen zusammen. Die 
haushaltsleitenden Organe sind gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur Erläu­
terung ihrer Abschlussrechnungen verpflichtet. Diese Erläuterungen fmden 
sich im Detail im Zahlenteil des BRA 2015 der UG 21 "Soziales und Konsumen­
tenschutz" (Tabelle 1.2.11.1) . 
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Tabelle 10.3-2: Ergebnishaushalt, UG 21 - Voranschlagsvergleich 2015 nach GB und 
MVAG 

Ergebnishaushalt 

Voranschlag 

I 
Erfolg I Abweichung 

UG 21 Soziales und Konsumentenschutz 2015 2015 Voranschlag 2015 : Erfolg 2015 

in Mio . EUR I in % 

Erträge 312,95 303,84 - 9,11 - 2,9 

Aufwendungen 3.001,82 3.040,52 + 38,69 + 1,3 

Nettoergebnis - 2.688,87 - 2.736,67 - 47,81 

GI 21.01 5teuMung und Servkes 
Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und 

4,30 4,06 - 0,24 - 5,5 
Transfers 
Finanzerträge 0,00 0,00 - 0,00 - 98,9 

ErtrAge 4,30 4,06 - 0,24 - 5,5 

Personalaufwand 78,01 79,76 + 1,75 + 2,2 

Transferaufwand 10,40 13,44 + 3,05 + 29,3 

Betrieblicher Sachaufwand 33,86 46,14 + 12,28 + 36,3 

Fi nanzaufwand 0,00 - 0,00 

Aufwendungen 122,26 139,34 + 17,08 + 14,0 

GI 21.02 /'flege 
Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und 304,40 297,54 - 6,86 - 2,3 
Transfers 
ErtrAge 304,40 297,54 - 6,86 - 2,3 

Transferaufwand 2.683,86 2.709,51 + 25,64 + 1.0 

Betrieblicher Sachaufwand 0,09 0,07 - 0,02 - 20,0 

Aufwendungen 2.683,95 2.709,57 + 25,62 + 1,0 

GI 21.03 Versorgungs- und EntschlcHgungsgesetze 
Erträge aus der operativen Verwaltungs tätigkeit und 

4,24 2,17 - 2,07 - 48,8 
Transfers 
Finanzerträge 0,01 0,01 - 0,Q1 - 49,9 

Ertrlge 4,26 2,18 - 2,08 - 48,8 

Transferaufwand 132,49 128,86 - 3,63 -2,7 

Betrieblicher Sachaufwand 7,01 6,91 - 0,10 - 1,4 

Aufwendungen 139,51 135,78 - 3,73 - 2,7 

GI 21.04 MI8nahmen tOr Behinderte 
Erträge aus der operativen Verwaltungs tätigkeit und 

0,00 0,07 + 0,07 
Transfers 
Finanzerträge 0,00 - 0,00 - 100,0 

ErtrAge 0,00 0,07 + 0,07 

Transferaufwand 54,98 55,15 + 0,17 + 0,3 

Betrieblicher Sachaufwand 1,12 0,68 - 0,44 - 39,7 

Aufwendungen 56,10 55,82 -0,28 - 0,5 

Quelle n: HIS. eigene Berech nung 
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Mehraufwendungen im GB 21.01 "Steuerung und Services" 

+ 12,28 Mio. EUR in der MVAG "Betrieblicher Sachaufwand" 

Meh ra Ufil'endu I1ge/l fii r die BRZ G mbJ/ IU r Abdeeku ng des la ufenden Beda rfs 
sowie lur "inanzierung I'on dil'CT.sell Pnüektell (illsgesamt + 6, /7 Mio. EUR); 
Mehraufillelulunge/l für iirllliche Begutachtunge/l illfolge eines AII\tiegs der 
Anträge fi"ir den Beh i lIderteIl pas.\\olliie der Eint ragllngen fii r ei lien Beh i 11 -

dertellparkplatz (+ 4,56 Mio. FlJR). Weitere Mehraufu lendungell entstan ­
den durch Il1formalio/lska m pagnen, insbesondere IU In Thema Ba rrierefrei­
heit ul1d Schulstartpaket in den Printmedien (+ 1,05 Mio. fUR). 

Mehraufwendungen im GB 21.02 "Pflege" 

+ 25,64 Mio. EUR in der MVAG "Transferaufwand" 

Mehraufil lenthlllgell für Pj7egegeld bei der PellSionsl'ersicherungs ­
anstalt (+ 37,55 Mio. EUR) und beim Pel1sio/ls/lersicl!erullgsbeitrag 
(+ 11,]2 Mio . EUR) durch I'erstiirkte Beantragullg 1'011 Pj7egegeld aufgru/ld 
I'erbe.sscrtcr I/lformatio/lslage, den Wechsel der Lcistungsbcliehcr ill eine 
höhere Pj7egege/dslI{j'c \olliie durch die 1~f7egegeldabrechnullg 20/ 1: Mehr 
aufil /endullgell bei den LUlliendungen all den FO/lds fi"ir die 24h -Betreuung 
(+ / 1,57 Mio. EUR) sOIl'ie beim P.f7egckarellzgeld (+ 1,50 Mio. EURj i/lfolge 
einer steigelldcn A,llah{ der Bezicl/cr. 

Diese Meh ra ujlliemlu II{/CII l/lU rden teilIIleise du reh Milldera uj/l lclldu ngell 
kompell<;icrt: 

MillderaufiN'lIdungen beim Lalldespj7egege/d (- 21,40 Mio. EUR), bei der 
Sozial/lersicherungsallstalt der Ballem (- /0,9/ Mio. EUR) sOlllic bei der 
Soziall'l'r.sicherungsanstalt der gell/erblichen WirtscI/(~ft (- 0,26 Mio. EURj 
illfolge 1'011 geri I1gerer lila Ilspruch lIa h nie: /I /eitere Mindera L{fll 'endu ngclI 
bei Zahlungen gemiilJ Pj7egeJondsgesetl infolge dcr AIIIl'l'iSllllg des Vor­
schusses für das lahr 2015 an das !.alld Wien (für den AllS lind AL{{­
ba u der p'j7e!lediellst/eist 11 ngell inder La ng7('it nj7ege) bereits im lall1' 2014 
(- 4,85 Mio. FUR). 
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10.3.2 Finanzierungshaushalt 

Tabelle 10.3-3: UG 21 - Finanzierungshaushalt 2015 

Fi na n zieru n gsha u s halt 

Zahlungen I Voranschlag I Zahlungen I Veränderung Zahlungen Abweichung 
UG 21 2014 2015 2015 2014: 2015 Voranschlag 2015 : Zahlungen 2015 

Soziales und Konsumentenschutz 

I I in Mio . EUR in % in Mio. EUR in "I. 

Einzahlungen 252,16 311,84 

3.000,23 

303,68 

3.041,75 

+ 51,52 + 20,4 - 8,16 - 2,6 

188 

Auszahlungen 2.965,63 + 76,11 + 2,6 + 41,52 + 1,4 

Nettotlnanzterunllssaldo - 2.713.48 - 2.688.31 - 2.738.07 - 24.59 +0.9 -49.68 + 1.8 

Quellen: HIS, eigene Berechnung 

Im Jahr 2015 betrugen die Einzahlungen in der UG 21 .. Soziales und 
Konsumentenschutz" 303,68 Mio. EUR. Sie waren gegenüber 2014 um 
51,52 Mio. EUR (+ 20,4 0/0) angestiegen und gegenüber dem Voranschlag 
um 8,16 Mio. EUR (- 2,6 0/0) gesunken. 

Die Auszahlungen des Jahres 2015 waren mit 3,042 Mrd. EUR um 
76,11 Mio. EUR (+ 2,6 0/0) höher als im Jahr 2014. Gegenüber dem Voran­
schlag waren die Auszahlungen um 41,52 Mio. EUR (+ 1,4 0/0) höher. 

Der Nettofmanzierungssaldo der UG 21 .. Soziales und Konsumentenschutz" 
lag 2015 bei - 2,738 Mrd. EUR. Er war um 24,59 Mio. EUR schlechter und 
damit um 0,9 % höher als jener für 2014 (- 2,713 Mrd. EUR) bzw. um 
49,68 Mio. EUR schlechter und damit um 1,8 % höher als im Voranschlag 
(- 2,688 Mrd. EUR) angenommen. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen gegliedert nach Glo­
balbudgets; die nachstehend angeführten Begründungen (blau und kursiv) 

fassen die vom BMASK bekannt gegebenen Erläuterungen zusammen. Die 
haushaltsleitenden Organe sind gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur Erläu­
terung ihrer Abschlussrechnungen verpflichtet. Diese Erläuterungen fmden 
sich im Detail im Zahlenteil des BRA 2015 der UG 21 "Soziales und Konsumen­

tenschutz" (TabeLLe 1.2.8.1) . 
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Tabelle 10.3-4: Finanzierungshaushalt, UG 21 - Voranschlagsvergleich 2015 nach GB 
und MVAG 

Fi nanzierungshaushalt 

Voranschlag 

I 
Zahlungen 

I 
Abweichung 

UG 21 Soziales und Konsumentenschutz 2015 2015 Voranschlag 2015 : Zahlungen 2015 

in Mio. EUR I in "10 

Einzahlungen 311,84 303,68 - 8,16 - 2,6 

Auszahlungen 3.000,23 3.041,75 + 41,52 + 1,4 

NettoflnanzterunglNlldo - 2.688,39 - 2.738.07 - 49.68 

'121.cn lIIId Servtas 
Einzahlungen aus der operativen 3,13 3,72 + 0,59 + 18,8 Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen aus der Rückzahlung von Darlehen 

0.07 + 0,07 sowie gewährten Vorschüssen 
Einzahlungen 3.13 3.79 + 0.66 + 21.0 
Auszahlungen aus der operativen 

109,17 122,38 + 13,21 + 12,1 Verwaltu n gstäti gkei t 
Auszahlungen aus Transfers 10,40 13,93 + 3,54 + 34,0 

Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 0,25 0,37 + 0,12 + 47,4 

Auszahlungen aus der Gewährung von Darlehen 
0,09 0,05 - 0,04 - 43,2 sowie gewährten Vorschüssen 

Auszahlungen 119.91 136.73 + 16.82 + 14.0 

A21.oZ ~ 
Einzahlungen aus der operativen 304,40 297,53 - 6,86 - 2,3 Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen 304.40 297.53 - 6.86 - 2.3 
Auszahlungen aus der operativen 

0,07 0,07 - 0,00 - 3,7 Verwa ltu ngs tätig keit 
Auszahlungen aus Transfers 2.685,53 2.710,72 + 25,19 + 0.9 

Auszahlungen 2.685,60 2.710.79 + 25.19 + 0.9 

filZ1.03 
Einzahlungen aus der operativen 

4,26 2,08 - 2,17 - 51,1 Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen aus der Rückzahlung von Darlehen 

0,05 0,21 + 0,15 + 282,5 sowie gewährten Vorschüssen 
Einzahlungen 4.31 2.29 - 2.02 - 46.9 
Auszahlungen aus der operativen 

6,46 5,74 - 0,72 - 11,2 Ve rwa ltung stäti gkei t 
Auszahlungen aus Transfers 129,01 129,45 + 0,44 + 0,3 
Auszahlungen aus der Gewährung von Darlehen 

3,14 3,08 - 0,06 - 2,0 sowie gewährten Vorschüssen 
Auszahlungen 138.62 138,27 - 0.35 -0,3 

'121.G4 .......... fir ..... 1IdelU 
Einzahlungen aus der operativen 0,00 0,07 + 0,07 Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen 0.00 0.07 + 0.07 
Auszahlungen aus der operativen 

1,12 0,65 - 0,47 - 42,2 Verwaltu n gstäti 9 kei t 
Auszahlungen aus Transfe rs 54,98 55,31 + 0,33 + 0,6 

Auszahlungen 56.10 55.96 -0.15 - 0.3 

QueUen : HIS, eigene Berechnung 
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Mehrauszahlungen im GB 21.01 "Steuerung und Services" 

+ 13,21 Mio. EUR in der MVAG "Auszahlungen aus der operativen Verwal­
tungstätigkeit" 

Mehrauszahlungen an die BRZ GmbH zur Abdeckung des laufenden Bedarfs 
sowie zur Finanzierung von diversen Projekten (insgesamt + 5,10 Mio. EURj; 
Mehrauszahlungen für ärztliche Begutachtungen infolge eines Anstiegs der 
Anträge für den Behindertenpass sowie der Eintragungen für einen Behin­
dertenparkplatz (+ 4, 73 Mio. EURj; Mehrauszahlungen bei den Personal­
ausgaben, da die Gehaltserhöhung 2015 nicht budgetiert war und sich der 
Struktureffekt höher als angenommen ausgewirkt hat (+ 0,95 Mio. EURj. 
Weitere Mehrausgaben entstanden durch Informationskampagnen, insbe­
sondere zum Thema Barrierejreiheit und Schulstartpaket in den Printme­
dien (+ 0,88 Mio. EURj. 

Mehrauszahlungen im GB 21.02 "Pflege" 

+ 25,19 Mio. EUR in der MVAG "Auszahlungen aus Transfers" 

Mehrauszahlungen für Pjlegegeld bei der Pensionsversicherungsanstalt 
(+ 41 ,37 Mio. EURj und beim Pensionsversicherungsbeitrag (+ 6, 71 Mio. EURj 
durch verstärkte Beantragung von Pjlegegeld aufgrund verbesserter Infor­
mationslage, den Wechsel der Leistungsbezieher in eine höhere Pjlegegeld­
stufe sowie durch die Pjlegegeldabrechnung 2014; Mehrauszahlungen bei 
den Zuwendungen an den Fonds für die 24h-Betreuung (+ 11 ,57 Mio. EURj 
sowie beim Pjlegekarenzgeld (+ 1,53 Mio. EURj infolge einer steigenden 

Anzahl der Bezieher. 

Diese Mehrauszahlungen wurden teilweise durch Minderauszahlungen kom­

pensiert: 

Minderauszahlungen beim Landespjlegegeld (- 21,40 Mio. EURj, bei der 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern (- 7,31 Mio. EURj sowie bei der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft (- 2,21 Mio. EURj 
infolge von geringerer Inanspruchnahme; weitere Minderauszahlungen 
bei Zahlungen gemäß Pjlegefondsgesetz infolge der Anweisung des Vor­
schusses für das Jahr 2015 an das Land Wien (für den Aus- und Auf­
bau der Pjlegedienstleistungen in der Langzeitpjlegej bereits im Jahr 2014 

(- 4,85 Mio. EURj. 
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10.3.3 Haushaltsrücklagen 

Tabelle 10.3-5: UG 21 - Entwicklung der Haushaltsrücklagen 2015 

Fi nanzierun gshaus halt 

UG 21 Anfangs· I I Entnahme I Auflösung I Zuführung I Endbestand I Veränderung 

Soziales und 
bestand Umbuchung 2014: 2015 

Konsumentenschutz 

Detailbudgetrüc klagen 

Zweckgebundene 
Ein za h lu n gsrüc klagen 

Genmtsumme 

Tabelle 10.4-1: 

Fina nzi erungshaushalt 

UG 21 
Soziales und 

Konsumentenschutz 

Auszahlungen/ 
Auszahlungsobergrenze gesamt 

Anteil der UG 21 

Auszahlungen/ 
Auszahlungsobergrenze Rubrik 2 

Anteil der UG 21 

in Mio. EUR 1 in "I. 

62,98 - 43,00 + 1,36 21,34 - 41,64 - 66,1 

0,04 - 0,00 + 0,00 0,05 + 0,00 + 8,7 

63,02 -43,00 -0,00 + 1,37 21,39 - 41,63 - 66,1 

Quellen: Rücklagengebarung, eigene Berechnung 

Der Stand der Rücklagen in der UG 21 "Soziales und Konsumentenschutz" 
belief sich zum 31. Dezember 2014 auf 63,02 Mio. EUR und veränderte 
sich durch Entnahmen (43,00 Mio. EUR), Auflösungen (0,00 Mio. EUR) und 
Zuführungen (1,37 Mio. EUR) auf21,39 Mio. EUR zum 31. Dezember 2015. 
Im Verhältnis zu den veranschlagten Auszahlungen (3,000 Mrd. EUR) ent­
sprach der Stand zum 31. Dezember 2015 einem Anteil von 0,7 0/0. Im 
BFG 2015 war für die UG 21 keine Rücklagenverwendung veranschlagt. 

10.4 Finanzrahmen 

Ausgehend von den tatsächlichen Auszahlungen 2015 stellen sich die Aus­
zahlungsobergrenzen für die UG 21 "Soziales und Konsumentenschutz" 
gemäß BFRG für die Finanzjahre 2016 bis 2020 wie folgt dar: 

UG 21 - Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG bis 2020 

Auszahlungen 
Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG Veränderung 

(Ist) 

durch· 
2015 2016 2017 2018 2019 2020 2015 (Ist) : 2020 schnittlich 

jährlich 

in Mio. EUR I in % 

3.041,75 3.123,04 3.121,74 3.125,99 3.195,68 3.351,40 + 3ot,8S!! + 1D.2ll ~ 

74.589,49 78.107,49 78.202,70 78.814,08 80.408,66 83.038,37 + 8.448,88 + 11,3 + 2,2 

4,1 % 4,0% 4,0% 4,0 % 4,0 % 4,0% - 0,0 %- Punkte 

38.119.06 39.508,75 40.660,13 41.839,49 43.309,95 44.834,52 + 6.715,45 + 17,6 +3,3 

8,0'" 7,9 % 7,7 .,. 7,5 % 7,4 % 7,5 % - 0,5 "'·Punkte 

Quellen: HIS, BFRG 2016 - 2019, 2017 - 2020, eigene Berechnung 
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Bis zum Jahr 2020 soll die Auszahlungsobergrenze für die UG 21 "Sozi­
ales und Konsumentenschutz" um + 309,65 Mio. EUR (+ 10,2 0/0) auf 
3,351 Mrd. EUR ansteigen. Dies entspricht einer Veränderungsrate gegen­
über den tatsächlichen Auszahlungen 2015 von + 2,0 % im Jahresdurch­
schnitt. Im Jahr 2015 betrug der Anteil der UG 21 "Soziales und Konsumen­
tenschutz" an den Gesamtauszahlungen 4,1 % und an den Auszahlungen 
der Rubrik 28,0 0/0. Der Anteil der UG 21 an der Gesamt-Auszahlungsober­
grenze soll bis 2020 auf 4,0 Ofo zurückgehen bzw. innerhalb der Rubrik 2 
auf 7,5 % sinken. 

Laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 seien dies die 
wichtigsten laufenden bzw. geplanten Maßnahmen und Reformen für die 
budgetäre Zielerreichung: 

Maßnahmen zur treffsicheren und einheitlichen Einstufung im Pfle­
gegeldbereich, z.B. bei Kindern und Jugendlichen; 

Erstellung einer jährlichen Pflegedienstleistungsstatistik auf Basis 
der Pflegedienstleistungsstatistik-Verordnung zur Sicherstellung 
von Transparenz über das österreichweite Angebot an Pflegelei­
stungen; 

fmanzielle Unterstützung pflegender Angehöriger; 

Umsetzung der Demenzstrategie, z.B. im Hinblick auf Bewusst­
seinsbildung und Partizipation der Betroffenen; 

Weiterentwicklung des Pflegefonds als Steuerungsinstrument; 

Förderung der 24-Stunden-Betreuung; 

Laufende Überprüfung der Umsetzung des Nationalen Aktionsplans 
Behinderung 2012 bis 2020; 

Weiterentwicklung der Förderprogramme, insbesondere zur stär­
keren Ausrichtung auf den Übergang "Schule-Beruf' bzw. auf Pro­
gramme zum späteren Pensionsantritt für Menschen mit Behinde­
rung; 

Neugestaltung und Überprüfung der Förderungsmaßnahmen in 
Richtung besonderer Förderung für Frauen mit Behinderung. 
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Tabelle 10.4-2: 

Finanzieru ngshaus halt 

UG 21 
Soziales und 

Konsumentenschutz 

Auszahlungsobergrenze UG 21 

Auszahlungen UG 21 

AbweIdI .... Auszahlu ...... : 
OH~ 

AIIntcIttI .. t. 

UG 21 

Als Steuerungs- und Korrekturmaßnahme zur Einhaltung der Obergrenzen 
sei laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 eine stringente 
und sparsame Haushaltsführung erforderlich. 

Die im BFRG 2017 bis 2020 vorgesehenen Auszahlungsobergrenzen für die 
Jahre 2017 bis 2019 wurden gegenüber dem bisher geltenden BFRG 2016 bis 
2019 um insgesamt + 1,0 % bzw. um durchschnittlich + 32,24 Mio. EUR pro 
Jahr erhöht. Laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 sei 
dies auf den Mehrbedarf beim Pflegegeld und bei der 24-Stunden-Betreu­
ung aufgrund einer veränderten Demografieprognose der Statistik Austria 
zurückzuführen. 

Im Folgenden wird ein Überblick über die Entwicklung der tatsächlichen 
Auszahlungen und der Auszahlungsobergrenzen von 2011 bis 2015 bzw. 
ein Vergleich der Auszahlungen zu den Auszahlungsobergrenzen des der­
zeit geltenden BFRG 2017 bis 2020 gegeben: 

UG 21 - Entwicklung der Auszahlungen und Auszahlungsobergrenzen 
der Jahre 2011 bis 2015 

BFRG bzw. Zahlungen Veränderung 

2011 I 2012 I 2013 I 2014 I 2015 2014: 2015 I 2011 : 2015 

in Mio. EUR I in "I. I in Mio. EUR I in % 

2.331,40 3.005,35 2.900,78 2.923,32 3.002,23 + 78,91 + 2,7 + 670,83 + 28,8 

2.454,31 2.986,93 2.930,07 2.965,63 3.041,75 + 76,11 + 2,6 + 587,44 + 23,9 

+ 122,'1 

+ 5,3" 

Quellen : HIS, BFRG 2011 . 2014, 2012 . 2015, 2013 • 2016, 2014 • 2017, 2015 . 2018, eigene Berechnung 

Während ursprünglich zwischen 2011 und 2015 eine Erhöhung der Auszah­
lungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt + 670,83 Mio. EUR (+ 28,8 Ofo) 

vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2011 und 2015 
tatsächlich um + 587,44 Mio. EUR (+ 23,9 0/0) . Im Jahr 2015 lagen die tat­
sächlichen Auszahlungen um + 39,52 Mio. EUR (+ 1,3 Ofo) über jenen, die 
in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen waren. 

193 

III-262 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 09 Hauptdok.Band 2 Textteil T3 (gescanntes Original) 21 von 100

www.parlament.gv.at



UG 21 

Tabelle 10.4-3: 

Fi nanzi eru ng shaushalt 

UG 21 
Soziales und 

Konsumentenschutz 

1) Rundungsdifferenz möglich 

194 

R -
H 

UG 21 - Vergleich der Entwicklung der Auszahlungen 2011 bis 2015 mit 
der Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen bis 2020 gemäß BFRG 

durchschnittliche 
durchschnittliche 

Auszahlungen (Ist) jährliche BFRG 
jährliche Veränderung Differenz der 

Veränderung Veränderungs-

I raten') 
2011 2015 2011: 2015 2020 2015 (Ist) : 2020 (BFRG) 

in Mio. EUR in % in Mio. EUR in ,. in '.-Punkten 

2.454,31 3.041,75 + 5,5 3.351,40 + 2,0 - 3,6 

Quellen: HIS. BFRG 2017 • 2020, eigen e Berechn ung 

Die durchschnittliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2011 bis 2015 auf + 5,5 0/0. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2020 
soll sie + 2,0 % betragen und somit um 3,6 Prozentpunkte geringer steigen 
als im Zeitraum 2011 bis 2015. 

Um die Auszahlungsobergrenzen in der UG 21 "Soziales und Konsumenten­
schutz" bis 2020 einhalten zu können, bedarf es aus Sicht des RH der Umset­
zung quantifIzierter struktureller Steuerungs- und Korrekturmaßnahmen. 

In diesem Zusammenhang weist der RH auf folgende im Jahr 2016 dem 
Nationalrat vorgelegte Berichte hin: 

Instrumente zur fInanziellen Steuerung der Krankenversicherung 
(Reihe Bund 2016/3) 

Aufgrund eines stark negativen Reinvermögens mehrerer Krankenversiche­
rungsträger und eines stark negativen Ausblicks unterstützte der Bund die 
gesetzliche Krankenversicherung zwischen 2009 und 2014 mit rd. 1,302 
Mrd. EUR und gab eine aufwandsseitige Konsolidierung von rd. 1,725 Mrd. 
EUR vor. Obwohl die Ziele dieses Sanierungspakets erfüllt wurden, sah die 
Gebarungsvorschau bis 2017 wieder erhebliche Abgänge voraus. Der RH 
kritisierte, dass den Instrumenten der Gebarungsvorschau die erforderliche 
Glaubwürdigkeit für die Nutzung zur Steuerung fehlte. 

Die 2009 für den Zeitraum bis 2013 festgelegten Finanzziele waren spä­
testens ab 2011 aufgrund der tatsächlichen Entwicklung nicht mehr zur 
Detailsteuerung der Krankenversicherungsträger geeignet. Dies galt auch 
für die im Jahr 2012 bis zum Jahr 2016 festgelegten Ausgabenobergren­
zen. Dennoch wurden die Ausgabenobergrenzen unverändert in das Ziel-
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steuerungssystem des Hauptverbands und der Krankenversicherungsträger 
übernommen. Diese Systeme verloren damit in wesentlichem Ausmaß ihre 
Wirkung als Steuerungsinstrumente. 

Ausgewählte Steuerungsbereiche in der Krankenversicherung (Reihe 
Bund 2016/3) 

Der RH kritisierte, dass die operative Steuerung der für die Gestaltung der 
Finanzen der Krankenversicherungsträger wichtigsten Bereiche - ärztliche 
Hilfe und Heilmittel - nicht ausreichend war, um die Ziele der Gesund­
heitsreform 2012 erfüllen zu können bzw. eine nachhaltige Finanzierung 
sicherzustellen. Die Sozialversicherungsträger nutzten die verfügbaren Daten 
weder im Bereich der ärztlichen Hilfe noch im Heilmittelbereich ausrei­
chend. Die Aufbereitungen der Daten waren teilweise fehlerhaft, wurden nur 
unregelmäßig durchgeführt und beantworteten wesentliche Fragen nicht. 
Die trägerübergreifende Steuerung der Verwaltungskosten war weitgehend 
ungeeignet. 

Pensionsrecht der Bediensteten der Sozialversicherungen; Follow­
up-Überprüfung (Reihe Bund 2016/1) 

Der Hauptverband setzte die vom RH in seinem Vorbericht im Jahr 2012 
veröffentlichten Empfehlungen nur teilweise um. Der RH stellte kritisch fest, 
dass die vom Hauptverband 2014 durchgeführte Reform der Dienstordnung 
und Rechenvorschriften wesentlich von den Empfehlungen des RH abwich. 
Die Umsetzung der Empfehlungen des RH hätte bei einem Bediensteten­
stand von 10.807 und dem Geldwert 2014 zu einem Einsparungspotenzial 
von rd. 1,15 Mrd. EUR im Zeitraum 2014 bis 2050 geführt. Die 2014 durch­
geführte Reform der Dienstordnung bedeutete jedoch gemäß Modellrech­
nung für den gleichen Zeitraum lediglich ein Einsparungspotenzial von rd. 
144 Mio. EUR, das entsprach nur rd. 12,6 % des vom RH empfohlenen Ein­
sparungspotenzials. 
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11 UG 22 "PENSIONSVERSICHERUNG" 

zentrale Budgetbereiche 

1) Pen sionsversicherungsanstalt 

UG 22 Pensionsversicherung - BMASK 

Bundesbeitrag PVA'), variabel 

Bundesbeitrag SVB'), variabel 

Bundesbeitrag SVA'), variabel 

Ausgleichszulagen PVA'), variabel 

Bundesbeitrag VAEB'), variabel 

Partnerleistung SVA'), variabel 

2) Sozialversicherungsanstalt de r Bauern 

3) Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft 

4) Versicherun gsa nstalt für Eisen bah nen und Bergbau 

11.1 Vermögensrechnung 

Quelle: HIS 

Tabelle 11.1-1: UG 22 - Vermögensrechnung J) 

Vermögensrechnung 

C 

C.IV 

C.V 

C.VI 

D+E 

E.II 

1) 

Anteil 

Stand Stand Veränderung 
Stand 

31.12.2015 an 
UG 22 Pensionsversicherung 31.12.2014 31.12.2015 gegenüber 31.12.2014 

Vermögen bzw. 
Fremdmitteln 

in Mio. EUR I in '10 

I~ (Ausgletchsposten) - 5.38tl - 5,38 +0,00 - 0,1 

Jährliches Nettoergebnis (inkl. "Personal, das für Dritte leistet") - 10.296,96 - 10.135,90 + 161,07 - 1,6 

GB 22.01 Bundesbeitrag und Partnerleistung, variabel - 9.268,47 - 9.140,68 + 127,79 - 1,4 

GB 22.02 Ausgleichszulagen, variabel - 1.017,68 - 989,74 + 27,94 - 2,7 

GB 22.03 Sonstige leistungen zur PV, variabel - 10,81 - 5,47 + 5,34 - 49,4 

Saldo aus der jährl. Eröffnungsbilanz 72,27 - 5,38 - 77,66 - 107,4 

Bundesfinanzierung 10.219,31 10.135,90 - 83,41 - 0,8 

FremdmltWl 5,38 5,38 -0,00 -D.1 100,0 

Kurzfristige Fremdmittel 5,38 5,38 - 0,00 - 0,1 100,0 

Kurzfristige Verbindlichkeiten 5,38 5,38 - 0,00 - 0,1 100,0 

Zu den Kri te rien für die Auswahl der Positionen der Vermögensrechnung siehe die Er läuterungen im Wegweiser. 

Quellen: HIS, eigene Berechnung 

Die Fremdmittel zum 31. Dezember 2015 betrugen in der UG 22 "Pensions­
versicherung" 5,38 Mio. EUR und sanken gegenüber 31. Dezember 2014 um 
- 0,00 Mio. EUR (- 0,1 0/0). Die Fremdmittel zum 31. Dezember 2015 waren 
zu 100,0 % kurzfristig. Daraus resultierte ein Nettovermögen (Ausgleichs­
posten) zum 31. Dezember 2015 von - 5,38 Mio. EUR (+ 0,00 Mio. EUR 
bzw. - 0,1 % gegenüber 31. Dezember 2014). 
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11.2 Konsolidierte Ergebnis- und Finanzierungsrechnung 

Tabelle 11.2- 1: UG 22 - Vergleich der konsolidierten Ergebnis- und Finanzierungsrechnung il 

UG 22 Pensionsversicherung 

Position I Po.sition 
ER FR< Ergebnisrechnung 

( ) (Finanzierungsrechnung) 

A 

A.I 

A.n 

A.ILOl 

A.IL03 

A.IV 

A.IV.14 

B 

B.n 

B.ILOl 

C 

E 

Ergebnis aus der 
operativen Verwaltungs-
titigkeit (- A.I + A.n 
- A.III - A.IV) 

Erträge aus Abgaben netto 

Erträge aus 
der operativen 
Verwaltu n gs tätig keit 

Erträge aus 
wirtschaftlicher Tätigkeit 

GB 22 .01 Bundesbeitrag 
und Partnerleistung, 
variabel 

Sonstige Erträge 

GB 22 .01 Bundesbeitrag 
und Partnerleistung, 
variabel 
Betrieblicher 
Sachaufwand 
Sonstiger betrieblicher 
Sachaufwand 
GB 22 .01 Bundesbeitrag 
und Partnerleistung, 
variabel 

Transf.rergebnis 
(- B.I - B.II) 

Transferaufwand 

Aufwand für Transfers 
an öffentliche 
Kör perschaften und 
Rechtsträger 
GB 22 .01 Bundesbeitrag 
und Partnerleistung, 
variabel 
GB 22 .02 Ausg leichs­
zulagen, variabel 

Ergebnis aus d. 
operativen Verwaltungs­
titigkeit und Transfers 
(- A + B) 
Nettoergebnis 
(ER: C + D) I 
NettofInanzierungssaldo 
(FR: C + D + C* + D*) 

davon Erträgel 
Einzahlungen 

davon Aufwendungenl 
Auszahlungen 

davon Erträge aus 
Vorperioden 
davon Aufwand aus 
Vorperioden 

um Vorperioden 
bereinigtes 
Nettoergebnis 

Ergebnisrechnung (ER ) 

I I 
Veränderung 

2014 2015 
2014: 2015 

in Mio. EU R t 
in % 

+ 105.80 + 258.40 + 152.60 + 144.2 

36,40 38,08 + 1,68 +4,6 

215,53 - 215,53 - 100,0 

146,60 - 146,60 - 100,0 

141,09 - 141,09 -100,0 

68,93 - 68,93 - 100,0 

64,17 - 64,17 - 100,0 

146,13 - 220,32 - 366,45 - 250,8 

146,13 - 220,32 - 366,45 - 250,8 

141,09 - 217,93 - 359,01 - 254,5 

-10.402.76 -10.394,30 +8.46 -0,1 

10.402,76 10.394,30 - 8,46 - 0,1 

10.402,76 10.394,30 - 8,46 - 0,1 

9.332,65 9.358,61 + 25,96 +0,3 

1.022,44 990,31 - 32,13 - 3,1 

+ 1'1.07 -1.6 

- 10.296,96 - 10.135.90 + 161.07 -1.' 
251,93 38,08 - 213,85 - 84,9 

10.548,89 10.173,98 - 374,92 - 3,6 

68,93 - 68,93 - 100,0 

146,13 - 220,32 - 366,45 - 250,8 

- 10.219,76 - 10.356,22 - 136,46 + 1,3 

Finanzierungsrechnung (FR ) 

Veränderung 
Abweichung 

2014 2015 2014: 2015 
2015 

ER : FR 

in Mio. EUR in "I. in Mio. EUR 

+W.oo +JI,Ol -144.12 -71,1 - 220.32 

36,40 38.08]' + 1.68 +4,(jl 0,00 

146,60 -146,60 -100.0 0,00 

146,60 - 146,60 - 100,0 0,00 

141,09 - 141,09 -100,0 0,00 

0,00 

0,00 

- + 220,32 

+ 220,32 

+ 217,93 

+ 220,32 

10.402,76 10.173,98 - 228,79 - 2,2 - 220,32 

10.402,76 10.173,98 - 228,79 - 2,2 - 220,32 

9.332,65 9.140,68 - 191,96 - 2,1 - 217,93 

1.022,44 989,74 - 32,70 - 3,2 - 0,57 

- 10.11',7' -to.Us.to +U,17 - 0,1 0,00 

~ 

-10.11',7. -lo.UI,to +U,I7 -0,1 0,00 

~ 

183,00 38,08 - 144,92 - 79,2 0,00 

10.402,76 10.173,98 - 228,79 - 2,2 0,00 

0,00 

+ 220,32 

- 10.219,76 - 10.135,90 + 83,87 - 0,8 + 220,32 

1) Zu den Kr iterien für die Auswahl der Positionen der Ergebnis- und Finanzierungsrechnung siehe die Erläuterungen im Wegweiser. 
Quellen : HIS, eigene Berechn ung 
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In der UG 22 "Pensionsversicherung" betrug das Nettoergebnis 2015 (E) der 
konsolidierten Ergebnisrechnung - 10,136 Mrd. EUR. Es setzte sich zusam­
men aus 

dem Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit (A) von 
+ 258,40 Mio. EUR (+ 152,60 Mio. EUR gegenüber 2014) und 

- dem Transferergebnis (B) von - 10,394 Mrd. EUR (+ 8,46 Mio. EUR 
gegenüber 2014). 

Die Erträge in der UG 22 machten 38,08 Mio. EUR 

aus Abgaben netto (A.I), 

und die Aufwendungen 10,174 Mrd. EUR aus 

darunter - 220,32 Mio. EUR aus betrieblichem Sachaufwand (A.IV), 
10,394 Mrd. EUR aus Transferaufwand (B.II). 

Das Nettoergebnis 2015 verbesserte sich um 161,07 Mio. EUR bzw. um 
1,6 % gegenüber 2014. 

A. Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit 

Die Erträge aus Abgaben netto (A.I) betrugen 38,08 Mio. EUR. 

Der betriebliche Sachaufwand (A.IV) enthielt ausschließlich das Sach­
konto 7229.000 "Aufwand aus Vorperioden" und betrug im Jahr 2015 
- 220,32 Mio. EUR. 

Nach Angaben des BMASK bestehe der sonstige betriebliche Sachaufwand 
im GB 22.01 "Bundesbeitrag und Partnerleistung, variabel" aus Abrech­
nungsresten aus Vorperioden. Laut Angaben des BMASK seien diese nicht 
periodengerecht abgegrenzt, da die Endabrechnungen der Pensionsversiche-
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rungsträger nicht termingerecht vorgelegt wurden. 15 Die Abrechnungsreste 
würden sich aus den geleisteten Vorschüssen des Bundes und dem tatsäch­
lichen Bedarf aus den endgültigen Erfolgsrechnungen der Pensionsversiche­
rungsanstalten ergeben. Aus den Endabrechnungen im Jahr 2015 resultiere 
für das Jahr 2014 eine saldierte Rückführung von 220,32 Mio. EUR an den 
Bund. Im Jahr 2015 seien erstmalig Aufwendungen und Erträge, die Vorpe­
rioden betroffen hätten, auf dafür im betrieblichen Ergebnis vorgesehenen 
Sachkonten verbucht worden. Zusätzlich sei im Jahr 2015 die Buchungs­
logik dahingehend geändert worden, als dass erstmalig die Rückführung 
von bereits geleisteten Vorschüssen als Absetzungen bei den Aufwendun­
gen gebucht worden sei, wodurch sich im Jahr 2015 ein Ertrag im betrieb­
lichen Sachaufwand ergeben habe. 

Das Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit 2015 verbesserte sich 
um + 152,60 Mio. EUR bzw. um + 144,2 Ofo gegenüber 2014. Bedeutende 
Veränderungen waren zu beobachten bei 

den Erträgen aus der operativen Verwaltungstätigkeit (A.ll) von 
- 215,53 Mio. EUR: darunter Erträge aus wirtschaftlicher Tätig­
keit (- 146,60 Mio. EUR) und sonstige Erträge (- 68,93 Mio. EUR) 
sowie 

dem betrieblichen Sachaufwand (A.N): - 366,45 Mio. EUR Sonstiger 
betrieblicher Sachaufwand. 

Nach Angaben des BMASK hätten sich aufgrund der veränderten Buchungs­
logik und der unterschiedlichen Höhe der Abrechnungsreste gegenüber dem 
VOIjahr die genannten Abweichungen ergeben. Die Erträge aus wirtschaft-

15 Der Bund bezahlte an die vier Pensionsversicherungsträger unterjährig Vorschüsse. Die 
Pensionsversicherungsträger hatten bis Ende Mai des Folgejahres Zeit, ihre Jahresab­
schlüsse zu erstellen und auf Basis dieser dem BMASK eine Endabrechnung zu legen. 
Die Differenzen zwischen Vorschüssen und Endabrechnungen wurden daher regelmä­
ßig erst im nächsten Jahr in den Abschlussrechnungen berücksichtigt. Dadurch war 
eine periodengerechte Erfassung der Aufwände und Erträge in der UG 22 "Pensions­
versicherung" nicht gegeben . Um für das Abrechnungsjahr 2015 eine periodengerechte 
Darstellung zu gewährleisten , beauftragte der RH deshalb das BMASK mit einer Män­
gelbehebung gern . § 9 RHG i.Y.m. § 36 RLV 2013, um die zu erwartenden Abrechnungs­
reste für die Transfers 2015 in den Abschlussrechnungen korrekt darzustellen und damit 
eine möglichst getreue Darstellung der finanziellen Lage des Bundes zu gewährleisten. 
Nachdem das BMASK als zuständiges haushaltsleitendes Organ der Aufforderung des 
RH zur Mängelbehebung nicht nachgekommen war, machte der RH von seinem Recht 
gern. § 36 RLV 2013 zur direkten Richtigstellung der Abschlussrechnungen durch das 
BMF Gebrauch. Das BMF teilte dem RH mit, es habe mangels Kenntnis der zu berich­
tigenden Beträge den Mangel in den Abschlussrechnungen des Bundes mit 31. März 
2016 nicht beheben können. (Siehe BRA 2015, Textteil Band 3: Ordnungsmäßigkeits- und 
Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, 

TZ 38) . 
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licher Tätigkeit sowie die sonstigen Erträge im GB 22.01 "Bundesbeitrag 
und Partnerleistung, variabel" hätten insbesondere Abrechnungen der Pen­
sionsversicherungsanstalten von zu hoch geleisteten Vorschüssen auf den 
Bundesbeitrag und die Partnerleistungen aus dem Jahr 2013 beinhaltet, die 
im Jahr 2014 verrechnet worden seien. Der sonstige betriebliche Sachauf­
wand enthalte Abrechnungsreste aus Vorperioden aus Transferzahlungen. 

B. Transferergebnis 

Den Erträgen stand ein Transferaufwand (B.II) von 10,394 Mrd. EUR 
gegenüber, der für Transfers an öffentliche Körperschaften und Rechtsträ­
ger (10,394 Mrd. EUR) entstand. Nach Angaben des BMASK handle es sich 
beim Transferaufwand für öffentliche Körperschaften und Rechtsträger um 
die Beitragszahlungen des Bundes an die Pensionsversicherungsanstalten. 
Gemäß § 80 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG) zahle der Bund 
den Pensionsversicherungsanstalten für jedes Geschäftsjahr einen Beitrag 
in der Höhe des Betrages, um den die Aufwendungen der Anstalten ihre 
Erträge überstiegen. Zusätzlich übernähme der Bund für bestimmte Teil­
versicherte in der Pensionsversicherung eine Beitragsleistung. 

Der Transferaufwand sollte erstmalig aufgrund der geänderten Buchungs­
logik einen periodenreinen Aufwand für Transfers an die Pensionsversiche­
rungsanstalten beinhalten. Jedoch fehlen (wie zuvor in Punkt A. Ergebnis 
aus der operativen Verwaltungstätigkeit beschrieben) aufgrund noch nicht 
erfolgter Abrechnungen für das Jahr 2015 etwaige Abrechnungsreste (oder 
-gutschriften). ' 

E. Nettoergebnis versus Nettofmanzierungssaldo 

Aufgrund unterschiedlicher Systematiken zwischen Ergebnis- und Finan­
zierungsrechnung kommt es notwendigerweise zwischen Nettoergebnis 
und Nettofmanzierungssaldo zu Abweichungen, die im Folgenden erläu­
tert werden. 

Der Nettofinanzierungssaldo aus der konsolidierten Finanzierungsrechnung 
entsprach mit - 10,136 Mrd. EUR dem Nettoergebnis aus der konsolidierten 
Ergebnisrechnung. 

- Abweichungen beim betrieblichen Sachaufwand (A.N): 
+ 220,32 Mio. EUR Sonstiger betrieblicher Sachaufwand und 

Abweichungen beim Transferaufwand (B.II): - 220,32 Mio. EUR 
Transfers an öffentliche Körperschaften und Rechtsträger. 
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Sowohl die Abweichungen beim betrieblichen Sachaufwand als auch beim 
Transferaufwand betrafen Periodenabgrenzungen aus den Abrechnungsres­
ten des Bundes mit den Pensionsversicherungsanstalten aus den Vorjahren. 

11.3 UG-spezifische Entwicklungen 

Die nachfolgende Abbildung zeigt die Entwicklung des durchschnittlichen 
Pensionsantrittsalters seit dem Jahr 2000. In der Grafik ist die Entwick­
lung mit und ohne Berücksichtigung des Rehabilitationsgeldes gegenüber­
gestellt, das mit 1. Jänner 2014 eingeführt wurde. 

UG 22 - Entwicklung des Pensionsantrittsalters 

62 ,----------------------------- --------------------------~ 

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

• Alterspensionen • Invaliditätspensionen (Berufsunfähigkeit) 

• alle Eigenpensionen • Invaliditätspensionen inkl. Rehabilitationsgeld 

• Eigenpensionen inkl. Rehabilitationsgeld Quelle: Hauptverband österreichischer Sozialversicherungsträger 

Im Arbeitsprogramm der Österreichischen Bundesregierung 2013 - 201816 

wird das Ziel angegeben, bis zum Jahr 2018 das faktische Pensionsalter von 
58,4 Jahren im Jahr 2012 auf 60,1 Jahre im Jahr 2018 anzuheben. Im Jahr 
2014 war ein leichter Anstieg des durchschnittlichen Pensionsantrittsalters 
zu sehen, der sich auch im Jahr 2015 weiter fortsetzte. Das durchschnittliche 
Pensionsantrittsalter (Eigenpensionen) erhöhte sich von 57,7 Jahren im Jahr 
2000 auf 60,2 Jahre im Jahr 2015. Ein großer Teil dieses Anstiegs ist aller-

16 Siehe S.63 
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dings auf die Einführung des Rehabilitationsgeldes, das von den Kranken­
kassen administriert wird, zurückzuführen. 17 Ein Anspruch besteht, wenn 

Invalidität/Berufsunfähigkeit voraussichtlich im Ausmaß von min­
destens sechs Monaten vorliegt und 

berufliche Maßnahmen der Rehabilitation nicht zweckmäßig oder 
nicht zumutbar sind.18 

11.4 Voranschlagsvergleichsrechnungen 

11.4.1 Ergebnishaushalt 

Tabelle 11 .4- 1: UG 22 - Ergebnishaushalt 2015 

Ergebnis hau shalt 

Erfolg Erfolg Veränderung Erfolg Abweichung 

UG 22 Pensionsversicherung 2014 
I Voranschlag I 

2015 2015 I 2014: 2015 Voranschlag 2015 : Erfolg 2015 

in Mio. EU R I 
Erträge 251,93 37,90 3s.o8 - 213,85 

Aufwendungen 10.548,89 10.680,00 10.173,98 - 374,92 

Netto.rg.bnls - 10.296,96 - 10.642,10 - 10.135,90 + 161,07 

in '10 

- 84,9 

- 3,6 

-1,6 

in Mio . EU R 

+ 0,18 

- 506,02 

+ 506,20 

I in '10 

+ 0,5 

- 4,7 

-4,8 

Quellen : HIS. eigene 8erechnung 

Im Jahr 2015 betrugen die Erträge in der UG 22 "Pensionsversicherung" 
38,08 Mio. EUR. Sie waren gegenüber 2014 um 213,85 Mio. EUR (- 84,9 0/0) 

gesunken und gegenüber dem Voranschlag um 0,1 8 Mio. EUR (+ 0,5 0/0) 

angestiegen. 

Die Aufwendungen des Jahres 201 5 waren mit 10,174 Mrd. EUR um 
374,92 Mio. EUR (- 3,6 0/0) niedriger als im Jahr 2014. Gegenüber dem Vor­
anschlag waren die Aufwendungen um 506,02 Mio. EUR (- 4,7 0/0) niedriger. 

Das Nettoergebnis der UG 22 "Pensionsversicherung" lag 2015 bei 
- 10,136 Mrd. EUR. Es war um 161,07 Mio. EUR besser und damit um 1,6 Ofo 

niedriger als jenes für 201 4 (- 10,297 Mrd. EUR) und um 506,20 Mio. EUR 

17 Jene Personen, die sich für Rehabilitationsmaßnahmen qualifIzieren, bekommen nun ­
mehr von den Krankenkassen ein Rehabilitationsgeld ausbezahlt und bleiben somit 
(potentielle) Arbeitnehmer. 

18 siehe Pensionsversicherungsanstalt: http://www.pensionsversicherung.at/portaI27 /por­
ta l/pvaportal/content/contentWindow?contentid= 10007.707671 Etaction=2. 
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besser und damit um 4,8 % niedriger als im Voranschlag (- 10,642 Mrd. EUR) 

angenommen. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen gegliedert nach Glo­
balbudgets; die nachstehend angeführten Begründungen (grün ul1d kur­
siv) fassen die vom BMASK bekannt gegebenen Erläuterungen zusammen. 

Die haushaltsleitenden Organe sind gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur 
Erläuterung ihrer Abschlussrechnungen verpflichtet. Diese Erläuterungen 

fmden sich im Detail im Zahlenteil des BRA 2015 der UG 22 "Pensionsversi­
cherung" (Tabelle 1.2.11.1) . 

Tabelle 11.4-2: Ergebnishaushalt, UG 22 - Voranschlagsvergleich 2015 nach GB und 
MVAG 

Ergebnishausha lt 

Voranschlag I Erfolg I Abweichung 

UG 22 Pensionsversicherung 2015 2015 Voranschlag 2015 : Erfolg 2015 

in Mio . EUR T in % 

Erträge 37,90 38,08 + 0,18 + 0,5 

Aufwendungen 10.680,00 10.173,98 - 506,02 - 4,7 

Nettoergebnis - 10.642,10 - 10.135,90 + 506,20 

'B 22.01 Bund.sbettrq und Plrtn.rtelstung, vlrllbtl 
Erträge aus de r operativen Verwaltungs tätigkeit und 0,01 - 0,01 - 100,0 
Transfers 
Erträge 0,01 - 0,01 - 100,0 

Transferaufwand 9.612,11 9.358,61 - 253,50 - 2,6 

Betrieblicher Sachaufwand - 217,93 - 217,93 

Aufwendungen 9.612,11 9.140,68 - 471,42 - 4,9 

'B 22.02 A~, Vlrfabel 
Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und 0,00 - 0,00 
Transfers 

Ertrl ge 0,00 -0,00 

Transferaufwand 1.018,67 990,31 - 28,37 - 2,8 

Betrieblicher Sachaufwand - 0,57 - 0,57 

Aufwendungen 1.018,67 989,74 - 28,93 - 2,8 

'B 22.03 Sonstige Leistungen zur PV, variabel 
Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und 37,89 38,08 + 0,19 + 0,5 
Transfers 
Ertrig. 37,89 38,08 + 0,19 + 0,5 

Transferaufwand 49,22 45,38 - 3,84 - 7,8 

Betrieblicher Sachaufwand - 1,83 - 1,83 

Aufwendungen 49,22 43,55 - 5,67 - 11,5 

Que lLen: HIS. eigene Berech nu ng 
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Minderaufwendungen im GB 22.01 "Bundesbeitrag und Partnerleistung, 
variabeL" 

- 253,50 Mio. EUR in der MVAG "Transferaufwand" 

Minderal{fillclldungell beim Bundesbeitrag zur Pens/Onsl'ersicherL/IIgsanstalt 
(- 239,94 Mio. EUR) durch einen nicdrigeren Pen.siotlsaufwand il~/()lge einer 
sinkenden Allzahl all Pensiollell sowie dllrch Mehriiberulei.Sllllgen I'om AMS 
für Teill'ersicherte il~rolge dcr steigcnden Lahl an Arbeitslosen; Minderauf 
I/lelldllngell beim Bundesbeitrag zur SOliall'ersichcrllllgsan'italt der geulerb­
lichclI Wirtschaft (- 14,43 Mio. FLJR) sou'ic beim Bundc'ibcitrag lllr SOlial­
/lersicherullgsanstalt der Ballem ( 14,83 Mio. HJR) . 

Diese Minderaujll1endungen wurden tcilweisc durch Mehralljlllclldllllgcn bei 
der Partllerlei<jfullg zur SOliall'ersicllerLlllgwlIlstalt der gelllerblichell Wirt 
schaft (+ 15,30 Mio. EUR) kompellsiert . 

- 217,93 Mio. EUR in der MVAG "Betrieblicher Sachaufwand" 

Minderal~/lI1elldungell: Der betriebliche Saclwujl/l{lIId enthält Ergebllisse alls 
Vorperiodell alls Trall'ijer7ahlullgell . lI 'eil die.se lIicht periodellgerecht abge­
grellzt 1I1erdell köllnell. da die AbrechlllHlgen der Pellsiollsl'l'rsicilerLlIlg'i­
träger lIicht termillgerecht Ilorgelegt Illcrden kÖIlIlCIl . Er <jetzt sich aLü j()I ­
gen den AlJrcchnlingsrestcll aus dem Jahr 2 014. die sich alls den !JeleistetclI 
Vor')chüssell des Bundes 1I1ld dem tatsächlicheIl Bedarf all .s dell endgültigeIl 
Edolgsrecllllllngell ergebell, Zllsammell: " 

Forderlillgell all die Pensions/1ersicllerLlllqwIIIstait (- 190,54 1\1io. l<UR) , 

ForderLillgell all die )oliall'ersicl!crung'iallstalt der gell'erblicllen Wirtschaft 
Bundesbcitrag ( 51,08 Mio. EUR). 

Verbilldlichkeiten gegenüber der SOliall'erslcherungsan'italt der {/clI 'erblichen 
Wirtscl!aJi - Partllerleistllll[J (+ 14,55 Mio . EUR), 

Vcrbindlichkeiten ge!Jenüber der Soziall'ersicl!erLmgsllllsta!t der Bauem -
BUlldesbeitrag (+ 8,82 1\1io. EUR). 

19 siehe BRA 2015, Textteil Band 3: Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrech­

nung des Bundes für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 38. 

205 

III-262 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 09 Hauptdok.Band 2 Textteil T3 (gescanntes Original) 33 von 100

www.parlament.gv.at



UG 22 

Tabelle 11.4-3: 

Fina nzierungsha ushalt 

UG 22 Pensionsversicherung 
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Minderaufwendungen im GB 22.02 "Ausgleichszulagen, variabeL" 

- 28,37 Mio. EUR in der MVAG "Transferaufwand" 

Mi ndera ufwclldu ngell Jü rA u.5gleichszulagetl (Pell sionslIcrsichcru ngsa nstall: 
- 22,32 Mio. EUR; Soziall'cßicherungsanstalt der Bauern: 8,29 Mio. EUR) 
durch eine geringere Zahl all B('7iehern ulld einc lIiedrigere durchschnitt­
liche Ausgleichszulage. 

11.4.2 Finanzierungshaushalt 

UG 22 - Finanzierungshaushalt 2015 

Zahlungen I Voranschlag I Zahlungen I Veränderung Zahlungen Abweichung 
2014 2015 2015 2014: 2015 Voranschlag 2015 : Zahlungen 2015 

in Mio. EUR I in '10 in Mio. EUR I in "I. 

Einzahlungen 183,00 37,90 38,08 - 144,92 - 79,2 + 0,18 + 0,5 

206 

Auszahlungen 10.402,76 10.680,00 10.173,98 

NettofIn.nzteru ...... ldo - 10.219,7' - 10.'42,10 - 10.135.'0 

- 228,79 

+ 13,17 

- 2,2 

-0,1 

- 506,02 

+ 50',20 

- 4,7 

-4,1 

Quellen: HIS. eigene Berechnung 

Im Jahr 2015 betrugen die Einzahlungen in der UG 22 "Pensionsversiche­
rung" 38,08 Mio. EUR. Sie waren gegenüber 2014 um 144,92 Mio. EUR 
(- 79,2 0/0) gesunken und gegenüber dem Voranschlag um 0,18 Mio. EUR 
(+ 0,5 0/0) angestiegen. 

Die Auszahlungen des Jahres 2015 waren mit 10,174 Mrd. EUR um 
228,79 Mio. EUR (- 2,2 0/0) niedriger als im Jahr 2014. Gegenüber dem Vor­
anschlag waren die Auszahlungen um 506,02 Mio. EUR (- 4,7 0/0) niedriger. 

Der Nettofmanzierungssaldo der UG 22 "Pensionsversicherung" lag 2015 bei 
- 10,136 Mrd. EUR. Er war um 83,87 Mio. EUR besser und damit um 0,8 0/0 

niedriger als jener für 2014 (- 10,220 Mrd. EUR) bzw. um 506,20 Mio. EUR 
besser und damit um 4,8 % niedriger als im Voranschlag (- 10,642 Mrd. EUR) 

angenommen. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen gegliedert nach Glo­
balbudgets; die nachstehend angeführten Begründungen (blau und kur­
siv) fassen die vom BMASK bekannt gegebenen Erläuterungen zusammen. 
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Die haushaltsleitenden Organe sind gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur 
Erläuterung ihrer Abschlussrechnungen verpflichtet. Diese Erläuterungen 
finden sich im Detail im Zahlenteil des BRA 2015 der UG 22 "Pensionsversi­

cherung" (Tabelle 1.2.8.1) . 

Tabelle 11.4-4: Finanzierungshaushalt, UG 22 - Voranschlagsvergleich 2015 nach GB 
und MVAG 

Fina nzi erungshaushalt 

&lU.ot 

&I ZZ.oZ 

liI ZZ.G3 

-------

Voranschlag 

I 
Zahlungen 

I 
Abweichung 

UG 22 Pensionsversicherung 2015 2015 Voranschlag 2015 : Zahlungen 2015 

in Mio. EUR I in "I. 

Einzahlungen 37,90 38,08 + 0,18 + 0,5 

Auszahlungen 10.680,00 10.173,98 - 506,02 - 4,7 

Nettoflnlnzierungs'lldo -10.642.10 -10.135.'0 + 506.20 ... v.1Ibel ...J 
Einzahlungen aus der operativen 0,01 - 0,01 - 100,0 Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen IL 0.01 - 0.01 -100.0 

Auszahlungen aus Transfers 9.612,11 9.140,68 - 471,42 - 4,9 

Auszlhlungen IL '.612.11 9.140.68 - 471.42 -4.' 

I~VIrtUeI 1 
Einzahlungen aus der operativen 

0,00 - 0,00 - 100,0 Ve rwaltungstätigkeit und Tra nsfers 
Einzahlungen .IL 0.00 -0.00 -100.0 

Auszahlungen aus Transfers 1.018,67 989,74 - 28,93 - 2,8 

Auszlhlungen 11 1.018.67 ,a'.74 - 28,93 - 2.a 

~_NvarIIMl I 
Einzahlungen aus der operativen 

37,89 38,08 + 0,19 + 0,5 Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen 11 37.a, 3a.Oa + 0.1' + 0.5 

Auszahlungen aus Transfers 49,22 43 ,55 - 5,67 - 11,5 

Auszlhlungen 11 4'.22 43.55 - 5.67 -11.5 

QueUen : HIS. eigene Berechnung 

Minderauszahlungen im GB 22.01 "Bundesbeitrag und Partnerleistung, 
variabeL" 

- 471 ,42 Mio. EUR in der MVAG .. Auszahlungen aus Transfers" 

Minderauszahlungen beim Bundesbeitrag zur Pensionsversicherungsanstalt 
(- 430,48 Mio. EURj durch einen niedrigeren Pensionsaufwand infolge 
einer sinkenden Anzahl an Pensionen sowie durch Mehrüberweisungen 
vom AMS für Teilversicherte infolge der steigenden Zahl an Arbeitslo­
sen; Minderauszahlungen beim Bundesbeitrag zur Sozialversicherungsan­
stalt der gewerblichen Wirtschaft (- 65,52 Mio. EUR) durch die Verrech-
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nung des Abrechnungsrestes 2014, der sich aus den geleisteten Vorschüssen 
des Bundes und dem tatsächlichen Bedarf aus der endgültigen Eifolgsrech­
nung ergibt, sowie durch höhere Beitragseinnahmen; weitere Minderaus­
zahlungen entstanden beim Bundesbeitrag zur Sozialversicherungsanstalt 
der Bauern (- 6,01 Mio. EURj. 

Diese Minderauszahlungen wurden teilweise durch Mehrauszahlungen bei 
der Partnerleistung zur Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft (+ 29,85 Mio. EURj infolge höherer Beitragseinnahmen sowie durch 
die Verrechnung des Abrechnungsrestes 2014 kompensiert. 

Minderauszahlungen im GB 22.02 "AusgLeichszuLagen, variabeL" 

- 28,93 Mio. EUR in der MVAG "Auszahlungen aus Transfers" 

Minderauszahlungenjür Ausgleichszulagen (Pensionsversicherungsanstalt: 
- 23,37 Mio. EUR; Sozialversicherungsanstalt der Bauern: - 7,94 Mio. EURj 
durch eine geringere Zahl an Beziehern und eine niedrigere durchschnitt­
liche Ausgleichszulage. 

11.4.3 Haushaltsrücklagen 

Der Stand der Rücklagen in der UG 22 "Pensionsversicherung" belief sich 
zum 31. Dezember 2014 auf 0,00 Mio. EUR und blieb im Vergleich zum 
31. Dezember 2015 unverändert. 

11.5 Finanzrahmen 

Ausgehend von den tatsächlichen Auszahlungen 2015 stellen sich die Aus­
zahlungsobergrenzen für die UG 22 "Pensionsversicherung" gemäß BFRG 
für die Finanzjahre 2016 bis 2020 wie folgt dar: 
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Tabelle 11.5-1: 

F i na n zie ru n 9S ha u sha lt 

UG 22 Pensionsversicherung 

Auszahlungen! 
Auszahlungsobergrenze gesamt 

Anteil der UG 22 

Auszahlungen! 
Auszahlungsobergrenze Rubrik 2 

Anteil der UG 22 

UG 22 

UG 22 - Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG bis 
2020 

Auszahlungen Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG Veränderung (Ist) 

durch-
2015 2016 2017 2018 2019 2020 2015 (Ist) : 2020 schnittUch 

jährlich 

in Mio. EUR in % 

10.173." 10.772,40 11.279,80 11.850,00 12.514,00 13.258,3oIL + J~ _ + JO.JJL + 5." 
74.589,49 78.107,49 78.202,70 78.814,08 80.408,66 83.038,37 + 8.448,88 + 11,3 +2,2 

13,6 '10 13,8 % 14,4 '10 15,0 "I. 15,6 % 16,0 "I. + 2,3 'Io-Punkte 

38.119,06 39.508,75 40.660,13 41.839,49 43.309,95 44.834,52 + 6.715,45 + 17,6 +3,3 

26,7 % 27,3 "I. 27,7 "I. 28,3 '10 28,9 '10 29,6 "I. + 2,9 %-Punkte 

QueUen: HIS, BFRG 2016 - 2019, 2017 • 2020, eigene Berechnung 

Bis zum Jahr 2020 soll die Auszahlungsobergrenze für die UG 22 "Pensi­
onsversicherung" um + 3,084 Mrd. EUR (+ 30,3 0/0) auf 13,258 Mrd. EUR 
ansteigen. Dies entspricht einer Veränderungsrate gegenüber den tatsäch­
lichen Auszahlungen 2015 von + 5,4 % im Jahresdurchschnitt. Im Jahr 2015 
betrug der Anteil der UG 22 "Pensionsversicherung" an den Gesamtauszah­
lungen 13,6 % und an den Auszahlungen der Rubrik 2 26,7 0/0. Der Anteil 
der UG 22 an der Gesamt- Auszahlungsobergrenze soll sich bis 2020 auf 
16,0 % erhöhen bzw. soll er innerhalb der Rubrik 2 auf 29,6 % ansteigen. 

Laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 gebe es insbe­
sondere folgende laufende bzw. geplante Maßnahmen und Reformen zur 
Zielerreichung: 

Jährliche Erhöhung der Pensionen und der Ausgleichszulagenricht­
sätze in der Höhe des Anstiegs des Verbraucherpreisindex zur Kauf­
krafterhaltung und Sicherung des Lebensstandards; 

Maßnahmen zur Reintegration vor der Pension mit dem Ziel eines 
längeren Verbleibs im Erwerbsleben (verbesserte Kooperation der 
beteiligten Institutionen, Schwerpunkte auf Frühintervention im 
Fall eines Krankenstandes, Verbreiterung der beruflichen Rehabi­
litation, Wiedereingliederung nach langem Krankenstand, Verbes­
serung der Rehabilitationsabläufe, neue und qualitative Methoden 
der Rehabilitation) ; 
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Erhöhung des Ausgleichszulagenrichtsatzes auf 1.000 EUR für 
Alleinstehende mit 30 Beitragsjahren zur Vermeidung von Alters­
armut; 

Erhöhung des faktischen Pensionsantrittsalters und der Beschäf­
tigungsquoten der 55- bis 64-Jährigen nach festgelegten Pfaden 
bis 2018; 

Durchführung einer vertiefenden Gender Analyse. 

Folgende Steuerungs- und Korrekturmaßnahmen zur Einhaltung der Aus­
zahlungsobergrenzen seien laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 
bis 2020 erforderlich: 

Änderung bei der Langzeitversichertenregelung mit 1. Jänner 2014: 
Anhebung des Pensionsantrittsalters bei den Männern von 60 auf 
62 Jahre Uenes der Frauen von 55 auf 57 Jahre und schrittweise 
steigend auf 62 Jahre) sowie Einführung von Abschlägen von der 
Pension pro Jahr des Pensionsantrittes vor dem Regelpensionsal­
ter; 

Stabilitätsgesetz 2012: Anhebung der Anspruchsvoraussetzungen 
für die Korridorpension mit 62 Jahren von 37,5 auf 40 Versiche­
rungsjahre schrittweise bis 2017 für alle ab dem 1. Jänner 1955 
geborenen Personen und Erhöhung des Abschlags pro Jahr des 
Pensionsantritts vor dem Realpensionsalter von 4,2 % auf 5,1 0/0; 

Umsetzung der im Programm der Bundesregierung festgelegten 
Pfade zur Erhöhung des faktischen Pensionsantrittsalters sowie der 
Beschäftigungsquoten der 55- bis 64-Jährigen; 

Umsetzung der Maßnahmen auf Basis der Zielsetzung "Reintegra­
tion vor Pension" sowie Schaffung von Anreizen zu einem län­
geren Verbleib im Erwerbsleben. 

Die im BFRG 2017 bis 2020 vorgesehenen Auszahlungsobergrenzen für die 
Jahre 2017 bis 2019 wurden gegenüber dem bisher geltenden BFRG 2016 bis 
2019 um insgesamt - 6,2 % bzw. um durchschnittlich - 779,84 Mio. EUR pro 
Jahr vermindert. Laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 
sei dies auf einen Minderbedarf aufgrund eines allgemein geringeren Pen­
sionsaufwandes infolge der Anhebung des faktischen Pensionsantrittsalters, 
einer positiven Entwicklung bei den Beitragseinnahmen und niedrigeren 
Pensionsanpassungen aufgrund gesunkener Inflationsraten zurückzuführen. 
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Tabelle 11.5-2: 

Fi nanzierungshau shalt 

UG 22 Pensionsversicherung 

UG 22 

Im Folgenden wird ein Überblick über die Entwicklung der tatsächlichen 
Auszahlungen und der Auszahlungsobergrenzen von 2011 bis 2015 bzw. 
ein Vergleich der Auszahlungen zu den Auszahlungsobergrenzen des der­
zeit geltenden BFRG 2017 bis 2020 gegeben: 

UG 22 - Entwicklung der Auszahlungen und Auszahlungsobergrenzen 
der Jahre 2011 bis 2015 

BFRG bzw. Zahlungen Veränderung 

2011 I 2012 I 2013 I 2014 I 2015 2014: 2015 I 2011 : 2015 

in Mio . EUR I in '10 I in Mio . EUR I in "I. 

Auszahlungsobergrenze UG 22 9.109,00 10.024,00 9.966,20 10.194,00 10.680,00 + 486,00 + 4,8 + 1.571,00 + 17,2 

+ 11,6 Auszahlungen UG 22 9.113,77 9.795,31 9.793,09 10.402,76 10.173,98 - 228,79 - 2,2 + 1.060,20 

AIIweIcIHI .. AuHII ........ ~ 0 ....... _ 

----- AInretdI ... tn.! 

Tabelle 11.5-3: 

Fi n a nzieru ng s hau s ha lt 

UG 22 Pensionsversicherung 

variabel 

1) Rundungsdifferenz möglich 

+4,77 -121," -173.1~ + 201,7' -501,~ 
+0,1 .. .... -I,' ! -1,7" + 1,0 '! -4,7" 

Quellen: HIS, BFRG 2011 - 2014, 2012 - 2015, 2013 - 2016, 2014 - 2017, 2015 - 2018, eigene Berechnung 

Während ursprünglich zwischen 2011 und 2015 eine Erhöhung der Auszah­
lungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt + 1,571 Mrd. EUR (+ 17,2 0/0) 

vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2011 und 2015 
tatsächlich um + 1,060 Mrd. EUR (+ 11,6 %). Im Jahr 2015 lagen die tat­
sächlichen Auszahlungen um - 506,02 Mio. EUR (- 4,7 %) unter jenen, die 
in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen waren. 

UG 22 - Vergleich der Entwicklung der Auszahlungen 2011 bis 2015 mit 
der Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen bis 2020 gemäß BFRG 

durchschnittliche 
durchschnittliche 

Auszahlungen (Ist) jährliche BFRG 
jährliche Veränderung Differenz der 

Veränderung Veränderungs-

I 
raten') 

2011 2015 2011: 2015 2020 2015 (Ist) : 2020 (BFRG) 

in Mio . EUR in "I. in Mio. EUR in '10 in ·'.-Punkten 

9.113,77 10.173,98 + 2,8 13.258,30 + 5,4 + 2,6 

9.113,77 10.173,98 + 2,8 13.258,30 + 5,4 +2,6 

Quellen : HIS, BFRG 2017 - 2020, eigene Berechnung 
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Die durchschnittliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2011 bis 2015 auf + 2,8 0/0. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2020 
soll sie + 5,4 % betragen und somit um 2,6 Prozentpunkte stärker steigen 
als im Zeitraum 2011 bis 2015. 

Die effIziente Aufgabenwahrnehmung im Bereich der UG 22 "Pensionsver­
sicherung" sollte aus Sicht des RH durch quantifIzierte strukturelle Steue­
rungs- und Korrekturmaßnahmen unterstützt werden. 

In diesem Zusammenhang weist der RH auf folgenden im Jahr 2015 dem 
Nationalrat vorgelegten Bericht hin: 

Gewährung von Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung 
(Reihe Bund 2015/9) 

Darin stellte der RH fest, dass trotz zahlreicher Änderungen von Rahmen­
bedingungen eine Strategie über die künftige Weiterentwicklung der Aus­
gleichszulage, die mit einem Gebarungsvolumen von rd. 1 Mrd. EUR im 
Jahr 2012 die bedeutendste einkommensabhängige Geldleistung im Sozial­
system Österreichs war, fehlte. Wesentliche Elemente der Steuerung waren 
nicht vorhanden. Die im Verhältnis zu anderen bedarfsorientierten Geld­
leistungen (Bedarfsorientierte Mindestsicherung, Notstandshilfe, Leistun­
gen nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz) anders ausgestalteten Rege­
lungen - z.B. bei der Einkommensanrechnung - führten zu vermehrtem 
Verwaltungsaufwand und schwer nachvollziehbaren Differenzierungen. 
Die wirkungsorientierte Steuerung war im Hinblick auf die unterschied­
lichen Auswirkungen der Ausgleichszulage in wesentlichen Dimensionen 
(Geschlechterverhältnis, Berufsgruppen, Bezieher inländischer und auslän­
discher Pensionen) noch nicht ausreichend aussagekräftig. 
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12 UG 23 "PENSIONEN - BEAMTINNEN UND BEAMTE" 

zentrale Budgetbereiche 

UG 23 Pensionen - Beamtinnen und Beamt e - BMF 

Hoheitsverwaltung Ruhe- und Versorgungsgenüsse inkl. SV 

ÖB B Ruhe- und Versorgungsgenüsse inkl. SV 

Landeslehrer Ruhe- und Versorgungsgenüsse inkl. SV 

Post Ruhe- und Versorgungsge nüsse inkl. SV 

UG 23 

Ausgegliederte Institutionen Ruhe- und Versorgungsgenüsse inkl. SV 

Hoheitsverwaltung Pflegegeld 

Quelle: HIS 

12.1 Vermögensrechnung 

Tabelle 12.1-1: UG 23 - Vermögensrechnung ll 

Vermögensrechnung 

Anteil 

Stand Stand Veränderung 
Stand 

31.12.2015 an 
UG 23 Pensionen - Beamtinnen und Beamte 31.12.2014 31.12.2015 gegenüber 31.12.2014 

Vermögen bzw. 
Fremdmitteln 

in Mio. EUR I in "10 

A+8 VenIIIgen 1.t66,22 863,115 -1.102,27 -56~1 100,0 

A Langfristiges Vermögen 0,63 0,97 + 0,34 + 53,2 0,1 

A.V Langfristige Forderungen 0,63 0,97 + 0,34 + 53,2 0,1 

B Kurzfristiges Vermögen 1.965,59 862,98 - 1.102,61 - 56,1 99,9 

B.II Kurzfristige Forderungen 1.965,77 862,98 - 1.102,78 - 56,1 99,9 

B.l1.03 aus Lieferungen und Leistungen - 18,06 0,00 + 18,06 - 100,0 0,0 

GB 23 .04 Landeslehrer - 18,06 0,00 + 18,06 - 100,0 0,0 

B.l1.06 Sonstige kurzfristige Forderungen (nv) 1.983,81 862,96' - 1.120,85 - 56,5 99,9 

GB 23.01 Hoheitsverwaltung und ausgegliederte Institutionen 583,97 590,75 + 6,77 + 1,2 68,4 

Aktive Rechnungsabgrenzung 570,26 580,46 + 10,19 + 1,8 67,2 

GB 23.02 Post 75,77 75,61 - 0,16 - 0,2 8,8 

Aktive Rechnungsabgrenzung 73,61 73,42 - 0,19 - 0,3 8,5 

GB 23.03 ÖBB 823,86 111,65 - 712,21 - 86,4 12,9 

Aktive Rechnungsabgrenzung 823,86 111,65 - 712,21 - 86,4 12,9 

GB 23.04 Landeslehrer 500,21 84,96 - 415,25 - 83,0 9,8 

Aktive Rechnungsabgrenzung 499,32 84,12 - 415,19 - 83,2 9,7 

B.IV Liquide Mittel - 0,18 0,00 + 0,18 - 100,0 0,0 

C NettoYemI6gen (AusglekhspostH) 162,72 167,63 + 4,111 +3,0 

c.rV Jährliches Nettoergebnis (inkl. 'Personal, das für Dritte leistet ' ) - 6.688,11 - 6.711 ,60 - 23,49 +0,4 

GB 23.01 Hoheitsverwaltung und ausgegliederte Institutionen - 2.713,04 - 2.733,04 - 20,00 + 0,7 

GB 23 .02 Post - 999,10 - 1.000,13 - 1,04 + 0,1 

GB 23.03 ÖBB - 1.690,82 - 1.675,39 + 15,43 - 0,9 

GB 23.04 Landeslehrer - 1.285,16 - 1.303,05 - 17,88 + 1,4 

C.V Saldo aus der jährl. Eröffnungsbilanz 107,56 164,30 + 56,74 + 52,8 

C.VI Bundesfinanzierung 6.743,27 6.714,93 - 28,34 - 0,4 
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UG 23 

Vermögens rec hnu ng 

Anteil 

Stand Stand Veränderung Stand 
31.12.2015 an 

UG 23 Pensionen - Beamtinnen und Beamte 31.12.2014 31.12.2015 gegenüber 31.12.2014 Vermögen bzw. 
Fremdmitteln 

in Mio. EUR I in "I • 

D.E Ir ........ 1ttM .... "", 1.103.51 .... ~L - 1.lD7·~L -11.~ ' .~ 
Kurzfristige Fremdmittel 1.803,51 696,32 - 1.107,18 - 61,4 100,0 

E.n Kurzfristige Verbindlichkeiten 1.803,51 696,32 - 1.107,18 - 61,4 100,0 

E.II.Ol aus Lieferungen und Leistungen 47,12 0,00 - 47,12 - 100,0 0,0 

GB 23 .02 Post 16,97 0,17 - 16,81 - 99,0 0,0 

GB 23 .03 ÖBB 30,31 0,00 - 30,31 - 100,0 0,0 

E.II.06 Sonstige kurzfristige Verbindlichkeiten 1.775 ,95 715,31 - 1.060,64 - 59,7 102,7 

GB 23.01 Hoheitsverwaltung und ausgegliederte Institutionen 414,26 568,65 + 154,39 + 37,3 81,7 

Passive Rechnungsabgrenzungen 407,87 563,75 + 155,88 + 38,2 81,0 

GB 23 .02 Post 94,56 25,86 - 68,70 - 72,7 3,7 

Passive Rechnungsabgrenzungen 93,71 24,97 - 68,74 - 73,4 3,6 

GB 23 .03 ÖBB 794,88 58,18 - 736,70 - 92,7 8,4 

Passive Rechnungsabgrenzungen 794,83 58,12 - 736,71 - 92,7 8,3 

GB 23 .04 Landeslehrer 472,25 62,62 - 409,63 - 86,7 9,0 

Passive Rechnungsabgrenzungen 436,19 62 ,06 - 374,12 - 85,8 8,9 

Übrige sonstige kurzfristige Verbindlichkeiten 36,06 0,56 - 35,51 - 98,S 0,1 

1) Zu den Kriterien fü r die Auswa hl der Positionen der Vermägensrechnung siehe die Erläuterungen im Wegweiser. 

214 

Quellen: HIS, eigene Berechnung 

Das Vermögen zum 31. Dezember 2015 betrug in der UG 23 "Pensi­
onen - Beamtinnen und Beamte" 863,95 Mio. EUR und sank gegenüber 
31. Dezember 2014 um - 1,102 Mrd. EUR (- 56,1 0/0). Der Anteil des kurz­
fristigen Vermögens betrug 99,9 Ofo und der des langfristigen Vermögens 
0,1 0/0. Dem Vermögen standen Fremdmittel zum 31. Dezember 2015 von 
696,32 Mio. EUR gegenüber, die im Vergleich zum 31. Dezember 2014 um 
- 1,107 Mrd. EUR (- 61,4 Ofo) zurückgingen. Die Fremdmittel zum 31. Dezem­
ber 201 5 waren zu 100,0 Ofo kurzfristig. Nachdem das Vermögen die Fremd­
mittel überstieg, ergab sich ein Nettovermögen (Ausgleichsposten) zum 
31. Dezember 2015 von 167,63 Mio. EUR (+ 4,91 Mio. EUR bzw. + 3,0 Ofo 

gegenüber 31. Dezember 2014) . 

A. und B. Vermögen 

Das Vermögen zum 31. Dezember 2015 (863,95 Mio. EUR) setzte sich im 
Wesentlichen wie folgt zusammen: 

ß.II Kurzfristige Forderungen: 862,96 Mio. EUR (99,9 0/0) , für Sons­
tige kurzfristige Forderungen (nicht veranschlagt) (Aktive Rech­
nungsabgrenzungen: 849,65 Mio. EUR). 
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Der Rückgang des Vermögens gegenüber 31. Dezember 2014 von 
- 1,102 Mrd. EUR (- 56,1 0/0) resultiere laut Angaben des BMF insbeson­
dere aus Veränderungen bei Kurzfristigen Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen (B.II.03) von 18,06 Mio. EUR (100,0 Ofo), Sonstigen kurz­
fristigen Forderungen (nicht veranschlagt) (B.lI.06) von - 1,121 Mrd. EUR 
(- 56,5 Ofo), davon Aktive Rechnungsabgrenzungen - 1,117 Mrd. EUR. Nach 
Angaben des BMF resultiere der Anstieg der kurzfristigen Forderungen aus 
Lieferungen und Leistungen im GB 23.04 "Landeslehrer" (+ 18,06 Mio. EUR) 
aus Einzahlungen der Dienstgeberbeiträge der Landeslehrer. Im Gegensatz 
zum Jahr 2014 sei die Buchung der Dienstgeberbeiträge 2015 bereits im 
Dezember 2015 (die Buchung der Dienstgeberbeiträge 2014 erfolgte im Jän­
ner 2015) durchgeführt worden. Der Rückgang der sonstigen kurzfristigen 
Forderungen (nicht veranschlagt) sei auf Veränderungen in der Aktiven 
Rechnungsabgrenzung insbesondere im GB 23.02 "ÖBB" und im GB 23.04 
"Landeslehrer" zurückzuführen. Hier sei im Jahr 2013 eine Rechnungsab­
grenzung für Pensionen sowie eine Rechnungsabgrenzung für die Lohn­
steuer erfolgt, welche im Jahr 2015 wieder ausgebucht worden seien. 

D. und E. Fremdmittel 

Die Fremdmittel zum 31. Dezember 2015 (696,32 Mio. EUR) setzten sich im 
Wesentlichen wie folgt zusammen: 

- E.II Kurzfristige Verbindlichkeiten: 696,32 Mio. EUR (100,0 0/0) , 

darunter 715,31 Mio. EUR für Sonstige kurzfristige Verbindlichkei­
ten (Passive Rechnungsabgrenzungen: 708,90 Mio. EUR). 

Der Rückgang der Fremdmittel gegenüber 31. Dezember 2014 von 
- 1,107 Mrd. EUR (- 61 ,4 Ofo) war insbesondere auf Veränderungen bei Kurz­
fristigen Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (E.II.Ol) von 
- 47,12 Mio. EUR (- 100,0 0/0), Sonstigen kurzfristigen Verbindlichkeiten 
(E.II.06) von - 1,061 Mrd. EUR (- 59,7 Ofo), davon Passive Rechnungsabgren­
zungen von - 1,024 Mrd. EUR, zurückzuführen. Nach Angaben des BMF sei 
der Rückgang bei kurzfristigen Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leis­
tungen im GB 23.02 "Post" und im GB 23.03 "ÖBB"auf offene Kreditoren­
rechungen und Debitoren Ersatzschulden zurückzuführen. Der Rückgang 
der sonstigen kurzfristigen Verbindlichkeiten sei auf Veränderungen in der 
Passiven Rechnungsabgrenzung insbesondere in den GB 23.02 "ÖBB" und 
GB 23.04 "Landeslehrer" zurückzuführen. Hier erfolgten im Jahr 2013 eine 
Rechnungsabgrenzung für Pensionen sowie eine Rechnungsabgrenzung 
für die Lohnsteuer welche im Jahr 2015 wieder ausgebucht worden seien. 
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12.2 Konsolidierte Ergebnis- und Finanzierungsrechnung 

Tabelle 12.2- 1: UG 23 - Vergleich der konsolidierten Ergebnis- und Finanzierungsrechnung1J 

UG 23 Pensionen - Beamtinnen und 

Position 
ER (FR' ) 

A 

A.lI 

A.IV 

B 

B.I 

B.1.01 

B.1.03 

B.1.04 

B.1.05 

B.1.06 

B.lI 

B.II.Ol 

B.I1.03 

216 

Beamt e 

Position 
Ergebnisrechnung 

( Finanzierungsrechn ung) 

Ergebnis aus der 
operativen Verwaltungs-
titlgkelt (. A.I + A.II 
- A.III - A.IV) 

Erträge aus 
der operativen 
Verwaltungstätigkeit 

Betrieblicher 
Sachaufwand 

Transferergebnis 
(. B.I - B.II) 

Erträge aus Transfers 

Erträge aus Transfers 
von öffentlichen 
Körperschaften und 
Rechtsträgern 

GB 23 .01 
Hoheitsverwaltung 
und ausgegliederte 
Institutionen 

Erträge aus Transfers von 
Unternehmen 

GB 23 .02 Post 

GB 23.03 ÖBB 

Erträge aus Transfers 
von privaten Haushalten 
und gemeinnützigen 
Einrichtungen 

GB 23.01 
Hoheitsverwaltung 
und ausgegliederte 
Inst itutionen 

GB 23 .03 ÖBB 

Erträge aus Transfers 
innerhalb des Bun des 

GB 23.01 
Hoheitsverwaltung 
und ausgegliederte 
Institutionen 

GB 23 .04 Lan deslehrer 

Erträge aus 
Sozialbeiträgen 

GB 23.01 
Hoheitsverwaltung 
und ausgegliederte 
Institutionen 

Transferaufwand 

Aufwand für Transfers 
an öffentliche 
Körperschaften und 
Rechtsträger 

GB 23 .04 Landeslehrer 

Aufwand für Tra nsfers an 
Unternehmen 

GB 23.02 Post 

GB 23 .03 ÖBB 

Ergebnisrechnung (ER) 

201 4 

I 
2015 

I 
in Mio. EUR 

+ 0.68 -0.04 

1,33 0,53 

0,66 0,57 

-6.688.79 -6.711.56 

2.247,68 2.290,10 

101,68 108,25 

101,66 108,23 

554,38 561,43 

209,02 206,67 

327,92 337,42 

284,39 284,03 

106,87 107,86 

94,25 93,44 

770,05 789,80 

529,85 545,77 

240,19 244,03 

537,18 546,59 

537,13 546,59 

8.936,47 9.001,66 

1.557,05 1.577,69 

1.551,81 1.572,58 

3.052,21 3.044,30 

1.121,39 1.119,64 

1.930,82 1.924,67 

Fi nanzierun gsrechnung (FR) 

Veränderung 
2014 2015 

2014: 2015 

in % in Mio. EUR 

-0.72 -106.1 +1.12 +G.Jt 

- O,BO - 60,3 1.33 0.53 

- 0,09 - 13,1 0.21 0,22 

- 22.77 +0.3 

+ 42,42 + 1,9 

+ 6,57 + 6,5 101,58 108,24 

+ 6,57 + 6,5 101,56 108,21 

+ 7,05 + 1,3 555,62 561,40 

- 2,35 -1.1 208,77 206,65 

+ 9,49 + 2,9 328,07 337,67 

- 0,36 - 0,1 284,14 283,87 

+ 0,99 + 0,9 106,96 107,79 

- 0,81 - 0,9 94,10 93,43 

+ 19,75 + 2,6 771,54 792,41 

+ 15,91 + 3,0 531,24 546,85 

+ 3,84 + 1,6 240,29 245,56 

+ 9,41 + 1,8 541,61 549,13 

+ 9,46 + 1,8 541,55 549,12 

+ 65,19 +0,7 8.998.73 9.011,15 

+ 20,64 + 1,3 1.614,65 1.585,21 

+ 20,77 + 1,3 1.609,47 1.580,25 

- 7,91 - 0,3 3.051,47 3.044,28 

- 1,75 - 0,2 1.120,77 1.121,67 

- 6,16 - 0,3 1.930,70 1.922,61 

Veränderung 
2014: 2015 

in % 

-O,lt -72,1 

~ ~ 

-0.80 - 60.3 

+0,01 + 2,7 

+ 6,66 + 6,6 

+ 6,65 + 6,5 

+ 5,78 + 1,0 

- 2,12 -1,0 

+ 9,60 + 2,9 

- 0,27 - 0,1 

+0,83 +0,8 

- 0,67 - 0,7 

+ 20,87 + 2,7 

+ 15,60 + 2,9 

+ 5,27 + 2,2 

+ 7,52 +1,4 

+ 7,57 +1,4 

+ 12.42 +0.1 

- 29,43 - 1,8 

- 29,23 - 1,8 

- 7,19 - 0,2 

+ 0,90 + 0,1 

- 8,09 - 0,4 

Abweichung 
2015 

ER : FR 

in Mio. EU R 

+ 0.35 

+ 0,00 

- 0,35 

-4.55 

+ 4,94 

- 0,01 

- 0,02 

- 0,03 

- 0,01 

+ 0,25 

- 0,15 

- 0,07 

- 0,Q1 

+ 2,60 

+ 1,08 

+ 1,53 

+ 2,54 

+ 2,54 

+ 9,49 

+ 7,52 

+ 7,66 

- 0,02 

+ 2,04 

- 2,06 
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Ergebnisrechnu ng (ER) Fina nzier ungsrechnung (FR) 

UG 23 Veränderung Veränderung Abweichung 

I I I I 2014 2015 2014 2015 2015 
Pensionen - Beamtinnen und Beamte 2014 : 2015 2014: 2015 ER : FR 

Position Position 

ER (FR') Ergebnisrechnung in Mio. EUR in % in Mio . EUR in % in Mio. EUR 
(Finanzierungs rechnung) 

B.I1.05 
Transfers an private 

4.327,03 4.379,06 + 52,04 + 1,2 4.332,62 4.381,10 + 48,49 + 1,1 + 2,04 Haushalte 

GB 23.01 
Hoheitsverwaltung 

4.004,52 4.056,21 + 51,70 + 1,3 4.009,74 4.058,09 + 48,35 + 1,2 + 1,87 und ausgegliederte 
Institutionen 

GB 23.02 Post 119,39 119,39 - 0,00 - 0,0 119,58 119,44 - 0,14 - 0,1 + 0,05 

GB 23.03 ÖBB 180,44 180,05 - 0,39 - 0,2 180.44 180,05 - 0,39 - 0,2 0,00 

Ergebnis aus d. 

C 
operativen Verwaltungs- + 0,4 - 1.743,11 - 1.715,10 +27.13 -0." -4,20 tittgkelt und Transfers 
(- A + B) 
Geldfluss aus 

C* empfangenen s. 
+0.02 +0,G1 -0,G1 - 21.2 +0,01 gewihrten Oarlehen und 

Vorschüssen 
Nettoergebnis 

E (ER: C + 0) I -6.618,11 -6.71UO - 23,4' + 0,4 - 6.743.11 -6.70.7' +27,32 - 0-", -4,18 Nettoftnanzlerungssaldo 
(FR: C + 0 + C* + 0*) 
davon Erträge/ 

2.249,01 2.290,63 + 41,62 + 1,9 2.255,84 2.295,60 + 39,76 + 1,8 + 4,97 Einzahlu ngen 
davon Aufwendungen/ 

8.937,12 9.002,23 + 65,11 + 0,7 8.998,95 9.011,38 + 12,43 + 0,1 + 9,15 Auszahlungen 
davon Aufwand aus 

0,00 - 0,00 - 100,0 0,00 Vor perioden 
um Vorperioden 
bereinigtes - 6.688,11 - 6.711,60 - 23,49 + 0,4 - 6.743,11 - 6.715,78 + 27,32 - 0,4 - 4,18 
Nettoergebnis 

1) Zu den Kriterien fü r die Auswahl der Positionen der Ergebnis· und Finanzierungsrechnung siehe die Erläuterungen im Wegweiser. 

Quellen: HIS, eigene Berechnung 

In der UG 23 "Pensionen - Beamtinnen und Beamte" betrug das Nettoer­
gebnis 2015 (E) der konsolidierten Ergebnisrechnung - 6,712 Mrd. EUR. Es 
setzte sich zusammen aus 

dem Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit (A) von 
- 0,04 Mio. EUR (- 0,72 Mio. EUR gegenüber 2014) und 

dem Transferergebnis (B) von - 6,712 Mrd. EUR (- 22,77 Mio. EUR 
gegenüber 2014). 

Die Erträge in der UG 23 machten 2,291 Mrd. EUR 

darunter 0,53 Mio. EUR aus der operativen Verwaltungstätigkeit 
(A.II) , 2,290 Mrd. EUR aus Transfers (B.I), 
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und die Aufwendungen 9,002 Mrd. EUR aus, 

darunter 0,57 Mio. EUR aus betrieblichem Sachaufwand (A.IV), 
9,002 Mrd. EUR aus Transferaufwand (B.II). 

Das Nettoergebnis 2015 verschlechterte sich um 23,49 Mio. EUR bzw. um 
0,4 % gegenüber 2014. 

B. Transferergebnis 

Die Erträge aus Transfers (BoI) betrugen 2,290 Mrd. EUR. Den Erträgen stand 
ein Transferaufwand (B.U) von 9,002 Mrd. EUR gegenüber. 

- Wesentliche Positionen der Erträge aus Transfers (B.I) waren 
Transfers von öffentlichen Körperschaften und Rechtsträgern 
(108,25 Mio. EUR), Transfers von Unternehmen (561,43 Mio. EUR), 
Transfers von privaten Haushalten und gemeinnützigen 
Einrichtungen (284,03 Mio. EUR), Transfers innerhalb des 
Bundes (789,80 Mio. EUR) und Erträge aus Sozialbeiträgen 
(546,59 Mio. EUR). 

Der Transferaufwand entstand insbesondere für Transfers an öffent­
liche Körperschaften und Rechtsträger (1,578 Mrd. EUR), Transfers 
an Unternehmen (3,044 Mrd. EUR) und Transfers an private Haus­
halte (4,379 Mrd. EUR). 

Nach Angaben des BMF würden die Transfererträge vor allem die Pensi­
onsbeiträge beinhalten, die Pensionsvorschussersätze und die Überweisun­
gen von den Pensionsträgern für die pensionierten Beamten der Hoheits­
verwaltung des Bundes, der Österreichischen Post AG, der Telekom Austria 
AG und der Österreichischen Postbus AG. Der Transferaufwand stamme 
von Pensionen und Dienstgeberbeiträgen zur Krankenversicherung für die 
pensionierten Beamten der Hoheitsverwaltung des Bundes, der Österreichi­
schen Post AG, der Telekom Austria AG, der Österreichischen Postbus AG 
und der ÖBB. Außerdem beinhalte der Transferaufwand die Ersatzleistun­
gen des Bundes an die Länder für die Pensionsausgaben der Landeslehrer. 

Das Transferergebnis 2015 verschlechterte sich um 22,77 Mio. EUR bzw. um 
0,3 % gegenüber 2014. Bedeutende Veränderungen waren zu beobachten bei 

den Erträgen aus Transfers (B.I) von + 42,42 Mio. EUR: darunter 
Transfers innerhalb des Bundes (+ 19,75 Mio. EUR), 
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dem Transferaufwand (RU) von + 65,19 Mio. EUR: darunter Transfers 
an öffentliche Körperschaften und Rechtsträger (+ 20,64 Mio. EUR) 
und Transfers an private Haushalte (+ 52,04 Mio. EUR). 

Nach Angaben des BMF seien die gestiegenen Transfererträge innerhalb 
des Bundes vor allem im GB 23.01 "Hoheitsverwaltung und ausgegliederte 
Institutionen" auf Mehrerträge bei den Dienstgeberbeiträgen der Beamten 
aufgrund der Entwicklung im Personalstand zurückzuführen. Die erhöhten 
Transfers an öffentliche Körperschaften und Rechtsträger im GB 23.04 "Lan­
deslehrer" seien auf Mehraufwendungen bei den Ersätzen für die Pensio­
nen der Landeslehrer zurückzuführen. Der Stand an Leisungsbeziehem sei 
zwar zurückgegangen, die durchschnittliche Ersatzleistung pro Anspruchs­
berechtigtem sei jedoch höher gewesen. Die höheren Transfers an private 
Haushalte im GB 23 .01 "Hoheitsverwaltung und ausgegliederte Institutio­
nen" seien auf Mehraufwendungen bei Ruhebezügen und Versorgungsbe­
zügen sowie beim Pflegegeld zurückzuführen. 

E. Nettoergebnis versus Nettofinanzierungssaldo 

Aufgrund unterschiedlicher Systematiken zwischen Ergebnis- und Finan­
zierungsrechnung kommt es notwendigerweise zwischen Nettoergebnis 
und Nettofmanzierungssaldo zu Abweichungen, die im Folgenden erläu­
tert werden. 

Der Nettofmanzierungssaldo aus der konsolidierten Finanzierungsrechnung 
fIel mit - 6,716 Mrd. EUR um - 4,18 Mio. EUR ungünstiger aus als das 
Nettoergebnis aus der konsolidierten Ergebnisrechnung (- 6,712 Mrd. EUR). 

Weitere Unterschiede zwischen dem Nettofmanzierungssaldo und dem Net­
toergebnis beruhten auf Abweichungen zwischen dem Ergebnis aus der ope­
rativen Verwaltungstätigkeit (A) (+ 0,35 Mio. EUR) und dem Transferergeb­
nis (B) (- 4,55 Mio. EUR) vom korrespondierenden Geldfluss. 

Die Auszahlungen im Finanzierungshaushalt lagen vor allem aufgrund von 
Periodenabgrenzungen über den Aufwendungen. Die Periodenabgrenzun­
gen betrafen großteils die Ersätze für Pensionen der Landeslehrer. 
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12.3 Voranschlagsvergleichsrechnungen 

12.3.1 Ergebnishaushalt 

Tabelle 12.3-1: UG 23 - Ergebnishaushalt 2015 

Ergebnisha usha lt 

UG 23 
Erfolg I Voranschlag I Erfolg I Veränderung Erfolg Abweichung 

Pensionen - Beamtinnen und 
2014 2015 2015 2014: 2015 Voranschlag 2015 : Erfolg 2015 

Beamte in Mio. EUR I in "I. in Mio. EU R I in "I. 

Erträ ge 2.249,01 2.299,91 

9.277,97 

2.290,63 

9.002,23 

+ 41 ,62 + 1,9 - 9,28 - 0.4 

220 

Aufwendungen 8.937,12 + 65,11 + 0,7 - 275,74 - 3,0 

Nettoergebnis - 6.688,11 - 6.978,07 - 6.711,60 - 23,49 +0,4 + 266,46 - 3,8 

Quellen: HIS, eigene Berechnung 

Im Jahr 2015 betrugen die Erträge in der UG 23 "Pensionen - Beamtinnen 
und Beamte" 2,291 Mrd. EUR. Sie waren gegenüber 2014 um 41,62 Mio. EUR 
(+ 1,9 Ofo) angestiegen und gegenüber dem Voranschlag um 9,28 Mio. EUR 
(- 0,4 0/0) gesunken. 

Die Aufwendungen des Jahres 2015 waren mit 9,002 Mrd. EUR um 
65,11 Mio. EUR (+ 0,7 0/0) höher als im Jahr 201 4. Gegenüber dem Voran­
schlag waren die Aufwendungen um 275,74 Mio. EUR (- 3,0 0/0) niedriger. 

Das Nettoergebnis der UG 23 "Pensionen - Beamtinnen und Beamte" lag 
2015 bei - 6,712 Mrd. EUR. Es war um 23,49 Mio. EUR schlechter und 
damit um 0,4 % höher als jenes für 2014 (- 6,688 Mrd. EUR) und um 
266,46 Mio. EUR besser und damit um 3,8 % niedriger als im Voranschlag 
(- 6,978 Mrd. EUR) angenommen. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen gegliedert nach Gl o­
balbudgets; die nachstehend angeführten Begründungen (grün u/1d kursi ll) 
fassen die vom BMF bekannt gegebenen Erläuterungen zusammen. Die 
haushaltsleitenden Organe sind gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur Erläu­
terung ihrer Abschlussrechnungen verpflichtet. Diese Erläuterungen fInden 
sich im Detail im Zahlenteil des BRA 2015 der UG 23 "Pensionen - Beamtinnen 

und Beamte" (Tabelle 1.2.11.1). 
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Tabelle 12.3-2: Ergebnishaushalt, UG 23 - Voranschlagsvergleich 201 5 nach GB und 
MVAG 

Ergebnishausha lt 

6B 23.01 

GI 23.02 

6123.03 

6123.04 

Voranschlag 

I 
Erfolg 

I 
Abweichung 

UG 23 Pensionen - Beamtinnen und Beamte 2015 2015 Voranschlag 2015 : Erfolg 2015 

in Mio. EUR I in '1'. 

Erträge 2.299,91 2.290,63 - 9, 2B - 0,4 

Aufwendungen 9.277,97 9.002, 23 - 275,74 - 3,0 

Nettoergebnis - 6.97B,07 - 6.711,60 + 266,46 

Hohettsverwlltung und IUsgegUederte 
Institutionen 
Erträge aus der operativen Verwaltungst ätigkeit und 

1.339,87 1.326,32 - 13,55 - 1,0 
Transfers 

Ertrage 1.339,87 1.326,32 -13,55 -1,0 

Transferaufwand 4.204,11 4.058,93 - 145,19 - 3,5 

Betrieblicher Sachaufwand 1,33 0,43 - 0,90 - 67,9 

Aufwendungen 4.205,44 4.059,35 - 146,09 - 3,5 

Post 
Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und 245,04 240,46 - 4,58 - 1,9 Transfers 

Ertrage 245,04 240,46 - 4,58 - 1,9 

Transferaufwand 1.285,56 1.240,50 - 45,06 - 3,5 

Betrieblicher Sachaufwand 0,15 0,10 - 0,04 - 30,6 

Aufwendungen 1.285,70 1.240,60 - 45,10 - 3,5 

611 

Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und 400,27 430,86 + 30,59 + 7,6 Transfers 

Ertrage 400,27 430,86 + 30,59 + 7,6 

Transferaufwand 2.132,46 2.106,25 - 26,21 - 1,2 

Betrieblicher Sachaufwand 0,00 0,00 - 0,00 - 82,5 

Aufwendungen 2.132,46 2.106,25 - 26,21 -1,2 

Ludes&ehrer 
Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und 314,73 292,98 - 21,74 - 6,9 Transfers 

Ertrage 314,73 292,98 - 21,74 - 6,9 

Transferaufwand 1.654,33 1.595,99 - 58,34 - 3,5 

Betrieblicher Sachaufwand 0,04 0,04 + 0,00 + 1,5 

Aufwendungen 1.654,37 1.596,03 - 58,34 - 3,5 

Quellen : HIS. eigene Berechnung 

Mindererträge im GB 23.01 "Hoheitsverwaltung und ausgegliederte Institu­
tionen" 

- 13,55 Mio. EUR in der MVAG "Erträge aus der operativen Verwaltungs­
tätigkeit und Transfers" 

Mi lIderer! riige bei den Besonderell Pellsionsbeil riigen du reh deli geri ngerel/ 

NaehkauJ /'on Schul- und Studienzeiten. 
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Minderaufwendungen im GB 23.01 "Hoheitsverwaltung und ausgegliederte 
Institutionen" 

- 145, 19 Mio. EUR in der MVAG "Transferaufwand" 

Minderaujivendungen bei den Ruhebezügen der Beamten der lloheitsl'er­
waltunq (- 163,66 Mio. EURj durch einen geringeren Stand an Leistungs­
beziehern und eine geringere Höhe des durchschnittlichen Ruhebezuges. 

Diese Minderaujwendungen wurden teilweise durch MehraujuJendungen 
bei den Ruhebezügen der Beamten der ausgegliederten Institutionen 
(+ 24,28 Mio. EURj durch einen höheren Stand an Leistungsbeziehern und 
eine höhere Durchschnittsleistung kompensiert. 

Minderaufwendungen im GB 23.02 "Post" 

- 45,06 Mio. EUR in der MVAG "Transferaufwand" 

Minderaufwendungen bei den Pensionen {- 37,92 Mio . EURj und bei 
den Dienstgeber- und Dienstnehmerbeiträgen zur Krankenversicherung 
(- 6,71 Mio. FURj durch einen geringeren Stand an Leistungsbeziehern 
und eine geringere Höhe der durchschnittlichen Pensionsleistung. 

Mehrerträge im GB 23.03 "ÖBB" 

+ 30,59 Mio. EUR in der MVAG "Erträge aus der operativen Verwaltungs­
tätigkeit und Transfers" 

Mehrerträge beim Deckungsbeitrag Lum Pensiollsaujwand (+ J 6,87 Mio. EURj 
und bei den Pellsionssicherungsbeiträgen der aktiflen ÖBB-Bediensteten 
(+ 15,36 Mio. EURj durch die Enlll1icklullg im Per50nalstand. 

Minderaufwendungen im GB 23.03 "ÖBB" 

- 26,21 Mio. EUR in der MVAG "Transferaufwand" 

Minderaujilienclungen bei den P('nsionen (- 22,67 Mio. EURj und bei den 
Diensfnchmerbeiträgen 7llr Krankenuersicherung (- 2,29 Mio. EURj. Obwohl 
der Sta nd der Leist 14 Ilgsbezieher a ngestieg(,11 wo r, wa r die du rchscl1l1 itt Iich(' 
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Tabelle 12.3-3: 

Fi na nzierungsha ush alt 

UG 23 
Pensionen - Beamtinnen und 

Beamte 

UG 23 

Pensionsleistung geringer als angenommell. Weitere MinderaujilJendullgell 
entslalldell beim PJ7egegeld ( 1,49 Mio. EURj. 

Mindererträge im GB 23.04 "Landeslehrer" 

- 21,74 Mio. EUR in der MVAG .. Erträge aus der operativen Verwaltungs­
tätigkeit und Transfers" 

Milldererlräge bei den Dienstgeberbeilrägell der Beamten (- 14,55 Mio. [:URj 
und bei dcn Pellsionssicllerullgsbeitriigell der Landeslehrer gemäß § 107a 
LDG (- 7.19 Mio. EURj. Die Dicllslgebcrbeilräge\ind 1'011 deli jCIlIeiligen 
Dienstbehörden 1II leislen. Die BereclulLlIIg für 2015 erfolgte auf Ba~i~ des 
Erfolgs 2014 und führte 7U einer 7U hohcll Verallsclllagung. 

Minderaufwendungen im GB 23.04 "Landeslehrer" 

- 58,34 Mio. EUR in der MVAG "Transferaufwand" 

Milldera lIfll'endu ngell bei den Frsiitzet/ fü r Pen \iOllell der La lIdesieh rer du reh 
eillell geringeren Sland all Leistungsbuiehern: Wien (- 10,78 Mio. EUR), 
Niederästerreich ( 4,85 Mio. EURj. Burgenland ( 7.43 Mio . EURj, Ober­
österreich (- 6,97 Mio. EURj, Salzburg (- 3,23 Mio. EURj. Sleiermark 
(- 8,90 Mio. EUR), Kärnlen ( 8,78 Mio. EUR), Tirol (- 6,59 Mio. EURj 

1IIId Vorarlberg ( 1,59 Mio. FUR). 

12.3.2 Finanzierungshaushalt 

UG 23 - Finanzierungshaushalt 2015 

Zahlungen I Voranschlag I Zahlungen I Veränderung Zahlungen Abweichung 
2014 2015 2015 2014: 2015 Voranschlag 2015 : Zahlungen 2015 

in Mio. EUR I in % in Mio . EUR I in % 

Einzahlungen 2.255,84 2.302,44 

9.288,38 

2.295,60 + 39,76 + 1,8 - 6,85 - 0,3 

Auszahlungen 8 .998,95 9.011 ,38 + 12,43 

Nettofinanzt.runllSaldo - 6.743,11 - 6.1185,114 - 6.715,78 + 27,32 

+ 0,1 

-0,4 

- 277,00 

+ 270,15 

- 3,0 

- 3,11 

QueUen: HIS, eigene Berechnung 

Im Jahr 2015 betrugen die Einzahlungen in der UG 23 "Pensionen - Beam­
tinnen und Beamte" 2,296 Mrd. EUR. Sie waren gegenüber 2014 um 
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39,76 Mio. EUR (+ 1,8 0/0) angestiegen und gegenüber dem Voranschlag 
um 6,85 Mio. EUR (- 0,3 0/0) gesunken. 

Die Auszahlungen des Jahres 2015 waren mit 9,011 Mrd. EUR um 
12,43 Mio. EUR (+ 0,1 Ofo) höher als im Jahr 2014. Gegenüber dem Voran­
schlag waren die Auszahlungen um 277,00 Mio. EUR (- 3,0 0/0) niedriger. 

Der Nettoflllanzierungssaldo der UG 23 "Pensionen - Beamtinnen und 
Beamte" lag 2015 bei - 6,716 Mrd. EUR. Er war um 27,32 Mio. EUR besser 
und damit um 0,4 Ofo niedriger als jener für 2014 (- 6,743 Mrd. EUR) bzw. 
um 270,15 Mio. EUR besser und damit um 3,9 Ofo niedriger als im Voran­
schlag (- 6,986 Mrd. EUR) angenommen. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen gegliedert nach Glo­
balbudgets; die nachstehend angeführten Begründungen (blau und kursiv) 

fassen die vom BMF bekannt gegebenen Erläuterungen zusammen. Die 
haushaltsleitenden Organe sind gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur Erläu­
terung ihrer Abschlussrechnungen verpflichtet. Diese Erläuterungen fmden 
sich im Detail im Zahlenteil des BRA 2015 der UG 23 "Pensionen - Beamtinnen 

und Beamte" (Tabelle 1.2.8.1) . 
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Tabelle 12.3-4: Finanzierungshaushalt, UG 23 - Voranschlagsvergleich 2015 nach GB 
und MVAG 

Fina nzierungshaushalt 

&I UM 

GI 23.02 

UG 23 Pensionen - Beamtinnen und Beamte 

Einzahlungen 

Auszahlungen 

Nettoflnlnzterungssaldo 

lIiIiiItIwIiRIIIiiiiii iiiII ... lgljIfiiIIiW 

Einzahlungen aus der operativen 
Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen aus der Rückzahlung von Darlehen 
sowie gewährten Vorschüssen 

Efnzlhlungen 

Auszahlungen aus der operativen 
Verwaltungstätigkeit 

Auszahlungen aus Transfers 

Auszahlungen aus der Gewährung von Darlehen 
sowie gewährten Vorschüssen 

I 

11 

AusZihlungen 11 
[PGst I 
Einzahlungen aus der operativen 
Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen aus der Rückzahlung von Darlehen 
sowie gewährten Vorschüssen 

Efnzlhlungen 11 
Auszahlungen aus der operativen 
Verwaltungstätigkeit 

Auszah lungen aus Transfers 

Auszah lungen aus der Gewährung von Darlehen 
sowie gewährten Vorschüssen 

Voranschlag 
2015 

2.302,44 

9.288,38 

- 6.985,94 

1.342,14 

0,01 

1.342,16 

1,04 

4.217,73 

0,03 

4.218,79 

245,05 

0,02 

245,07 

0,07 

1.279,03 

0,02 

AUlZlhlungen 1i 1.279,12 

GlU.G3 6ii 1 
Einzahlungen aus der operativen 
Verwaltungstätigkeit und Transfers 400,06 

EfnZlhlungen 11 400,06 

Auszahlungen aus der operativen 
Ve rwa ltu ngstäti gkeit 

0,00 

Auszahlungen aus Transfers 2.130,94 

AUlZlhlungen 11 2.130,94 

GI 23.04 l~e"'lnr I 
Einzahlungen aus der operativen 
Verwaltungstätigkeit und Transfers 315,16 

Efnzlhlungen 11 315,16 

Auszahlungen aus der operativen 
Verwa ltu n gstätig kei t 0,00 

Auszahlungen aus Transfers 1.659,52 

'---
Auszlhlungen 11 1.659,52 

I 
Zahlungen 

I 
Abweichung 

2015 Voranschlag 2015 : Zahlungen 2015 

in Mio. EUR I in % 

2.295,60 - 6,85 - 0,3 

9.011,38 - 277.00 - 3,0 

- 6.715,78 + 270,15 

1.329,58 - 12,57 - 0,9 

0,01 + 0,00 + 13,5 

1.329,59 -12,56 - 0,9 

0,22 - 0,82 - 78,9 

4.060,75 - 156,98 - 3,7 

0,01 - 0,01 - 45,0 

4.060,98 - 157,81 - 3,7 

240,42 - 4,63 -1,9 

0,01 - 0,01 - 38,1 

240,43 -4,64 - 1,9 

- 0,07 - 100,0 

1.242,58 - 36,45 - 2,8 

- 0,02 - 100,0 

1.242,58 - 36,53 - 2,9 

431,10 + 31,04 + 7,8 

431,10 + 31,04 + 7,8 

0,00 - 0,00 - 82.6 

2.104,05 - 26,89 - 1,3 

2.104,05 - 26,89 -1,3 

294,48 - 20,68 - 6,6 

294,48 - 20,68 - 6,6 

0,00 - 0,00 - 82,6 

1.603,77 - 55,76 - 3,4 

1.603,77 - 55,76 - 3,4 

Quellen : HIS, eigene Berechnung 
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Mindereinzahlungen im GB 23.01 "Hoheitsverwaltung und ausgegLiederte 
Institutionen" 

- 12,57 Mio. EUR in der MVAG "Einzahlungen aus der operativen Verwal­
tungstätigkeit und Transfers" 

Mindereinzahlungen bei den Dienstgeberbeiträgen der Beam­
ten (- 9,36 Mio. EURj und bei den Besonderen Pensionsbeiträgen 
(- 5,06 Mio. EURj durch die Entwicklung im Personalstand und durch den 
geringeren Nachkauj von Schul- und Studienzeiten. 

Minderauszahlungen im GB 23.01 "Hoheitsverwaltung und ausgegLiederte 
Institutionen" 

- 156,98 Mio. EUR in der MVAG "Auszahlungen aus Transfers" 

Minderauszahlungen bei den Ruhebezügen der Beamten der Hoheitsvenval­
tung (- 174,24 Mio. EURj durch einen geringeren Stand an Leistungsbezie­
hern und eine geringere Höhe des durchschnittlichen Ruhebezuges. 

Diese Minderauszahlungen wurden teilweise durch Mehrauszahlungen 
bei den Ruhebezügen der Beamten der ausgegliederten Institutionen 
(+ 23,88 Mio. EURj durch einen höheren Stand an Leistungsbeziehern und 
eine höhere Durchschnittsleistung kompensiert. 

Minderauszahlungen im GB 23.02 "Post" 

- 36,45 Mio. EUR in der MVAG "Auszahlungen aus Transfers" 

Minderauszahlungen bei den Pensionen durch einen geringeren Stand an 
Leistungsbeziehern und eine geringere Höhe der durchschnittlichen Pensi­
onsleistung. 

Mehreinzahlungen im GB 23.03 "ÖBB" 

+ 31,04 Mio. EUR in der MVAG "Einzahlungen aus der operativen Verwal­
tungstätigkeit und Transfers" 

Mehreinzahlungen beim Deckungsbeitrag zum Pensionsaufwand 
(+ 17,08 Mio. EURj und bei den Pensionssicherungsbeiträgen der aktiven 

III-262 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 09 Hauptdok.Band 2 Textteil T3 (gescanntes Original)54 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

UG 23 

ÖBB-Bediensteten (+ 15,56 Mio. EURj durch die Entwicklung im Perso­
nalstand. 

Minderauszahlungen im GB 23.03 "ÖBB" 

- 26,89 Mio. EUR in der MVAG "Auszahlungen aus Transfers" 

Minderauszahlungen bei den Pensionen (- 19,33 Mio. EURj und bei den 
Dienstnehmerbeiträgen (- 2,29 Mio. EURj. Obwohl der Stand der Leistungs­
bezieher angestiegen war, war die durchschnittliche Pensionsleistung gerin­
ger als angenommen. Weitere Minderauszahlungen entstanden beim Pj7ege­
geld (- 5,36 Mio. EURj. 

Mindereinzahlungen im GB 23.04 "Landeslehrer" 

- 20,68 Mio. EUR in der MVAG "Einzahlungen aus der operativen Verwal­
tungstätigkeit und Transfers" 

Mindereinzahlungen bei den Dienstgeberbeiträgen der Beamten 
(- 13,03 Mio. EURj und bei den Pensionssicherungsbeiträgen der Landesleh­
rer gemäß § J07a LDG (- 7,65 Mio. EURj. Die Dienstgeberbeiträge sind von 
den jeweiligen Dienstbehörden zu leisten. Die Berechnu ng für 20/5 erfolgte 
auf Basis des Etjolgs 2014 und führte zu einer zu hohen Veranschlagung. 

Minderauszahlungen im GB 23.04 "Landeslehrer" 

- 55,76 Mio. EUR in der MVAG "Auszahlungen aus Transfers" 

Minderauszahlungen bei den Ersätzen für Pensionen der Landeslehrer durch 
einen geringeren Stand an Leistungsbeziehern: Wien (- 7,38 Mio. EURj, 
Niederösterreich (- 4,95 Mio. EURj, Burgenland (- 7,83 Mio. EURj, Ober­
österreich (- 7,81 Mio. EURj, Salzburg (- 2,98 Mio. EURj, Steiermark 
(- 8,93 Mio. EURj, Kärnten (- 8,79 Mio. EURj, Tirol (- 6,15 Mio. EURj 
und Vorarlberg (- 1,69 Mio. EURj. 
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12.3.3 Haushaltsrücklagen 

Tabelle 12.3-5: UG 23 - Entwicklung der Haushaltsrücklagen 2015 

Fi nanzierungshausha lt 

UG 23 Anflngs- I I Entnahme I Auflösung I Zuführung I Endbestand I Veränderung 
Pensionen - Beamtinnen bestand Umbuchung 2014: 2015 

und Beamte 

Detailbudgetrücklagen 

'HlIlltsU .. llle 

Tabelle 12.4- 1: 

Finanzieru ngshaushalt 

UG 23 
Pensionen - Beamtinnen und 

Beamte 

Auszahlungen! 
Auszahlungsobergrenze gesamt 

Anteil der UG 23 

Auszahlungen! 
Auszahlungsobergrenze Rubrik 2 

Anteil der UG 23 

228 

160,37 

160.37 

in Mio. EUR 

+ 295,24 

+ 295.24 

I in '10 

455,61 + 295,24 + 184,1 

455.61 + 295.24 + 184.1 

Quellen: Rücklagengebarung. eigene Berechnung 

Der Stand der Rücklagen in der UG 23 "Pensionen - Beamtinnen und 
Beamte" belief sich zum 31. Dezember 2014 auf 160,37 Mio. EUR und ver­
änderte sich durch Zuführungen (295,24 Mio. EUR) auf 455,61 Mio. EUR 
zum 31. Dezember 2015. Im Verhältnis zu den veranschlagten Auszahlun­
gen (9,288 Mrd. EUR) entsprach der Stand zum 31. Dezember 2015 einem 
Anteil von 4,9 0/0. Im BFG 2015 war für die UG 23 keine Rücklagenver­
wendung veranschlagt. 

12.4 Finanzrahmen 

Ausgehend von den tatsächlichen Auszahlungen 2015 stellen sich die Aus­
zahlungsobergrenzen für die UG 23 "Pensionen - Beamtinnen und Beamte" 
gemäß BFRG für die Finanzjahre 2016 bis 2020 wie folgt dar: 

UG 23 - Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG bis 
2020 

Auszahlungen Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG Veränderung (Ist) 

durch-
2015 2016 2017 2018 2019 2020 2015 (Ist) : 2020 schnittlich 

jährlich 

in Mio. EUR I in '10 

t.011:~ 9.099.33 9.520.65 9.702,97 10.104.00 10.414,891 + 1.401.5111 + 15,-ll + 2.' 

74.589,49 78.107,49 78.202,70 78.814,08 80.408,66 83. 038,37 + 8.448,88 + 11,3 + 2,2 

12,1 '10 11,6 '10 12,2 'I. 12,3 'I. 12,6 'I. 12,5 'I. + 0,5 'Io -Punkte 

38.119,06 39.508,75 40.660,13 41 .839,49 43.309,95 44.834,52 + 6.715,45 + 17,6 + 3,3 

23,6 " 23,0 '10 23,4 % 23,2 % 23,3 'I. 23,2 % - 0,4 "-Punkte 

QueUen: HIS. BFRG 2016 - 2019. 2017 - 2020. eigene Berechnung 
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Bis zum Jahr 2020 soll die Auszahlungsobergrenze für die UG 23 "Pen­
sionen - Beamtinnen und Beamte" um + 1,404 Mrd. EUR (+ 15,6 Ofo) auf 
10,415 Mrd. EUR ansteigen. Dies entspricht einer Veränderungsrate gegen­
über den tatsächlichen Auszahlungen 2015 von + 2,9 % im Jahresdurch­
schnitt. Im Jahr 2015 betrug der Anteil der UG 23 "Pensionen - Beamtinnen 
und Beamte" an den Gesamtauszahlungen 12,1 % und an den Auszahlungen 
der Rubrik 2 23,6 0/0. Der Anteil der UG 23 an der Gesamt-Auszahlungs­
obergrenze soll sich bis 2020 auf 12,5 % erhöhen bzw. soll er innerhalb der 
Rubrik 2 auf 23,2 % sinken. 

Folgende im Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 ange­
führte laufende bzw. geplante Maßnahmen und Reformen seien besonders 
wichtig für die budgetäre Zielerreichung: 

Grundlegende Veränderungen aufgrund der Pensionsreformen der 
Jahre 2000, 2003 und 2004 in der Ermittlung der Leistungshöhe 
und den Zugangsmöglichkeiten zur Pension; einheitliches Pensi­
onsrecht für alle Erwerbstätigen mit der Pensionsharmonisierung ab 
1. Jänner 2005, auch für jene im öffentlichen Dienst; Adaptionen 
im Beamtenpensionsrecht und Verankerung von Reformmaßnah­
men, wie höhere Abschläge und die Erhöhung der Anspruchsvo­
raussetzungen bei der Korridorpension spiegelgleich im Beamten­
pensionsrecht; 

Pensionsanpassung für das Jahr 2016 von 1,2 Ofo; 

- Anwendung des Allgemeinen Pensionsgesetzes für ab 1. Jänner 
1976 geborene Beamtinnen und Beamte; 

zusätzlicher Konsolidierungsbeitrag für Reduktion von FTÜhpensi­
onierungen bei den ÖBB; 

die Anhebung des Beitragssatzes von 7 % auf 22,8 % für Überwei­
sungsbeiträge gemäß § 308 - § 311 ASVG, BGBI. I Nr. 18/2016, soll 
Mehreinzahlungen von 52,00 Mio. EUR pro Jahr bringen. 

Im Zusammenhang mit erforderlichen Steuerungs- und Korrekturmaßnah­
men zur Einhaltung der Auszahlungsobergrenzen wird im Strategiebericht 
der Bundesregierung 2017 bis 2020 auf die fehlende materielle Steuerungs­
kompetenz des BMF verwiesen. Das BMF könne daher keine Korrekturmaß­
nahmen zur Einhaltung der Obergrenzen setzen. Wenn die gesetzlichen 
Voraussetzungen zur Versetzung in den Ruhestand erfüllt seien und die 
jeweilige Dienstbehörde in den Ruhestand versetzt, seien die Ruhebezüge 
auszuzahlen. Daher sei eine umsichtige, vorausschauende und auf validen 
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Tabelle 12.4-2: 

Fi n a nzi e ru n gs ha u sh alt 

UG 23 
Pensionen - Beamtinnen und 

Beamte 

R -
H 

Daten aufbauende Planung der Auszahlungsobergrenzen das wesentlichste 
Element, um Überschreitungen zu vermeiden. 

Die im BFRG 2017 bis 2020 vorgesehenen Auszahlungsobergrenzen für die 
Jahre 2017 bis 2019 wurden gegenüber dem bisher geltenden BFRG 2016 bis 
2019 um insgesamt - 4,1 % bzw. um durchschnittlich - 415,96 Mio. EUR 
pro Jahr vermindert. Laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 
2020 sei das BFRG auf Basis neuer Einschätzungen betreffend Pensions­
stand und Pensionshöhe adaptiert und an den Erfolg 2015 angepasst wor­
den. Wesentlichste gesetzliche Neuerung sei die Anhebung des Beitrags­
satzes von 7 % auf 22,8 % für Überweisungsbeiträge gemäß § 308 - § 311 

ASVG, BGBL I Nr. 18/2016 gewesen. 

Im Folgenden wird ein Überblick über die Entwicklung der tatsächlichen 
Auszahlungen und der Auszahlungsobergrenzen von 2011 bis 2015 bzw. 
ein Vergleich der Auszahlungen zu den Auszahlungsobergrenzen des der­
zeit geltenden BFRG 2017 bis 2020 gegeben: 

UG 23 - Entwicklung der Auszahlungen und Auszahlungsobergrenzen 
der Jahre 2011 bis 2015 

BFRG bzw. Zahlungen Veränderung 

2011 I 2012 I 2013 I 2014 I 2015 2014: 2015 I 2011: 2015 

in Mio. EUR I in ,. I in Mio. EUR I in ,. 

Auszahlungsobergrenze UG 23 7.870.90 9.017,26 8.693,87 8.921,61 9.288,38 + 366,77 + 4,1 + 1.417,48 + 18,0 

Auszahlungen UG 23 8.007,56 8.917,86 8.611,06 8.998,95 9.011,38 + 12,43 + 0,1 + 1.003,83 + 12,5 

AIIINIcII ••• A •• I ......... I ........... 
--- 111 '10 

230 

• +IH,~ -H.40 -11,10 +77,14 -277,00 

~ -1,1 ,. -I,O ! __ +O,',! -3,!.! 
Quellen : HIS, BFRG 2011 - 2014, 2012 - 2015, 2013 - 2016, 2014 - 2017, 2015 - 201B, eigene Berechnung 

Während ursprünglich zwischen 2011 und 2015 eine Erhöhung der Auszah­
lungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt + 1,417 Mrd. EUR (+ 18,00/0) 
vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2011 und 2015 

tatsächlich um + 1,004 Mrd. EUR (+ 12,5 0/0) . Im Jahr 2015 lagen die tat­
sächlichen Auszahlungen um - 277,00 Mio. EUR (- 3,0 0/0) unter jenen, die 
in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen waren. 
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Tabelle 12.4-3: 

Fi na n zi eru n 9 sha u sh a lt 

UG 23 
Pensionen - Beamtinnen und 

Beamte 

1) Rundungsd,fferenz moghch 

UG 23 

UG 23 - Vergleich der Entwicklung der Auszahlungen 2011 bis 2015 mit 
der Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen bis 2020 gemäß BFRG 

durchschnittliche durchschnittliche 
Auszahlungen (Ist) jährliche BFRG 

jährliche Veränderung Differenz der 
Veränderung Veränderungs-

I 
raten') 

2011 2015 2011: 2015 2020 2015 (Ist) : 2020 (BFRG) 

in Mio. EUR in , . in Mio . EUR in ,. in '.-Punkten 

B.007,56 9.011,3B + 3,0 10.414,B9 + 2,9 - 0,1 

Quellen : HIS, BFRG 2017 • 2020, eigene Berechnung 

Die durchschnittliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2011 bis 2015 auf + 3,0010. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2020 

soll sie + 2,9 010 betragen und somit um 0,1 Prozentpunkte geringer steigen 
als im Zeitraum 2011 bis 2015. 

In diesem Zusammenhang weist der RH auf folgende im Jahr 2015 dem 
Nationalrat vorgelegte Berichte hin: 

Pensionsrecht der Bediensteten der ÖBB (Reihe Bund 2015/4) 

Der RH zeigte auf, dass die Umsetzung seiner Empfehlungen ein Einspa­
rungspotenzial von insgesamt rd. 920 Mio. EUR im Zeitraum 2015 bis 2050 
beinhaltete. Diese Empfehlungen betrafen Abschläge bei vorzeitiger Ruhe­
standsversetzung, die Harmonisierung der Geltungsdauer des Verlustdeckels 
sowie die Festsetzung der jährlich steigenden pauschalierten Nebengebüh­
renzulage und des sinkenden Pensionssicherungsbeitrags auf die Werte des 
Jahres 2014. 

Wirkungen rechtlicher und personalwirtschaftlicher Maßnahmen 
auf das Pensionsantrittsalter in ausgewählten Ressorts (Reihe Bund 
2015/2) 

Der RH stellte fest, dass im öffentlichen Dienst im Jahr 2011 lediglich 1 010 
der Frauen und 3 % der Männer die Alterspension - das ist der Übertritt 
in den Ruhestand im gesetzlichen Pensionsantrittsalter von 65 Jahren -
in Anspruch nahmen. Die Pensionsausgaben betrugen allein im Jahr 2012 
für die Beamten in den überprüften Ressorts (BM!, BMJ und BMASK), die 
vor Erreichen des Regelpensionsalters in den Ruhestand versetzt wurden, 
142,87 Mio. EUR. Dies entsprach 3,78 % der Pensionsausgaben für Bedien­
stete der Hoheitsverwaltung des Bundes. 
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13 UG 24 "GESUNDHEIT" 

zentrale Budgetbereiche 

UG 24 Gesundheit - BMG 

Krankenanstaltenfinanzierung nach dem KAKuG'I, variabel 

Leistungen an Sozialversicherungen 

Beteiligungen und Überweisungen (AGES'I und GÖG'I) 

Abgeltung des Mehraufwandes durch FLAF' I-Zahlungen 

Gesundheitsförderung , -prävention und Maßnahmen gegen 
Suchtmittelmissbrauch 

1) Krankenansta lten - und Kuranstaltengesetz 

2) Österreichische Agentur für Gesund heit und Ernährungssicherheit GmbH 

3) Gesundheit Österreich GmbH 

4) Familienlastenausgleichsfonds 

13.1 Vermögensrechnung 

Tabelle 13.1-1: UG 24 - Vermögensrechnungl) 

Vermögensrec hnu ng 

Stand Stand Veränderung 

UG 24 Gesundheit 31.12.2014 31.12.2015 gegenüber 31.12.2014 

in Mio. EUR I 
A+. v. .......... 12,57 13,48 + 0,111 + 7,zll 
A Langfristiges Vermögen 10,83 11,18 + 0,35 + 3,2 

A.ll Sachan lagen 1,00 1,30 + 0,30 + 30,1 

A.IV Beteiligungen 9,74 9,74 0,00 0,0 

A.V Langfristige Forderungen 0,09 0,14 + 0,05 + 54,7 

B Kurzfristiges Vermögen 1,74 2,30 + 0,56 + 32,3 

B.ll Kurzfristige Forderungen 1,74 2,30 + 0,56 + 32,3 

B.IV Liquide Mittel 0,00 0,00 - 0,00 - 4,7 

C NettovennIgen (Ausgtetchsposten) -0,011 - 81,114 - 81,85 

c.IV 
Jährliches Nettoergebnis 

- 908,39 - 996,46 - 88,07 + 9,7 (in kl. "Personal, das fü r Dritte leistet ' ) 

GB 24 .01 Steuerung und Services - 108,48 - 114,80 - 6,32 + 5,8 

GB 24.02 Gesundheitssystemfinanzierung - 772,85 - 851 ,63 - 78,78 + 10,2 

GB 24.03 Gesundheitsvorsorge u. Verbrauchergesundheit - 27,06 - 30.03 - 2,97 + 11,0 

C.V Saldo aus der jährl. Eröffnungsbilanz 0,72 - 0,12 - 0,84 - 116,7 

C.VI Bundesfinan zieru ng 907,59 914,64 + 7,06 + 0,8 

D+E mdmtttet 12,65 115,42 + 82,76 + 654,1 

D Langfristige Fremdmittel 6.02 6,02 - 0,00 - 0,0 

D.ll Langfristige Verbindlichkeiten 0,13 0,13 0,00 0,0 

D.m La ngfristige Rückstellungen 5,89 5,89 - 0,00 - 0,0 

UG 24 

QueUe: HIS 

Anteil 
Stand 

31.12.2015 an 
Vermögen bzw. 
Fremdmitteln 

in % 

100,0 

82,9 

9,6 

72,3 

1,0 

17,1 

17,1 

0,0 

100,0 

6,3 

0,1 

6,2 
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Vermögensrechn ung 

Anteil 

Stand Stand Veränderung 
Stand 

31.12.2015 an 
UG 24 Gesundheit 31.12.2014 31.12.2015 gegenüber 31.12.2014 

Vermögen bzw. 
Fremdmitteln 

in Mio. EUR 1 in '10 

Kurzfristige Fremdmittel 6,63 89,40 + 82,77 93,7 

E.U Kurzfristige Verbindlichkeiten 3,44 86,68 + 83,24 90,8 

E.II.06 Sonstige kurzfristige Verbindlichkeiten 2,55 84,81 + 82,27 88,9 

GB 24.02 Gesundheitssystemfinanzierung 0,00 81,99 + 81,99 85,9 

Passive Rechnungsabgrenzungen 0,00 15,28 + 15,28 16,0 

Übrige sonstige kurzfristige Verbindlichkeiten 0,00 66,71 + 66,71 69,9 

E.III Kurzfristige Rückstellungen 3,20 2,72 -0,48 - 14,9 2,8 

1) Zu den Kriterien für die Auswahl der Positionen der Vermägensrechnung siehe die Erläuterungen im Wegweiser. 

234 

Quellen : HIS. eigene Berec hnun g 

Das Vennögen zum 31. Dezember 2015 betrug in der UG 24 "Gesundheit" 
13,48 Mio. EUR und stieg gegenüber 31. Dezember 2014 um + 0,91 Mio. EUR 
(+ 7,2 Ofo) an. Der Anteil des kurzfristigen Vermögens betrug 17,1 % und der 
des langfristigen Vermögens 82,9 0/0. Dem Vermögen standen Fremdmittel 
zum 31. Dezember 2015 von 95,42 Mio. EUR gegenüber, die im Vergleich 
zum 31. Dezember 2014 um + 82,76 Mio. EUR (+ 654,1 0/0) anwuchsen. Die 
Fremdmittel zum 31. Dezember 2015 waren zu 93,7 % kurzfristig und zu 
6,3 Ofo langfristig. Nachdem die Fremdmittel das Vennögen überstiegen, 
ergab sich ein Nettovermögen (Ausgleichsposten) zum 31. Dezember 2015 
von - 81,94 Mio. EUR (- 81,85 Mio. EUR gegenüber 31. Dezember 2014). 

D. und E. Fremdmittel 

Die Fremdmittel zum 31. Dezember 2015 (95,42 Mio. EUR) setzten sich im 
Wesentlichen wie folgt zusammen: 

E.II Kurzfristige Verbindlichkeiten: 86,68 Mio. EUR (90,8 0/0), davon 
84,81 Mio. EUR für Sonstige kurzfristige Verbindlichkeiten. 

Der Anstieg der Fremdmittel gegenüber 31. Dezember 2014 von 
+ 82,76 Mio. EUR (+ 654,1 0/0) war insbesondere auf Veränderungen bei 
Sonstigen kurzfristigen Verbindlichkeiten (E.II.06) von + 82,27 Mio. EUR, 
davon Passive Rechnungsabgrenzungen + 15,28 Mio. EUR, zurückzufüh­
ren. Nach Angaben des BMG seien im GB 24.02 "GesundheitssystemfI­
nanzierung" durch eine Umstellung der Periodenzuordnung die vorläufIge 
Jahresabrechnung 2015 und die 4. Quartalszahlung für das Jahr 2015 auf­
wandsmäßig dem Jahr 2015 zugerechnet worden. In der Vermögensrech­
nung seien diese Zahlungen als kurzfristige Verbindlichkeiten ausgewiesen. 
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13.2 Konsolidierte Ergebnis- und Finanzierungsrechnung 

Tabelle 13.2- 1: UG 24 - Vergleich der konsolidierten Ergebnis- und Finanzierungsrechnung IJ 

Ergebnisrechnung (ER) 

UG 24 Gesundheit 2014 

Position 
Posit ion 

ER (FR') 
Ergebnisrechnung 

(Fina nzierungsrechn ung) 
in Mio. EUR 

Ergebnis aus der operativen 
A VerwaltungsUtigkett -77.74 -155,99 

(. A.I + A.II - A.III - A.IV) 

A.lI 
Erträge aus der operativen 
Verwaltungstätigkeit 

12,16 12,47 

A.III Personalaufwand 38,28 38,25 

A.lV Betrieblicher Sachaufwand 51,62 130,21 

A.IV.14 
Sonstige r betrieblicher 
Sachaufwand 

14,57 87,14 

GB 24.02 
Gesundheitssystem- 69,13 
finanzier ung 

8 
Transferergebnts 
(. 8.1 - 8.11) 

-830,65 -840,47 

B.l Erträge aus Transfers 47,10 47,63 

B.lI Transferaufwand 877,75 888,11 
Aufwand für Transfers an 

B.IL01 öffentliche Körperschaften 745,64 756,05 
und Rechtsträger 

GB 24.02 
Gesundheitssystem- 706,30 715,95 
finanzierung 

B.IL03 
Aufwand für Transfers an 
Unternehmen 

54,44 54,10 

GB 24.01 Steuerung un d 
Services 54,44 54,10 

B.IL05 
Transfers an private 
Haushalte 

74,41 74,37 

GB 24.02 
Gesundheitssystem- 66,55 66,55 
finanzierung 

Ergebnts aus d. operativen 
C VerwaltungsUtigkett und -908,39 -996,46 

Transfers (. A + 8) 

0 
Ftnanzergebnts 
(. 0.1 - 0.11) 

-0,00 0,00 

D.lI Finanzaufwand 0,00 

Geldfluss aus empfangenen 
C* s. gewährten Oarlehen und 

Vorschüssen 

0* Geldfluss aus der 
Investitionstitigkett 

Nettoergebnts (ER: C + 0) I 
E Nettoflnanzterungssaldo -901,39 

(FR: C + 0 + C* + 0*) 

davon Erträ ge/Einzahlungen 59,26 60,11 

davon Aufwendungen/ 
Auszahlungen 967,65 1.056,57 

davon Erträge aus 
Vorperiode n 

0,00 

davon Aufwand aus 
Vorperioden 

0,00 69,13 

um Vorperioden 
bereinigtes Nettoergebnis - 908,39 - 927,33 

-78,24 

+ 0,31 

- 0,03 

+ 78,59 

+ 72,57 

+ 69,13 

-9,83 

+0,54 

+ 10,36 

+ 10,41 

+ 9,65 

- 0,34 

- 0,34 

- 0,04 

-88,07 

+0,00 

- 0,00 

+0,85 

+ 88,92 

- 0,00 

+ 69,13 

- 18,93 

Finanzierungsrechnung (FR) 

2014 Veränderung 
2014: 2015 

Abweichung 
2015 

ER: FR 

in Mio. EUR in '10 in Mio. EUR 

+ 100,6 

+ 2,6 

- 0,1 

+ 152,2 

+ 498,0 

+ 1,2 

+1.1 

+ 1,2 

+1,4 

+1,4 

- 0,6 

- 0,6 

- 0,1 

+9,7 

-100,0 

12,17 

37,77 

50,69 

14,19 

47,10 

877,78 

745,64 

706,30 

54,44 

54,44 

74,41 

66,55 

-901,17 

-0,00 

11,59 

37,91 

60,48 

17,96 

47,63 

875,33 

743,21 

703,11 

54,04 

54,04 

74,36 

66,55 

-"4.50 
0.00 

+11 

- 0,58 - 4,8 

+ 0,14 + 0,4 

+ 9,79 + 19,3 

+ 3,77 + 26,6 

+0,54 + 1,1 

- 2,45 -0,3 

-2,42 - 0,3 

- 3,19 - 0,5 

- 0,40 - 0,7 

- 0,40 - 0,7 

- 0,05 - 0,1 

-7,53 +D.I 

+0.00 -100.0 

- 100.0 r=;;;;;;;;;;O,;;;;oo;;;:;r:==;:;;;i===;;;;:;;;;;;:~ . - 0,00 -100,0 

+ 1,4 59,32 

+ 9,2 966,51 

- 100,0 

-0,62 

- 915,11 

59,27 

974,39 

+ 2,1 - 907,19 - 915,11 

+0.02 -240,3 

-0,41 + 191,2 

-7,12 +0,9 

- 0,04 - 0,1 

+ 7,88 +0,8 

-7,92 +0,9 

+ 69,19 

- 0,88 

- 0,34 

- 69,73 

- 69,19 

- 69,13 

+ 12,78 

0.00 

- 12,78 

- 12,84 

-12,84 

- 0,06 

- 0,06 

- 0,01 

0,00 

+ 81,96 

0,00 

0,00 

+ 0,01 

-0,62 

+ 81,35 

- 0,84 

- 82,18 

0,00 

- 69,13 

+ 12,21 

1) Zu den Kriterien für die Auswahl der Positionen der Ergebnis- und Finanzierungsrechnung siehe die Erläuterungen im Wegweiser. 

QueUen: HIS, eigene Berechnung 
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In der UG 24 "Gesundheit" betrug das Nettoergebnis 2015 (E) der konsoli­
dierten Ergebnisrechnung - 996,46 Mio. EUR. Es setzte sich zusammen aus 

dem Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit (A) von 
- 155,99 Mio. EUR (- 78,24 Mio. EUR gegenüber 2014) und 

dem Transferergebnis (B) von - 840,47 Mio. EUR (- 9,83 Mio. EUR 
gegenüber 2014). 

Die Erträge in der UG 24 machten 60,11 Mio. EUR 

darunter 12,47 Mio. EUR aus der operativen Verwaltungstätigkeit 
(A.U) und 47,63 Mio. EUR aus Transfers (B.I) 

und die Aufwendungen 1,057 Mrd. EUR aus 

darunter 38,25 Mio. EUR aus Personalaufwand (A.In), 
130,21 Mio. EUR aus betrieblichem Sachaufwand (A.N) und 
888,11 Mio. EUR aus Transferaufwand (B.n). 

Das Nettoergebnis 2015 verschlechterte sich um 88,07 Mio. EUR bzw. um 
9,7 Ofo gegenüber 2014. 

A. Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit 

Die Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit (A.lI) betrugen 
12,47 Mio. EUR. 

Den Erträgen standen Aufwendungen für Personal (A.III) von 38,25 Mio. EUR 
und betrieblichen Sachaufwand (A.N) von 130,21 Mio. EUR gegenüber. 

- Der betriebliche Sachaufwand entstand insbesondere für Sonsti­
gen betrieblichen Sachaufwand (87,14 Mio. EUR). 

Nach Angaben des BMG enthielt der sonstige betriebliche Sachaufwand 
das Sachkonto 7229.000 "Aufwand aus Vorperioden", auf dem nach einer 
Mängelbehebung des RH die 4. Quartalszahlung 2014 und die Jahresab­
rechnung 2014 der Zweckzuschüsse nach dem Bundesgesetz über Kranken­
anstalten und Kuranstalten 20 gebucht wurden.21 

20 BGBI. Nr. 1/1957 

2 1 Siehe dazu im Detail BRA 2015, Textteil Band 3: Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 

Haushaltsverrechnung des Bundes für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 2 und TZ 17. 
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Das Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit 2015 verschlechterte 
sich um 78,24 Mio. EUR bzw. um 100,6 % gegenüber 2014. Bedeutende 
Veränderungen waren zu beobachten 

beim betrieblichen Sachaufwand (A.N) von + 78,59 Mio. EUR: 
darunter Sonstiger betrieblicher Sachaufwand (+ 72,57 Mio. EUR). 

Nach Angaben des BMG resultiere der Anstieg des sonstigen betrieblichen 
Sachaufwands aus der Mängelbehebung durch den RH.22 Über dieses Män­
gelbehebungsverfahren wäre die vorläufIge Jahresabrechnung 2015 (fällig 
im März 2016) in der Ergebnisrechnung für 2015 gebucht worden. Zusätz­
lich dazu seien nach einer weiteren Mängelbehebung des RH die 4. Quar­
talszahlung 2014 und die Jahresabrechnung 2014 der Zweckzuschüsse nach 
dem Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten im sonstigen 
betrieblichen Sachaufwand gebucht wordenY 

B. Transferergebnis 

Die Erträge aus Transfers (B.I) betrugen 47,63 Mio. EUR. Den Erträgen stand 
ein Transferaufwand (B.II) von 888,11 Mio. EUR gegenüber. 

Der Transferaufwand entstand insbesondere für Transfers an öffent­
liche Körperschaften und Rechtsträger (756,05 Mio. EUR), Trans­
fers an Unternehmen (54,10 Mio. EUR) und Transfers an private 
Haushalte (74,37 Mio. EUR). 

Beim Transferaufwand für öffentliche Körperschaften und Rechtsträger 
handle es sich nach Angaben vom BMG vor allem um den fmanziellen 
Beitrag des Bundes zur Krankenanstaltenfmanzierung gemäß Bundesge­
setz über Krankenanstalten und Kuranstalten (KAKuG) und den Beitrag zur 
Sanierung der Gebietskrankenkassen (Kassenstrukturfonds). Der Transfer­
aufwand für Unternehmen beinhalte die Basiszuwendung des Bundes an die 
Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH 
(AGES) gemäß Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetz (GESG).24 Im 
Transferaufwand für private Haushalte sei die Abgeltung des Mehrauf­
wands durch FLAF-Zahlungen enthalten. Dabei würden die Mehrausga­
ben der gemeinnützigen Krankenanstalten bei Umstellung auf die gene­
relle Dienstgeberbeitragspflicht vom Bund ersetzt. 

22 Siehe dazu im Detail BRA 2015, Textteil Band 3: Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 

Haushaltsverrechnung des Bundes für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 2 und TZ 17. 

23 Siehe dazu im Detail BRA 2015, Textteil Band 3: Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 

Haushaltsverrechnung des Bundes für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 2 und TZ 17. 

24 BGB!. Nr. 63/2002 
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Das Transferergebnis 2015 verschlechterte sich um 9,83 Mio. EUR bzw. um 
1,2 % gegenüber 2014. Bedeutende Veränderungen waren zu beobachten 
beim 

Transferaufwand (B.H) von + 10,36 Mio. EUR: darunter Transfers 
an öffentliche Körperschaften und Rechtsträger (+ 10,41 Mio. EUR). 

Nach Angaben des BMG erhöhe sich der Transferaufwand an öffentliche 
Körperschaften und Rechtsträger aufgrund gestiegener Zweckzuschüsse des 
Bundes zur Krankenanstaltenfinanzierung, durch die Umstellung auf eine 
periodengerechte Zuordnung, durch die Dotierung des Zahngesundheits­
fonds und durch den gestiegenen Aufwandsersatz an die Krankenversiche­
rung für die Bezieher von Leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsi­
cherung. Andererseits verringere sich der Transferaufwand an öffentliche 
Körperschaften und Rechtsträger durch die Nichtdotierung des Kassen­
strukturfonds im Jahr 2015. 

E. Nettoergebnis versus Nettofmanzierungssaldo 

Aufgrund unterschiedlicher Systematiken zwischen Ergebnis- und Finan­
zierungsrechnung kommt es notwendigerweise zwischen Nettoergebnis 
und Nettofmanzierungssaldo zu Abweichungen, die im Folgenden erläu­
tert werden. 

Der Nettofmanzierungssaldo aus der konsolidierten Finanzierungsrechnung 
fIel mit - 915,11 Mio. EUR um + 81,35 Mio. EUR günstiger aus als das 
Nettoergebnis aus der konsolidierten Ergebnisrechnung (- 996,46 Mio. EUR). 
Im Nettofmanzierungssaldo waren Ein- und Auszahlungen des Geldflusses aus 
empfangenen sowie gewährten Darlehen und Vorschüssen (+ 0,01 Mio. EUR) 
sowie Ein- und Auszahlungen des Geldflusses aus der Investitionstätigkeit 
(- 0,62 Mio. EUR) berücksichtigt, die im Nettoergebnis nicht enthalten 
waren. 

Weitere Unterschiede zwischen dem Nettofinanzierungssaldo und dem Net­
toergebnis beruhten auf Abweichungen zwischen dem Ergebnis aus der 
operativen Verwaltungstätigkeit (A) (+ 69,19 Mio. EUR) und dem Transfer­
ergebnis (B) (+ 12,78 Mio. EUR) vom korrespondierenden Geldfluss. Dafür 
verantwortlich waren im Wesentlichen folgende Positionen: 

- Abweichungen bei dem betrieblichen Sachaufwand (A.N) von 
- 69,73 Mio. EUR: davon Sonstiger betrieblicher Sachaufwand 
(- 69,19 Mio. EUR), 
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Tabelle 13.3-1: 

Ergebnishausha lt 

UG 24 Gesundheit 

UG 24 

Abweichungen bei dem Transferaufwand (B.II) von - 12,78 Mio. EUR: 
davon Transfers an öffentliche Körperschaften und Rechtsträger 
(- 12,84 Mio. EUR). 

Die Differenzen zwischen betrieblichem Sachaufwand bzw. Transferauf­
wand und dem korrespondierenden Geldfluss sind aufPeriodenabgrenzun­
gen zurückzuführen. 

13.3 Voranschlagsvergleichsrechnungen 

13.3.1 Ergebnishaushalt 

UG 24 - Ergebnishaushalt 2015 

Erfolg I Voranschlag I Erfolg 

I 
Veränderung Erfolg Abweichung 

2014 2015 2015 2014: 2015 Voranschlag 2015 : Erfolg 2015 

in Mio. EUR I in "10 in Mio . EUR I in "10 

Ert räge 87,53 49,38 48,85 - 38,68 - 44,2 - 0,53 - 1,1 

Aufwendungen 995,90 957,49 1.045,31 + 49,41 + 5,0 + 87,82 + 9,2 

Nettoergebnis - 908,37 - 908,11 - 996,46 - 88,09 + 9,7 - 88,35 + 9,7 

Quellen : HIS, eigene Berechnung 

Im Jahr 2015 betrugen die Erträge in der UG 24 "Gesundheit" 48,85 Mio. EUR. 
Sie waren gegenüber 2014 um 38,68 Mio. EUR (- 44,2 0/0) und gegenüber 
dem Voranschlag um 0,53 Mio. EUR (- 1,1 0/0) gesunken. 

Die Aufwendungen des Jahres 2015 waren mit 1,045 Mrd. EUR um 
49,41 Mio. EUR (+ 5,0 0/0) höher als im Jahr 201 4. Gegenüber dem Voran­
schlag waren die Aufwendungen um 87,82 Mio. EUR (+ 9,2 0/0) höher. 

Das Nettoergebnis der UG 24 "Gesundheit" lag 2015 bei - 996,46 Mio. EUR. 
Es war um 88,09 Mio. EUR schlechter und damit um 9,7 % höher als jenes 
für 2014 (- 908,37 Mio. EUR) und um 88,35 Mio. EUR schlechter und damit 
um 9,7 % höher als im Voranschlag (- 908,11 Mio. EUR) angenommen. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen gegliedert nach Glo­
balbudgets; die nachstehend angeführten Begründungen (grün ulld kur­
siu) fassen die vom BMG bekannt gegebenen Erläuterungen zusammen. 
Die haushaltsleitenden Organe sind gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur 
Erläuterung ihrer Abschlussrechnungen verpflichtet. Diese Erläuterungen 
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fmden sich im Detail im Zahlenteil des BRA 2015 der UG 24 "Gesundheit" 
(Tabelle 1.2.11.1) . 

Tabelle 13.3-2: Ergebnishaushalt, UG 24 - Voranschlagsvergleich 201 5 nach GB und 
MVAG 

Ergebnishaushalt 

6124.01 

'124.02 

'124.03 

240 

Voranschlag 

I 
Erfolg 

I 
Abweichung 

UG 24 Gesundheit 2015 2015 Voranschlag 2015 : Erfolg 2015 

in Mio. EUR [ in '10 

Erträge 49,38 48,85 - 0,53 - 1,1 

Aufwendungen 957,49 1.045,31 + 87,82 + 9,2 

Nettoergebnis - 908,11 - 996,46 - 88,35 

Steuerung und Services 
Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und 9,17 9,12 - 0,05 - 0,6 
Transfers 
Fina nzerträge 0,00 - 0,00 - 100,0 

Erträge 9,17 9.12 -0,05 - 0,6 

Personalaufwand 27,67 27,04 - 0,63 - 2,3 

Transferaufwand 58,67 58,45 - 0,22 -0,4 

Betrieblicher Sachaufwand 27,50 38,43 + 10,93 + 39,7 

Finanzaufwand 0,00 - 0,00 

Aufwendungen 113,84 123,91 + 10,07 + 8,8 

Gesundhettssystemflnanzterung 

Transferaufwand 777,60 782,50 + 4,90 + 0,6 

Betrieblicher Sachaufwand 69,13 + 69,13 

Aufwendungen 777,60 85U3 + 74,03 + 9,5 

GesundheItsvorsorge u. Verbrluchergesundhett 
Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und 40,22 39,74 - 0,48 - 1,2 
Transfers 

ErtrAge 40,22 39,74 - 0.48 - 1,2 

Transferaufwand 47,03 47,16 + 0,14 + 0,3 

Betrieblicher Sachaufwand 19,02 22,61 + 3,58 + 18,8 

Aufwendungen 66,05 69,77 + 3,72 + 5,6 

Quellen: HIS, eigene Berechnung 

Mehraufwendungen im GB 24.01 "Steuerung und Services" 

+ 10,93 Mio. EUR in der MVAG "Betrieblicher Sachaufwand" 

Mehraujl/ielldungen für die AufrechterllOltullg des laufenden IT-Betriebes 
inkl. der Adaptierung der Infrastruktur sowie für Miet- und Betriebskos­
ten und für Ausgaben im Lusammenhang mit der Elektronischen Gesulld­
heitsaktc (ELGA) (insgesamt + 6,82 Mio. EURj; weitere Mehraufwendungen 
durch Zahlungen an die Gesulldheit Österreich GmbH (GÖGj für die 
Leistungsanweisung 2015 und für gesundheitsrc/ellante Maßnahmen 
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(insgesamt + ],51 Mio. EUR) sowie durch Zahlungen an die Österreicllische 
Agentur für Ge.'Wlldhcit und Erniihrungssicherhcit GmbH (AGESj für den 
Geschäftsbereich Medizinmarklauj"sicht (+ 0,60 Mio. EURj. 

Mehraufwendungen im GB 24.02 "Gesundheitssystemfinanzierung" 

+ 69,13 Mio. EUR in der MVAG "Betrieblicher Sachaufwand" 

Mehrauj"wendullgell durch die Darstellung der4. QuartalsLahlung 2014 als 
Aufwand aus Vorperioden und die Umbuchung der Zilleckzuschüssr des 
Bundes zur Krankenanstaltenjinanzierung auf das Jahr 2015 im Zugr des 
Mängclbehebungwerjahrens gemäß § 9 RHG 1948 durch den Rli/" 

13.3.2 Finanzierungshaushalt 

Tabelle 13.3-3: UG 24 - Finanzierungshaushalt 2015 

Fina nzieru ngshaushalt 

Zahlungen I Voranschlag I Zahlungen I Veränderung Zahlungen Abweichung 

UG 24 Gesundheit 2014 2015 2015 2014: 2015 Voranschlag 2015 : Zahlungen 2015 

in Mio. EUR I in Ofo in Mio. EUR I in ~o 

Einzahlungen 87,59 48,71 

957,04 

- 908,33 

48,08 

963,19 

- 915,11 

- 39,51 - 45,1 - 0,63 - 1,3 

Auszahlungen 994,78 - 31,59 - 3,2 + 6,15 + 0,6 

Nettotlnanzterunllsnldo - 907,19 - 7,92 + 0,9 - 6,78 + 0,7 

Quellen: HIS. eigene Berechnung 

Im Jahr 2015 betrugen die Einzahlungen in der UG 24 "Gesundheit" 
48,08 Mio. EUR. Sie waren gegenüber 2014 um 39,51 Mio. EUR (- 45,1 0/0) 

und gegenüber dem Voranschlag um 0,63 Mio. EUR (- 1,3 0/0) gesunken. 

Die Auszahlungen des Jahres 2015 waren mit 963,19 Mio. EUR um 
31,59 Mio. EUR (- 3,2 0/0) niedriger als im Jahr 2014. Gegenüber dem Vor­
anschlag waren die Auszahlungen um 6,15 Mio. EUR (+ 0,6 0/0) höher. 

Der Nettofmanzierungssaldo der UG 24 "Gesundheit" lag 2015 bei 
- 915,11 Mio. EUR. Er war um 7,92 Mio. EUR schlechter und damit um 0,9 0/0 

höher als jener für 2014 (- 907,19 Mio. EUR) bzw. um 6,78 Mio. EUR schlech­
ter und damit um 0,7 % höher als im Voranschlag (- 908,33 Mio. EUR) 
angenommen. 

25 Siehe dazu im Detail BRA 2015, Textteil Band 3: Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 

Haushaltsverrechnung des Bundes für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 2 und TZ 17. 
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Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen gegliedert nach Glo­
balbudgets; die nachstehend angeführten Begründungen (blau und kur­
siv) fassen die vom BMG bekannt gegebenen Erläuterungen zusammen. 
Die haushaltsleitenden Organe sind gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur 
Erläuterung ihrer Abschlussrechnungen verpflichtet. Diese Erläuterungen 
fmden sich im Detail im Zahlenteil des BRA 2015 der UG 24 "Gesundheit" 
(Tabelle 1.2.8.1) . 

Tabelle 13.3-4: Finanzierungshaushalt, UG 24 - Voranschlagsvergleich 2015 nach GB 
und MVAG 

Fi n a n zi e ru n 9S haush a lt 

1124.01 

AN.OZ 

IIZ4.OI 

242 

Voranschlag 

I 
Zahlungen 

I 
Abweichung 

UG 24 Gesundheit 2015 2015 Voranschlag 2015 : Zahlungen 2015 

in Mio . EUR I in % 

Einzahlungen 48,71 48,08 - 0,63 - 1,3 

Auszahlungen 957,04 963,19 + 6,15 + 0,6 

Nettoflnlnztlrung"lldo - 908,33 - 915,11 -1,78 

1l!!!!!!!II-StrvIaI 
Einzahlungen aus der operativen 8,42 8,27 - 0,15 -1,8 Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 0,00 - 0,00 - 100,0 

Einzahlungen aus der Rückzahlung von Darlehen 0,08 0,05 - 0,03 - 37,S sowie gewährten Vorschüssen 
Etnuhlungen 8,50 8,32 -0,18 - 2,1 
Auszahlungen aus der operativen 54,34 64,62 + 10,28 + 18,9 Verwaltu ng stäti g kei t 
Auszahlungen aus Transfers 58,67 58,51 - 0,16 - 0,3 

Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 0,30 0,62 + 0,32 + 106,9 

Auszahlungen aus der Gewährung von Darlehen 0,08 0,04 - 0,04 - 52,7 sowie geWährten Vorschüssen 
Ausuhlungln 113,39 123,79 + 10,40 +9,2 

Auszahlungen aus Transfers 777,60 769,66 - 7,94 -1,0 

Ausuhlungen 777,10 719,11 -7,94 -1,0 .. 
Einzahlungen aus der operativen 

40,21 39,76 - 0,45 - 1,1 
Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen aus der Investitionstät igkeit 0,00 - 0,00 - 100,0 

EtnZlhlungen 40,22 39,71 -0,4 -1,1 

Auszahlungen aus der operativen 19,01 22,58 + 3,57 + 18,8 Verwa ltu ngstä tig keit 
Auszahlungen aus Transfers 47,03 47,16 + 0,13 + 0,3 

Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 0,01 - 0,01 - 100,0 

Ausuhlungln 11,05 19,74 + 3,19 + 5,1 

QueUen: HIS. eigene Berechnung 

Mehrauszahlungen im GB 24.01 "Steuerung und Services" 

+ 10,28 Mio. EUR in der MVAG "Auszahlungen aus der operativen Verwal­
tungstätigkeit" 
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Tabelle 13.3-5: 

Fi nanzierungshaushaLt 

UG 24 Gesundheit 

Detailbudgetrücklagen 

VariabLe 
Au sza h Lu n gsrüc kLag en 

Zweckgebundene 
Ei n za h Lun gsrückLag en 

Geslmtsumme 

UG 24 

Mehrauszahlungen für die Aufrechterhaltung des laufenden IT-Betriebes 
inkl. der Adaptierung der Infrastruktur sowie für Miet- und Betriebskosten 
und für Ausgaben im Zusammenhang mit der Elektronischen Gesundheits­
akte (ELGA) (insgesamt + 6, 17 Mio. EUR); weitere Mehrausgaben durch 
Zahlungen an die Gesundheit Österreich GmbH (GÖG) für die Leistungs­
anweisung 2015 und für gesundheitsrelevante Maßnahmen (insgesamt 
+ 3,51 Mio. EUR) sowie durch Zahlungen an die Österreichische Agentur 
für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH (AGES) für den Geschäfts­
bereich Medizinmarktaufsicht (+ 0,60 Mio. EUR). 

13.3.3 Haushaltsrücklagen 

UG 24 - Entwicklung der Haushaltsrücklagen 2015 

~~:~::~- I Umbuchung I Entnahme I Auflösung I Zuführung I Endbestand I Veränderung 
2014: 2015 

in Mio. EUR I in 0/0 

51,09 - 13,29 + 1,64 39,44 - 11,65 - 22,8 

3,10 3,10 0.00 0,0 

11,73 - 2,26 + 0,00 9,47 - 2,26 - 19,2 

65,111 -15,55 + 1,64 52,01 -13,110 - 21,1 

QueUen : Rücklagengebarung, ei gene Berechnung 

Der Stand der Rücklagen in der UG 24 "Gesundheit" belief sich zum 
31. Dezember 2014 auf65,91 Mio. EUR und veränderte sich durch Entnah­
men (15,55 Mio. EUR) und Zuführungen (1 ,64 Mio. EUR) auf 52,01 Mio, EUR 
zum 31. Dezember 2015. Im Verhältnis zu den veranschlagten Auszahlun­
gen (957,04 Mio. EUR) entsprach der Stand zum 31. Dezember 2015 einem 
Anteil von 5,4 0/0. Im BFG 2015 war für die UG 24 keine Rücklagenver­
wendung veranschlagt. 

243 

III-262 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 09 Hauptdok.Band 2 Textteil T3 (gescanntes Original) 71 von 100

www.parlament.gv.at



UG 24 

Tabelle 13.4-1: 

Fi nanzierungshaushalt 

UG 24 Gesundheit 

Auszahlungen/ 
Auszahlungsobergrenze gesamt 

Anteil der UG 24 

Auszahlung,n/ 
Auszahlungsabergrenze Rubrik 2 

Anteil der UG 24 
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13.4 Finanzrahmen 

Ausgehend von den tatsächlichen Auszahlungen 2015 stellen sich die Aus­
zahlungsobergrenzen für die UG 24 "Gesundheit" gemäß BFRG für die 
Finanzj ahre 2016 bis 2020 wie folgt dar: 

UG 24 - Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG bis 
2020 

Auszahlungen Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG Veränderung 
(Ist) 

durch-
2015 2016 2017 201B 2019 2020 2015 (Ist) : 2020 schnittlich 

jährlich 

in Mio. EUR in % 

HJ,l~ ! 1.02B,98 1.048,86 1.080,52 1.127,65 1.160,76 .1'7,17 .10,5. .',1 
74.589,49 78.107,49 78.202,70 78.814,08 80.408,66 83.038,37 + 8.448,88 + 11,3 + 2,2 

1,3 "I. 1,3 % 1,3 % 1,4 % 1,4 % 1,4 % + 0,1 "I. · Punkte 

38.119,06 39.508,75 40.660,13 41 .839,49 43.309,95 44.834,52 + 6.715,45 + 17,6 +3,3 

2,5 "fo 2,6 % 2,6 "I. 2,6 "I. 2,6 % 2,6 % + 0,1 "fo-Punkte 

Quellen : HIS. BFRG 2016 . 2019. 2017 • 2020. eigene Berechn ung 

Bis zum Jahr 2020 soll die Auszahlungsobergrenze für die UG 24 "Gesund­
heit" um + 197,57 Mio. EUR (+ 20,5 0/0) auf 1,161 Mrd. EUR ansteigen. Dies 
entspricht einer Veränderungsrate gegenüber den tatsächlichen Auszah­
lungen 2015 von + 3,8 % im Jahresdurchschnitt. Im Jahr 2015 betrug der 
Anteil der UG 24 "Gesundheit" an den Gesamtauszahlungen 1,3 % und an 
den Auszahlungen der Rubrik 2 2,5 0/0. Der Anteil der UG 24 an der Gesamt­
Auszahlungsobergrenze soll sich bis 2020 auf 1,4 % erhöhen bzw. soll er 
innerhalb der Rubrik 2 auf 2,6 % ansteigen. 

Laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 seien folgende 
laufende bzw. geplante Maßnahmen und Reformen besonders wichtig für 
die budgetäre Zielerreichung: 

Weiterentwicklung und Umsetzung des partnerschaftlichen Ziel­
steuerungssystems auf der Grundlage der entsprechenden Verein­
barung gemäß Art. 15a B-VG "Zielsteuerung-Gesundheit", wobei 
im Rahmen der Finanzzielsteuerung ein bundesweiter Ausgaben-
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dämpfungspfad für die öffentlichen Gesundheitsausgaben (ohne 
Langzeitptlege) bis 2016 vereinbart worden sei bzw. für die Jahre 
ab 2017 im Rahmen des Finanzausgleichs ein weiterer Ausgaben­
dämpfungspfad verhandelt werden soll. Zur Einhaltung seien part­
nerschaftlich im Rahmen von Zielsteuerungsverträgen (Bund, Län­
der, Sozialversicherung) auf Bundes- und Landesebene Maßnahmen 
vereinbart und umgesetzt worden, dies sei auch für die Jahre 2017 
bis 2020 geplant; 

- Ausbau der öffentlichen Berichterstattung zur österreichweiten 
Qualitätsarbeit auf den Ebenen der Struktur-, Prozess- und Ergeb­
nisqualität für den stationären und ambulanten Bereich, einschließ­
lich für die Öffentlichkeit aufbereiteter Informationen; 

rechtliche und vertragliche Etablierung bzw. Weiterentwicklung 
wohnortnaher qualitätsgesicherter Primärversorgung unter För­
derung der allgemeinmedizinischen Versorgung (Hausarzt); 

zielgerichtete Gesundheitsförderung auf der Basis einer natio­
nalen Gesundheitsförderungsstrategie, Prävention, Stärkung von 
evidenzbasierter Früherkennung und Frühintervention, Umsetzung 
des Nationalen Aktionsplans Ernährung (NAPe) und der Ergebnisse 
der entwickelten Kindergesundheitsstrategie; 

Ausrol1ung und Weiterentwicklung von ELGA (Elektronische Gesund­
heitsakte), Pilotierung von TEWEB (Telefon- und webbasierter Erst­
kontakt und Beratungsservice) sowie die Vorbereitung von Telege­
sundheitsservices (z.B. Telemonitoring) zur Prozessoptimierung und 
Hebung der Ergebnisqualität der Versorgung der Patientinnen und 
Patienten; 

- Vervollständigung genderdifferenzierter Datenerhebung und Aus­
wertung von Ergebnisqualitätsdaten als Grundlage dafür, dass für 
Frauen und Männer eine vergleichbare Ergebnisqualität erreicht 
wird; 

Weiterentwicklung des Lebensmittelrechts und der Kontrollsysteme 
sowie der wirkungsorientierten Steuerung der Agentur für Gesund­
heit und Ernährungssicherheit GmbH (AGES). 

Folgende Steuerungs- und Korrekturmaßnahmen zur Einhaltung der Aus­
zahlungsobergrenzen seien laut Strategiebericht der Bundesregierung 2017 
bis 2020 erforderlich: 

Adaptierung und Umsetzung der Vereinbarung gemäß Art. 15a 
B-VG "Zielsteuerung-Gesundheit"; 
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UG 24 Gesundheit 

Auszahlungsobergrenze UG 24 

Auszahlungen UG 24 
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Umsetzung und Weiterentwicklung einer kennzahlenbasierten Steu­
erung der Leistungen der AGES; 

Weiterführung des Aufbaus der notwendigen Expertise, um die 
Steuerung des gesamten Gesundheitssektors zu optimieren. 

Die im BFRG 2017 bis 2020 vorgesehenen Auszahlungsobergrenzen für die 
Jahre 2017 bis 2019 wurden gegenüber dem bisher geltenden BFRG 2016 bis 
2019 um insgesamt - 1,0 % bzw. um durchschnittlich - 11 ,49 Mio. EUR pro 
Jahr vermindert. Veränderungen ergäben sich laut Strategiebericht der Bun­
desregierung 2017 bis 2020 bei den variablen Auszahlungen für die Kran­
kenanstaltenfmanzierung abhängig vom Steueraufkommen entsprechend 
den aktuellen Prognosen. Bei den fixen Auszahlungen würden sich insbe­
sondere Änderungen durch Wiederdotierung des Krankenkassen-Struktur­
fonds sowie durch die Anpassung der Refundierungen an die soziale Kran­
kenversicherung für Leistungen im Rahmen der Mindestsicherung ergeben. 

Im Folgenden wird ein Überblick über die Entwicklung der tatsächlichen 
Auszahlungen und der Auszahlungsobergrenzen von 2011 bis 2015 bzw. 
ein Vergleich der Auszahlungen zu den Auszahlungsobergrenzen des der­
zeit geltenden BFRG 2017 bis 2020 gegeben : 

UG 24 - Entwicklung der Auszahlungen und Auszahlungsobergrenzen 
der Jahre 2011 bis 2015 

BFRG bzw. Zahlungen Veränderung 

2011 I 2012 I 2013 I 2014 I 2015 2014: 2015 I 2011: 2015 

in Mio. EUR I in ,. I in Mio. EUR I in % 

786.40 928,17 925,83 953,31 957,04 + 3,73 + 0,4 + 170,64 + 21,7 

904,30 949,94 968,60 994,78 963,19 - 31,59 - 3,2 + 58,90 + 6,5 

+ 117,10 + 21,77 +42,77 +41,47 +1,15 

+ 15,0" +2,1" + 4,1 "Ai + 4,1 "Ai +0,1 "Ai 

Quellen : HIS, BFRG 2011 • 2014. 2011 . 2015. 2013 - 2016, 2014 • 1017, 2015 - 101B. eigene Berechnung 

Während ursprünglich zwischen 2011 und 2015 eine Erhöhung der Auszah­
lungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt + 170,64 Mio. EUR (+ 21,7 Ofo) 
vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2011 und 2015 
tatsächlich um + 58,90 Mio. EUR (+ 6,5 Ofo). Im Jahr 2015 lagen die tat­
sächlichen Auszahlungen um + 6,15 Mio. EUR (+ 0,6 Ofo) über jenen, die in 
der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen waren. 
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Tabelle 13.4-3: 

Fi n a n zi eru ng sha ush a lt 

UG 24 Gesundheit 

fix 

variabel 

1) Rundung,differenz möglich 

UG 24 

UG 24 - Vergleich der Entwicklung der Auszahlungen 2011 bis 2015 mit 
der Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen bis 2020 gemäß BFRG 

Auszahlungen (Ist) 

2011 I 
in Mio. EUR 

904,30 

349,75 

554,54 

2015 

963,19 

322,07 

641,12 

durchschnittliche 
jährliche 

Veränderung 

2011: 2015 

in '10 

+ 1,6 

- 2,0 

+3,7 

BFRG 

2020 

in Mio. EUR 

1.160,76 

410,38 

750,39 

durchschnittliche 
jährliche Veränderung 

2015 (Ist) : 2020 (BFRG) 

in '10 

+ 3,B 

+ 5,0 

+ 3,2 

Differenz der 
Veränderungs-

raten') 

in "!. -Punkten 

+ 2,2 

+ 7,0 

- 0,5 

Quellen: HIS, BFRG 2017 • 2020, eigene Berechnung 

Die durchschnittliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2011 bis 2015 auf + 1,6 0/0. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2020 
soll sie + 3,8 % betragen und somit um 2,2 Prozentpunkte stärker steigen 
als im Zeitraum 2011 bis 2015. 

Der RH kritisierte bereits im Rahmen der Gesetzesbegutachtung zum Ent­
wurf eines Gesundheitsreformgesetzes 2013, dass bestehende Zuständig­
keiten nicht in Frage gestellt wurden und zersplitterte Kompetenzen unver­
ändert blieben. Infolge dieser Kompetenzsplitterung fallen die Ausgaben-, 
Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung weiterhin auseinander und es 
wurde keine gemeinsame Finanzierung erreicht. Der RH zeigte den drin­
genden Handlungsbedarf im Bereich des österreichischen Gesundheits­
systems außerdem bei mehreren Gebarungsüberprüfungen auf. Dieser betraf 
insbesondere die komplexe bzw. fragmentierte verfassungsrechtliche Kom­
petenzverteilung und intransparente Finanzierungsstruktur, die zersplitterte 
Organisationsstruktur im Krankenanstaltenbereich sowie das unzureichende 
Personal- und Dienstrecht und Strukturprobleme im Sozialversicherungs­
bereich. Notwendige Maßnahmen zur Lösung dieser Kernprobleme waren 
beispielsweise eine verbesserte Standort-Abstimmung im Krankenanstalten­
bereich, eine Bereinigung der Leistungsunterschiede im Bereich der Kran­
kenversicherungsträger, eine einheitliche Leistungsverrechnung im Ambu­
lanzbereich sowie eine einheitliche Dotierung der Landesgesundheitsfonds. 

Die effiziente Aufgabenwahrnehmung im Bereich der UG 24 "Gesundheit" 
sollte aus Sicht des RH durch quantifizierte strukturelle Steuerungs- und 
Korrekturmaßnahmen unterstützt werden. 

247 

III-262 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 09 Hauptdok.Band 2 Textteil T3 (gescanntes Original) 75 von 100

www.parlament.gv.at



UG 24 

248 

R -
H 

In diesem Zusammenhang weist der RH auf folgende im Jahr 2015 bzw. bis 
Ende April 2016 dem Nationalrat vorgelegte Berichte hin: 

Einführung der Wirkungsorientierung in ausgewählten Bundesmi­
nisterien (Reihe Bund 2016/5) 

Alle drei überprüften Bundesministerien, darunter das BMG, hatten die Ver­
ankerung der Wirkungsorientierung in ihren Organisations- und Manage­
mentinstrumenten großteils abgeschlossen. Der RH kritisierte jedoch, dass 
die Transparenz über den zur Einführung der Wirkungsorientierung erfor­
derlichen Ressourcenaufwand fehlte. Die fmanziellen Erläuterungen zum 
BHG 2013 enthielten keine Angaben zu den erforderlichen finanziellen und 
personellen Ressourcen sowie zu den Gesamtkosten. Keines der drei über­
prüften Bundesministerien verfügte über einen Gesamtüberblick zu den von 
ihm tatsächlich eingesetzten Ressourcen. 

Instrumente zur finanziellen Steuerung der Krankenversicherung 
(Reihe Bund 2016/3) 

Aufgrund eines stark negativen Reinvermögens mehrerer Krankenversiche­
rungsträger und eines stark negativen Ausblicks unterstützte der Bund die 
gesetzliche Krankenversicherung zwischen 2009 und 2014 mit rd. 1,302 Mrd. 
EUR und gab eine aufwandsseitige Konsolidierung von rd. 1,725 Mrd. EUR 
vor. Obwohl die Ziele dieses Sanierungspakets erfüllt wurden, sah die Geba­
rungsvorschau bis 2017 wieder erhebliche Abgänge voraus. Der RH kri­
tisierte, dass den Instrumenten der Gebarungsvorschau die erforderliche 
Glaubwürdigkeit für die Nutzung zur Steuerung fehlte. 

Die 2009 für den Zeitraum bis 2013 festgelegten Finanzziele waren spä­
testens ab 2011 aufgrund der tatsächlichen Entwicklung nicht mehr zur 
Detailsteuerung der Krankenversicherungsträger geeignet. Dies galt auch 
für die im Jahr 2012 bis zum Jahr 2016 festgelegten Ausgabenobergren­
zen. Dennoch wurden die Ausgabenobergrenzen unverändert in das Ziel­
steuerungssystem des Hauptverbands und der Krankenversicherungsträger 
übernommen. Diese Systeme verloren damit in wesentlichem Ausmaß ihre 
Wirkung als Steuerungsinstrumente. 

Ausgewählte Steuerungsbereiche in der Krankenversicherung (Reihe 
Bund 2016/3) 

Der RH kritisierte, dass die operative Steuerung der für die Gestaltung der 
Finanzen der Krankenversicherungsträger wichtigsten Bereiche - ärztliche 
Hilfe und Heilmittel - nicht ausreichend war, um die Ziele der Gesund-
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heitsreform 2012 erfüllen zu können bzw. eine nachhaltige Finanzierung 
sicherzustellen. Die Sozialversicherungsträger nutzten die verfügbaren Daten 
weder im Bereich der ärztlichen Hilfe noch im Heilmittelbereich ausrei­
chend. Die Aufbereitungen der Daten waren teilweise fehlerhaft, wurden nur 
unregelmäßig durchgeführt und beantworteten wesentliche Fragen nicht. 
Die trägerübergreifende Steuerung der Verwaltungskosten war weitgehend 
ungeeignet. 

Rolle des Bundes in der österreichischen Krankenanstaltenplanung 
(Reihe Bund 2015/17) 

Der RH stellte im Zuge seiner Überprüfung fest, dass sich der Einfluss des 
Bundes auf die österreich ische Krankenanstaltenplanung im Wesentlichen 
auf die Vornahme einer Rahmenplanung im Einvernehmen mit den Län­
dern und der Sozialversicherung beschränkte. Die konkreten Planungen 
erfolgten auf Landesebene; der Bund konnte zu den Krankenanstaltenplä­
nen der Länder nur unverbindliche Stellungnahmen abgeben. 

Der RH kritisierte, dass zentrale Steuerungsmöglichkeiten durch Monito­
ring und Evaluierungen begrenzt waren. Auch die Einführung der "Ziel­
steuerung- Gesundheit" im Jahr 2013 trug nicht zur Stärkung der Steue­
rungs- und Koordinationsfunktion des Bundes bei. 

Ärzteausbildung (Reihe Bund 2015/9) 

Die grundsätzliche Ausgestaltung der Ärzteausbildung blieb in Österreich 
über Jahrzehnte hinweg im Wesentlichen unverändert. Für die nach jahre­
langen Bemühungen im Jahr 2014 schließlich erfolgte Ärzteausbildungsre­
form fehlten wichtige Entscheidungsgrundlagen. Bis zur Ausbildungsreform 
blieben die Anerkennungen der Ausbildungsstätten (Krankenanstalten ins­
gesamt oder Abteilungen/Kliniken) über Jahrzehnte hinweg gültig, ohneje 
evaluiert worden zu sein. In den vergangenen fünf Jahren führte die Öster­
reichische Ärztekammer - entgegen den gesetzlichen Vorgaben - auch 
keine Überprüfungen der Ausbildungsqualität in den Ausbildungsstätten 
vor Ort mehr durch, wodurch diesbezüglich jegliche hoheitliche Ausbil­
dungskontrolle fehlte. 

In den überprüften Krankenanstalten wurde die gesetzlich vorgesehene drei­
stufige Ausbildungsverantwortung (Krankenanstaltenträger, Ärztlicher Lei­
ter, Klinikvorstand/Abteilungsleiter) in unterschiedlichem Ausmaß, jedoch 
in keiner Krankenanstalt ausreichend wahrgenommen; durchgängig einheit­
lich strukturierte nachvollziehbare Ausbildungsprozesse fehlten. Wesent­
liche Qualitätssicherungsinstrumente (z.B. Logbuch, Ausbildungskonzept, 
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Ausbildungsplan) waren nur teilweise vorhanden, entsprechende Umset­
zungs- und Kontrollmechanismen existierten ebenfalls kaum. In den über­
prüften Krankenanstalten war jedoch in den letzten Jahren das Bemühen 
um Verbesserungen der Ärzteausbildung erkennbar; so gab es insbeson­
dere auch Anstrengungen, die Zusammenarbeit zwischen Ärzten und diplo­
miertem Pflegepersonal zu stärken und die Möglichkeiten des sogenannten 
mitverantwortlichen Tätigkeitsbereichs zu nutzen. Die aktuelle Reform der 
ÄrzteaUSbildung sieht auch eine Reihe von Qualitätserfordemissen für die 
Ausbildung (etwa einen Ausbildungsplan) vor; ihre Umsetzung wird für die 
Krankenanstalten bzw. deren Träger eine große Herausforderung darstellen. 
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14 UG 25 "FAMILIEN UND JUGEND" 

UG 25 Familien und Jugend - BMFJ 

zentrale Budgetbereiche Einnahmen des FLAP) 

Familienbeihilfe 

Transfers Sozialversicherungsträger 

Ki nderbetreuungsgeld 

Fahrtbeihilfe, Freifahrten, Schulbücher 

Sonstige familienpolitische Maßnahmen des FLAF 

1) Familienlastenausgleichsfonds 

Quelle: HIS 

14.1 Vermögensrechnung 

Tabelle 14.1-1: UG 25 - Vermögensrechnung l) 

Vermögensrechnung 

Anteil 

Stand Stand Veränderung 
Stand 

31.12.2015 an 
UG 25 Familien und Jugend 31.12.2014 31.12.2015 gegenüber 31.12.2014 

Vermögen bzw. 
Fremdmitteln 

in Mio. EUR I in '0/0 

A+I VenII6gen 3.701,45 3.440,45 - 2.',01 -7.2 100,0 

A Langfristiges Vermögen 3.000,73 1.861,92 - 1.138,81 - 38,0 54,1 

A.I Immaterielle Vermögenswerte 0,00 0,00 - 0,00 - 100,0 0,0 

A.II Sachanlagen 0,23 0,57 + 0,34 + 148,9 0,0 

A.IV Beteiligungen 0,22 0,22 0,00 0,0 0,0 

A.V Langfristige Forderungen 3.000,27 1.861,13 - 1.139,15 - 38,0 54,1 

A.V.05 Sonstige langfristige Forderungen (v) 2.999,68 1.860,29 - 1.139,39 - 38,0 54,1 

GB 25.02 Familienpolitische Maßnahmen und Jugend 2.999,68 1.860,29 - 1.139,39 - 38,0 54,1 

Übrige sonstige langfristige Forderungen 2.999,67 1.860,29 - 1.139,38 - 38,0 54,1 

B Kurzfristiges Vermögen 707,73 1.578,53 + 870,80 + 123,0 45,9 

B.lI Kurzfristige Forderungen 707,72 1.578,52 + 870,80 + 123,0 45,9 

B.I1.03 aus Lieferungen und Leistungen 0,14 - 21,30 - 21,44 - 0,6 

GB 25.02 Familienpolitische Maßnahmen und Jugend 0,00 - 21,69 - 21,69 - 0,6 

B.1I.05 Sonstige kurzfristige Forderungen (v) 599,84 642,61 + 42,77 + 7,1 18,7 

GB 25 .01 Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 599,84 642,61 + 42,77 + 7,1 18,7 

Vorschüsse (v) 599,84 642,61 + 42,77 + 7,1 18,7 

B.I1.06 Sonstige kurzfristige Forderungen (nv) 109,39 958,43 + 849,04 + 776,2 27,9 

GB 25.01 Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 112,71 136,78 + 24,07 + 21,4 4,0 

Übrige sonstige kurzfristige Forderungen 84,37 100,97 + 16,61 + 19,7 2,9 

GB 25.02 Familien politische Maßnahmen und Jugend - 3,32 821,65 + 824,97 23,9 

Übrige sonstige kurzfristige Forderungen - 3,56 821,24 + 824,80 23,9 

B.IV Liquide Mittel 0,01 0,01 + 0,00 + 14,1 0,0 

GB 25.01 Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen - 340,00 0,00 + 340,00 - 100,0 0,0 

GB 25 .02 Familienpolitische Maßnahmen und Jugend 340,01 0,01 - 340,00 - 100,0 0,0 
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Vermögensrechnung 

C 

c.rV 

C.V 

C.VI 

D.E 

D 

D.m 

UI 

E.m 

1) 

252 

Anteil 

Stand Stand Veränderung Stand 
31.12.2015 an 

UG 25 Familien und Jugend 31.12.2014 31.12.2015 gegenüber 31.12.2014 
Vermögen bzw. 
Fremdmitteln 

in Mio. EUR I in 'fo 

J~I •• n(~) , .......... 3.IIO,!!l1 3.4OI,ISll -Z71,22lL -7,4 

Jährliches Nettoergebnis 
(inkt. 'Personal, das für Dritte leistet ") - 51,92 - 33,67 + 18,25 - 35,2 

GB 25.01 Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 44,40 40,93 - 3,46 - 7,8 

GB 25.02 Familienpolitische Maßnahmen und Jugend - 96,32 - 74,61 + 21,71 - 22,5 

Saldo aus der jährt. Eröffnungsbilanz 4.001,24 3.680,05 - 321,18 - 8,0 

Bundesfinanzierung - 269,24 - 237,53 + 31,71 - 11,8 

Fn ..... ltlill 21,31 31,S' .3,22 .11,3 100,0 

langfristige Fremdmittel 1,79 1,86 + 0,07 + 3,7 5,9 

Langfristige Rückstellungen 1,79 1,86 + 0,07 + 3,7 5,9 

Kurzfristige Fremdmittel 26,59 29,74 + 3,15 + 11,8 94,1 

Kurzfristige Verbindlichkeiten 26,02 29,07 + 3,05 + 11,7 92,0 

Kurzfristige Rückstellungen 0,57 0,67 + 0,10 + 18,2 2,1 

Zu den Kriterien für die Auswahl der Positionen der Vermögensrechnung siehe die ErLäuterungen im Wegweiser. 

Quellen: HIS. eigene Berechnung 

Das Vermögen zum 31. Dezember 2015 betrug in der UG 25 "Familien 
und Jugend" 3,440 Mrd. EUR und sank gegenüber 31. Dezember 2014 um 
- 268 ,01 Mio. EUR (- 7,2 0/0). Der Anteil des kurzfristigen Vermögens betrug 
45,9 % und der des langfristigen Vermögens 54,1 0/0. Dem Vermögen stan­
den Fremdmittel zum 31. Dezember 2015 von 31,59 Mio. EUR gegenüber, 
die im Vergleich zum 31. Dezember 2014 um + 3,22 Mio. EUR (+ 11 ,3 0/0) 
anwuchsen. Die Fremdmittel zum 31. Dezember 2015 waren zu 94,1 0/0 

kurzfristig und zu 5,9 % langfristig. Nachdem das Vermögen die Fremd­
mittel überstieg, ergab sich ein Nettovermögen (Ausgleichsposten) zum 
31. Dezember 2015 von 3,409 Mrd. EUR (- 271,22 Mio. EUR bzw. - 7,40/0 
gegenüber 31. Dezember 2014). 

A. und B. Vermögen 

Das Vermögen zum 31. Dezember 2015 (3,440 Mrd. EUR) setzte sich im 
Wesentlichen wie folgt zusammen: 

A.V Langfristige Forderungen: 1,861 Mrd. EUR (54,1 0/0), davon 
1,860 Mrd. EUR für Sonstige langfristige Forderungen (veranschlagt), 

B.1l Kurzfristige Forderungen: 1,579 Mrd. EUR (45,9 0/0) , davon 
642,61 Mio. EUR für Sonstige kurzfristige Forderungen (veranschlagt), 
958,43 Mio. EUR für Sonstige kurzfristige Forderungen (nicht ver­
anschlagt). 
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Der Rückgang des Vermögens gegenüber 31. Dezember 2014 von 
- 268,01 Mio. EUR (- 7,2 0/0) resultierte insbesondere aus Veränderungen 
bei Sonstigen langfristigen Forderungen (veranschlagt) (A.V.05) von 
- 1,139 Mrd. EUR (- 38,0 0/0), Kurzfristigen Forderungen aus Lieferun­
gen und Leistungen (B.II.03) von - 21,44 Mio. EUR, Sonstigen kurzfristi­
gen Forderungen (veranschlagt) (B.Il.05) von + 42,77 Mio. EUR (+ 7,1 0/0) 

und Sonstigen kurzfristigen Forderungen (nicht veranschlagt) (B.II.06) von 
+ 849,04 Mio. EUR (+ 776,2 0/0). Bis zum Jahr 2014 waren sämtliche For­
derungen des Bundes gegenüber dem Reservefonds als langristige For­
derungen gebucht. Nach Angaben des BMFJ sei im Jahr 2015 aufgrund 
der unterschiedlichen Fälligkeitsstichtage der bestehenden Forderungen 
eine Aufteilung auf lang- und kurzfristige Forderungen erfolgt. Daraus 
ergäben sich einerseits der starke Rückgang bei den sonstigen langfristigen 
Forderungen (veranschlagt) und andererseits der starke Anstieg bei den 
sonstigen kurzfristigen Forderungen (nicht veranschlagt). 

In den sonstigen kurzfristigen Forderungen (veranschlagt) seien die offe­
nen Forderungen aus Unterhaltsvorschüssen in Höhe von 642,61 Mio. EUR 
enthalten. 

14.2 Konsolidierte Ergebnis- und Finanzierungsrechnung 

Tabelle 14.2-1: UG 25 - Vergleich der konsolidierten Ergebnis- und Finanzierungsrech­
nung I) 

Ergebnisrech nu ng (ER ) Fina nzierungsrech nu ng (FR) 

Veränderung Veränderung 
Abweichung 

UG 25 Familien und Jugend 2014 2015 
2014: 2015 

2014 2015 
2014: 2015 

2015 
ER: FR 

Position 
Position 

ER (FR') 
Ergebnisrechnung in Mio. EUR in '10 in Mio. EUR in '10 in Mio. EUR 

( Finanzierungsrechnung) 

ErgebnIs aus der 

+ 1.080.82!l 6.210.91 ~I + 180.09 A 
operativen Verwaltungs-

+3.0 + 1.06'.3" + •• 223.03 + 153.70 + 2.5 - 37,88 tätigkeIt (- A.I + A.II -
A.III - A.IV) --- ...... --. ,= 

A.I Erträge aus Abgaben netto 6.641.17 6.842,65 + 201,48 + 3,0 6.630,70 6.812,06 + 181,36 + 2,7 - 30,59 

A.I .02 Abgabenähnliche Erträge 6.641,17 6.842,65 + 201 ,48 + 3,0 6.630,70 6.812,06 + 181,36 + 2,7 - 30,59 

GB 25.01 Ausgleichsfonds 
6.641,17 6.842,65 + 201 ,48 + 3,0 6.630,70 6.812,06 + 181,36 + 2,7 - 30,59 für Familienbeihilfen 

A.II 
Erträge aus der operativen 

0,00 16,17 + 16,17 0,00 0,00 - 0,00 - 22,6 - 16,17 Verwaltungstätigkeit 

A.IL03 Sonstige Erträge 0,00 16,17 + 16,17 0,00 0,00 - 0,00 - 22,6 - 16,17 

GB 25.02 
Familienpolitische 0,00 16,18 + 16,18 0,00 0,00 - 0,00 - 22,6 - 16,18 
Maßnahmen und Jugend 

A.III Personalaufwand 8,37 7,85 - 0,52 - 6,2 6,25 7,65 + 1,40 + 22,4 - 0,20 
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Ergebn is rechnung (ER) Finanzierungsrechnu ng (FR) 

I I Veränderung 1 I Veränderung 
Abweichung 

UG 25 Familien und J ugend 2014 2015 
2014 : 2015 

2014 2015 
2014: 2015 

2015 
ER : FR 

Position 
Position 

ER (FR') 
Ergebnisrechnung in Mio. EUR in "I. in Mio. EUR in Ofo in Mio. EUR 

(Finanzieru ngsrechnung) 

A.III Personalaufwand 8,37 7,85 - 0,52 - 6,2 6,25 7,65 + 1,40 + 22,4 - 0,20 

A.IV Betrieblicher Sachaufwand 551,98 590,06 + 38,07 + 6,9 555,11 581,38 + 26,26 + 4,7 - 8,68 

A.IV.08 Transporte durch Dritte 394,03 436,70 + 42,67 + 10,8 421,88 443,55 + 21,67 + 5,1 + 6,85 

GB 25.01 Ausgleichsfonds 
393,96 436,54 + 42,58 

für Familienbeihilfen 
+ 10,8 421 ,81 443,39 + 21,58 + 5,1 + 6,85 

Aufwendungen aus der 
A.IV.13 Wertberichtigung und dem 19,70 10,96 - 8,74 - 44,4 - 10,96 

Abgang von Forderungen 

GB 25.01 Ausgleichsfonds 
19,70 10,95 - 8,74 

für Familienbeihilfen 
- 44,4 - 10,95 

A.IV.14 
Sonstiger betrieblicher 

110,57 108,80 - 1,77 
Sachaufwand 

- 1,6 105,70 104,25 - 1,45 -1,4 - 4,55 

GB 25.01 Ausgleichsfonds 110,47 108,67 - 1,80 
für Familienbeihilfen 

-1,6 105,60 104,12 -1,48 - 1,4 - 4,55 

B 
Transferergebnis 

- 6.134.89 - 6.296.95 - 162.06 
(. B.I - B.II) 

+ 2,6 + 364,61 

B.I Erträge aus Transfers 15,36 14,06 - 1,31 - 8,5 395,77 366,50 - 29,27 - 7,4 + 352,44 

Erträge aus Transfers 

B.1.01 
von öffentlichen 

- 0,00 - 0,00 
Körperschaften und 

380,41 352,45 - 27,96 - 7,3 + 352,45 

Rechtsträgern 

GB 25.02 
Familienpolitische - 0,00 - 0,00 380.41 352,45 - 27,96 - 7,3 + 352,45 
Maßnahmen und Jugend 

B.lI Transferaufwand 6.150,25 6.311,01 + 160,75 + 2,6 6.139,11 6.298,84 + 159,73 + 2,6 - 12,17 

Aufwand für Transfers an 
B.l1.01 öffentliche Körperschaften 1.830,94 1.709,32 - 121,62 - 6,6 1.831,03 1.709,73 - 121,30 - 6,6 + 0,41 

und Rechtsträger 

GB 25.01 Ausgleichsfonds 
1.757,30 1.644,81 - 112,49 

für Familienbeihilfen 
-6,4 1.757,39 1.645,22 - 112,17 -6,4 + 0,41 

GB 25 .02 
Familienpolitische 73 ,64 64,51 - 9,13 - 12,4 73,64 64,51 - 9,13 - 12,4 0,00 
Maßna hmen und Jugend 

B.1I.05 
Transfers an private 

4.253,52 4.532,92 + 279,39 
Haushalte 

+ 6,6 4.255,47 4.535,15 + 279,68 + 6,6 + 2,23 

GB 25 .01 Ausgleichsfonds 
4.245,23 4.523,68 + 278,45 

für Familienbeihilfen 
+ 6,6 4.247,18 4.525,91 + 278,73 + 6,6 + 2,23 

B.l1.06 
Aufwand für sonstige 

63,11 66,09 + 2,98 
Transfers 

+ 4,7 49,93 51 ,28 + 1,35 + 2,7 - 14,81 

GB 25.01 Ausgleichsfonds 
63 ,11 66 ,09 + 2,98 

für Familienbeihilfen 
+ 4,7 49,93 51,28 + 1,35 + 2,7 - 14,81 

Ergebnis aus d. 

C 
operativen Verwaltungs-

- 54.07 - 36.04 + 18.03 
tätigkeit und Transfers 

- 33,4 .326.00 .2'0,70 - 35,30 -10,1 + 326,73 

(. A + B) 

0 Finanzergebnis 
+ 2.14 + 2.36 + 0.22 (. 0.1 - 0.11) 

.2,01 .2,17 .0,16 .1,1 
'-----

.10.3 - 0,20 

0.1 Finanzerträge 2,14 2,36 + 0,22 + 10,3 2,01 2,17 + 0,16 + 8,1 - 0,20 
r===~,~~~i~==~~~ 

Geldfluss aus 

C· empfangenen s. 
gewihrten Darlehen und 

-11,12 - 54,94 

Vorschüssen 

Einzahlungen aus 

LI' 
der Rückzahlung von 
Darlehen sowie gewährten 

75,22 + 80,10 

Vorschüssen 

GB 25.01 Ausgleichsfonds 
für Familienbeihilfen 

75,21 80,10 + 4,89 + 6,5 + 80.10 
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Erge bnisrec hnung (ER ) Finan zieru ng srec hnu ng (FR) 

I I 
Veränderung 

I I 
Veränderung 

Abweichung 
UG 25 Familien und Jugend 2014 2015 

2014: 2015 
2014 2015 

2014: 2015 
2015 

ER: FR 

Position 
Position 

ER (FR·) 
Ergebnisrechnung in Mio. EUR in "10 in Mio. EUR in "10 in Mio. EUR 

( Finanzierungsrechnung) 

Auszahlungen aus der 

C.Il· Gewährung von Darlehen 
+ 135,04 

sowie gewährten 
Vorschüssen 

GD 25.01 Ausgleichsfonds 
+ 135,04 

für Familienbeihilfen 

Geldftuss aus der 
- 0,42 

Investitionstitigkeit 
D· 

Nettoergebnts 
(ER: C + D) / + 271,18 
Nettoflnanzterungssaldo 

E 

(FR: C + D + C· + D·) 

davon Erträge/ 
6.658,68 6.875,24 + 216,56 + 3,3 7.103,69 7.260,84 + 157,14 + 2,2 + 385,59 

Einzahlungen 

davon Aufwendungen/ 
6.710,61 6.908,91 + 198,31 + 3,0 6.833,98 7.023,33 + 189,35 + 2,8 + 114,42 

Auszahlungen 

davon Erträge aus 
16,12 + 16,12 - 16,12 

Vorperioden 

davon Aufwand aus 
4,52 4,95 + 0,43 + 9,4 - 4,95 

Vorperioden 

um Vorperioden 
bereinigtes - 47,40 - 44,84 + 2,56 - 5,4 + 269,71 + 237,50 - 32,20 - 11,9 + 282,34 
Nettoergebnis 

1) Zu den Kriterien für die Auswahl de r Positionen der Ergebnis- und Finanzieru ngsrechnung siehe die Erläuterungen im Wegweiser. 

Quellen: HIS, eige ne Berechn ung 

In der UG 25 "Familien und Jugend" betrug das Nettoergebnis 2015 (E) der 
konsolidierten Ergebnisrechnung - 33,67 Mio. EUR. Es setzte sich zusam­
men aus 

dem Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit (A) von 
+ 6,261 Mrd. EUR (+ 180,09 Mio. EUR gegenüber 2014), 

dem Transferergebnis (B) von - 6,297 Mrd, EUR (- 162,06 Mio. EUR 
gegenüber 2014) und 

dem Finanzergebnis (D) von + 2,36 Mio. EUR (+ 0,22 Mio. EUR 
gegenüber 2014). 

Die Erträge in der UG 25 machten 6,875 Mrd. EUR 

darunter 6,843 Mrd. EUR aus Abgaben netto (A.Il, 16,17 Mio. EUR 
aus der operativen Verwaltungstätigkeit (A.II), 14,06 Mio. EUR aus 
Transfers (B.I) und 2,36 Mio. EUR aus Finanzerträgen (D.n 

und die Aufwendungen 6,909 Mrd. EUR aus, 
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darunter 7,85 Mio. EUR aus Personalaufwand (A.III), 590,06 Mio. EUR 
aus betrieblichem Sachaufwand (A.IV) und 6,311 Mrd. EUR aus dem 
Transferaufwand (B.II) . 

Das Nettoergebnis 2015 verbesserte sich um 18,25 Mio. EUR bzw. um 35,2 0/0 

gegenüber 2014. 

A. Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit 

Die Erträge aus Abgaben netto (A.I) betrugen 6,843 Mrd. EUR und die Erträge 
aus der operativen Verwaltungstätigkeit (A.II) 16,17 Mio. EUR. 

- Die Erträge aus Abgaben netto (A.I) stammten insbesondere aus 
Abgabenähnlichen Erträgen (6,843 Mrd. EUR) und beinhalteten 
u.a. Dienstgeberbeiträge, den Anteil der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer sowie die Abgeltung für die Einkommensteuer. 

Den Erträgen standen Aufwendungen für Personal (A.III) von 7,85 Mio. EUR 
und betrieblichen Sachaufwand (A.N) von 590,06 Mio. EUR gegenüber. 

Der betriebliche Sachaufwand entstand insbesondere für Trans­
porte durch Dritte (436,70 Mio. EUR) und Sonstigen betrieblichen 
Sachaufwand (108,80 Mio. EUR). 

Der betriebliche Sachaufwand beinhalte gemäß Angaben des BMFJ vor 
allem Fahrpreisersätze im Linien- und Gelegenheitsverkehr bei den Schü­
lerfreifahrten. Der Sonstige betriebliche Sachaufwand resultiere aus der 
Abrechnung der Schulbücher. 

Das Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit 2015 verbesserte sich 
um + 180,09 Mio. EUR bzw. um + 3,0 % gegenüber 2014. Bedeutende Ver­
änderungen waren zu beobachten bei 

den Erträgen aus Abgaben netto (A.I): + 201 ,48 Mio. EUR 
Abgabenähnliche Erträge, 

den Erträgen aus der operativen Verwaltungstätigkeit (A.II): 

+ 16,17 Mio. EUR sonstige Erträge und 

- dem betrieblichen Sachaufwand (A.IV) von + 38,07 Mio. EUR: 
darunter Transporte durch Dritte (+ 42,67 Mio. EUR). 

Nach Angaben des BMFJ ergebe sich die Erhöhung der Abgabenähnlichen 
Erträge aus höheren Dienstgeberbeiträgen auf Grund eines höheren Brut-

III-262 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 09 Hauptdok.Band 2 Textteil T3 (gescanntes Original)84 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

UG 25 

tolohnaufkommens und höheren Erträgen beim Anteil der Einkommen­
und Körperschaftsteuer aufgrund konjunktureller Schwankungen. Die rd. 
16,17 Mio. EUR aus sonstigen Erträgen würden Erträge aus Vorperioden 
im Zusammenhang mit der Verrechnung des Überschusses an den Reserve­
fonds darstellen. Der Mehraufwand bei den Transporten durch Dritte ent­
stünde durch höhere Fahrpreisersätze im Linien- und Gelegenheitsverkehr 
bei den Schüler- und Lehrlingsfreifahrten. 

B. Transferergebnis 

Die Erträge aus Transfers (B.I) betrugen 14,06 Mio. EUR. Den Erträgen stand 
ein Transferaufwand (B.H) von 6,311 Mrd. EUR gegenüber. 

Der Transferaufwand entstand insbesondere für Transfers an öffent­
liche Körperschaften und Rechtsträger (1,709 Mrd. EUR), Trans­
fers an private Haushalte (4,533 Mrd. EUR) und sonstigen Trans­
fers (66,09 Mio. EUR). 

Der Transferaufwand für öffentliche Körperschaften und Rechtsträger bein­
halte nach Angaben des BMFJ unter anderem Pensionsbeiträge für Kinder­
erziehungszeiten und den Teilersatz der Aufwendungen für das Wochengeld. 
Der Transferaufwand für private Haushalte ergebe sich aus den Aufwen­
dungen für Familienbeihilfe und Kinderbetreuungsgeld. Die Höhe des Auf­
wands für sonstige Transfers ergebe sich aus der Überweisung an das BMF 
gemäß § 39g Familienlastenausgleichsgesetz (FLAG)26 und der Überweisung 
an das BMG gemäß § 3ge FLAG27

• 

Das Transferergebnis 2015 verschlechterte sich um 162,06 Mio. EUR bzw. um 
2,6 % gegenüber 2014. Bedeutende Veränderungen waren zu beobachten bei 

dem Transferaufwand (B.H) von + 160,75 Mio. EUR: darunterTransfers 
an öffentliche Körperschaften und Rechtsträger (- 121,62 Mio. EUR) 
und Transfers an private Haushalte (+ 279,39 Mio. EUR). 

Nach Angaben des BMFJ sei der gesunkene Transferaufwand an öffentli­
che Körperschaften und Rechtsträger hauptsächlich auf einen niedrigeren 
Transferaufwand an den Hauptverband der Österreichischen Sozialversi-

26 Aus Mitteln des FLAF waren dem BMF Beträge für den Verwaltungsaufwand bei Voll­
ziehung des FLAG für die zusätzlichen Kosten der monatlichen Auszahlung der Fami­
lien beihilfe und die Kosten für die technische Umsetzung der automationsunterstiitz­
ten Auszahlung der Familienbeihilfe zu überweisen. 

27 Aus Mitteln des FLAF waren dem BMG die Kosten für Untersuchungen nach dem Mut­
ter-IUnd-Pass und die Kosten für die Auflage des Mutter-IUnd-Passes zu überweisen. 
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cherungsträger für Pensionsbeiträge für Kindererziehungszeiten zurück­
zuführen (105,74 Mio. EUR). Das BMFJ führte als weiteren Grund für den 
Rückgang des Transferaufwands einen geringeren Überschuss des FLAF und 
somit eine geringere Rückzahlung des Reservefonds (27,96 Mio. EUR) bei 
gleichzeitig gestiegenen Mehraufwendungen (20, 11 Mio. EUR) im Bereich 
des Teilersatzes für das Wochengeld als Grund für den Rückgang an. 

E. Nettoergebnis versus Nettofmanzierungssaldo 

Aufgrund unterschiedlicher Systematiken zwischen Ergebnis- und Finan­
zierungsrechnung kommt es notwendigerweise zwischen Nettoergebnis 
und Nettofinanzierungssaldo zu Abweichungen, die im Folgenden erläu­

tert werden. 

Der Nettofmanzierungssaldo aus der konsolidierten Finanzierungsrechnung 
fIel mit + 237,50 Mio. EUR um + 271,18 Mio. EUR günstiger aus als das 
Nettoergebnis aus der konsolidierten Ergebnisrechnung (- 33,67 Mio. EUR) . Im 
Nettofmanzierungssaldo waren Ein- und Auszahlungen des Geldflusses aus 
empfangenen sowie gewährten Darlehen und Vorschüssen (- 54,94 Mio. EUR) 
sowie Ein- und Auszahlungen des Geldflusses aus der Investitionstätigkeit 
(- 0,42 Mio. EUR) berücksichtigt, die im Nettoergebnis nicht enthalten 
waren. Darunter fIelen insbesondere die folgenden Positionen: 

- Einzahlungen des Geldflusses aus empfangenen sowie gewährten 
Darlehen und Vorschüssen von 80,10 Mio. EUR (+ 4,89 Mio. EUR 
gegenüber 2014): darunter Einzahlungen aus Sonstigen Forderun­
gen (veranschlagt) (80,09 Mio. EUR), 

- Auszahlungen des Geldflusses aus empfangenen sowie gewährten 
Darlehen und Vorschüssen von 135,04 Mio. EUR (+ 1,71 Mio. EUR 
gegenüber 2014): 135,04 Mio. EUR Auszahlungen aus Sonstigen 
Forderungen (veranschlagt). 

Nach Angaben des BMFJ handle es sich bei den Einzahlungen des Geld­
flusses aus empfangenen sowie gewährten Darlehen und Vorschüssen um 
Rückzahlungen von Unterhaltsvorschüssen. Die Auszahlungen des Geld­
flusses aus empfangenen sowie gewährten Darlehen und Vorschüssen bein­
halten die Auszahlungen aus der Gewährung von Unterhaltsvorschüssen. 

Weitere Unterschiede zwischen dem Nettofinanzierungssaldo und dem Net­
toergebnis beruhten auf Abweichungen zwischen dem Ergebnis aus der ope­
rativen Verwaltungstätigkeit (A) (- 37,88 Mio. EUR), dem Transferergebnis 
(B) (+ 364,61 Mio. EUR) und dem Finanzergebnis (0) (- 0,20 Mio. EUR) vom 
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korrespondierenden Geldfluss. Dafür verantwortlich waren im Wesentlichen 
folgende Positionen: 

Abweichungen bei den Erträgen aus Abgaben netto (A.I): 
- 30,59 Mio. EUR Abgabenähnliche Erträge, 

Abweichungen bei den Erträgen aus der operativen Verwaltungs­
tätigkeit (A.II): - 16,17 Mio. EUR sonstige Erträge, 

- Abweichungen bei dem betrieblichen Sachaufwand (A.IV) von 
- 8,68 Mio. EUR: davon Aufwendungen aus der Wertberichtigung 
und dem Abgang von Forderungen (- 10,96 Mio. EUR), 

Abweichungen bei den Erträgen aus Transfers (RI): 
+ 352,44 Mio. EUR Transfers von öffentlichen Körperschaften und 
Rechtsträgem und 

- Abweichungen bei dem Transferaufwand (B.lI) von - 12,17 Mio. EUR: 
davon sonstige Transfers (- 14,81 Mio. EUR). 

Die Abweichungen bei den Erträgen aus Abgaben netto waren auf Perio­
denabgrenzungen zurückzuführen. Die Abweichungen bei den Erträgen aus 
der Verwaltungstätigkeit waren aufPeriodenabgrenzungen im Zusammen­
hang mit der Verbuchung des Überschusses des FLAF an den Reservefonds 
zurückzuführen. Die Abweichungen beim betrieblichen Sachaufwand aus 
den Aufwendungen aus der Wertberichtigung und dem Abgang von For­
derungen sind nicht-fmanzierungswirksam und schlugen nur im Ergeb­
nishaushalt zu Buche. Die Finanzierungsrechnung wies Einzahlungen auf­
grund von nicht-ergebniswirksamen Rückzahlungen des Reservefonds aus, 
woraus eine Abweichung bei den Transfererträgen resultierte. Der Trans­
feraufwand war höher als die korrespondierenden Auszahlungen aufgrund 
der nicht-fmanzierungswirksamen Erfassung von Forderungsabschreibun­
gen für gewährte Darlehen. 
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14.3 Voranschlagsvergleichsrechnungen 

14.3.1 Ergebnishaushalt 

Tabelle 14.3-1: UG 25 - Ergebnishaushalt 2015 

Erge bn is haushalt 

Erfolg Erfolg Veränderung Erfolg Abweichung I Voransch lag I I UG 25 Familien und Jugend 
2014 2015 2015 2014 : 2015 Voranschlag 2015 : Erfolg 2015 

I 

260 

Ert räge 6.658,68 

Aufwendungen 6.710,61 

Nettoergebnis - 51,92 

in Mio. EUR 

7.321,04 

6.930,16 

+ 390,88 

6.875, 24 

6.908,91 

- 33,67 

+ 216,56 

+ 198,31 

+ 18,25 

I in % in Mio. EUR in % 

+ 3,3 - 445,79 - 6,1 

+ 3,0 - 21, 24 - 0,3 

- 35,2 - 424,55 - 108,6 

Quellen: HIS, eigene Berechnung 

Im Jahr 2015 betrugen die Erträge in der UG 25 "Familien und Jugend" 
6,875 Mrd. EUR. Sie waren gegenüber 2014 um 216,56 Mio. EUR (+ 3,3 0/0) 

angestiegen und gegenüber dem Voranschlag um 445,79 Mio. EUR (- 6,1 0/0) 

gesunken. 

Die Aufwendungen des Jahres 2015 waren mit 6,909 Mrd. EUR um 
198,31 Mio. EUR (+ 3,0 0/0) höher als im Jahr 2014. Gegenüber dem Voran­
schlag waren die Aufwendungen um 21,24 Mio. EUR (- 0,3 0/0) niedriger. 

Das Nettoergebnis der UG 25 "Familien und Jugend" lag 2015 bei 
- 33,67 Mio. EUR. Es war um 18,25 Mio. EUR besser und damit um - 35,2 0/0 

niedriger alsjenes für 2014 (- 51,92 Mio. EUR). Im Voranschlag war für das 

Nettoergebnis noch ein Überhang an Erträgen von 390,88 Mio. EUR ausge­
wiesen. Im Vergleich zum erzielten Erfolg des Jahres fiel das Nettoergeb­
nis - das einen negativen Saldo aufweist - um 424,55 Mio. EUR schlech­

ter und damit um - 108,6 % niedriger aus. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen gegliedert nach Glo­
balbudgets ; die nachstehend angeführten Begründungen (grün und kur­
siv) fassen die vom BMFJ bekannt gegebenen Erläuterungen zusammen. 
Die haushaltsleitenden Organe sind gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur 
Erläuterung ihrer Abschlussrechnungen verpflichtet. Diese Erläuterungen 
fmden sich im Detail im Zahlenteil des BRA 2015 der UG 25 "FamiHen und 

Jugend" (Tabelle 1.2.11.1) . 
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Tabelle 14.3-2: Ergebnishaushalt, UG 25 - Voranschlagsvergleich 2015 nach GB und 
MVAG 

Ergebnishaushalt 

G825.01 

G825.02 

Voranschlag Erfolg Abweichung 

UG 25 Familien und Jugend 2015 I 2015 I Voranschlag 2015 : Erfolg 2015 

in Mio. EUR I in "10 

Erträge 7.321,04 6.875,24 - 445,79 - 6,1 

Aufwendungen 6.930,16 6.908,91 - 21,24 - 0,3 

Nettoergebnis + 390,88 - 33,67 - 424,55 

Ausglekllsfonds flIr F.mtUenbethtlf ... 
Erträge aus der operativen Verwa ltungs tätigkeit und 6.855,61 6.856,69 + 1,08 + 0,0 Transfers 
Finanzert räge 0,00 2,36 + 2,36 

Ertrige 6.855.61 6.859.06 + 3.45 + 0.1 

Transferaufwand 6.210,31 6.236,72 + 26,41 +0,4 

Betrieblicher Sachaufwand 623,93 581,40 - 42,52 - 6,8 

Aufwendungen 6.834.24 6.818.12 - 16.11 - 0,2 

F.mtUenpoltttsche ~lNIh_ und Jugend 
Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und 465,42 16,18 - 449,24 - 96,5 Transfers 
Finanzerträge 0.00 - 0,00 - 100,0 

Ertrige 465.42 16.18 - 449.24 - 96.5 

Personalaufwand 10,30 7,85 - 2,45 - 23,8 

Transferaufwand 78,75 74,29 - 4,46 - 5,7 

Betrieblicher Sachaufwand 6,87 8,65 + 1,78 + 25,9 

Aufwendungen 95.92 90.79 - 5.13 - 5.3 

Quellen : HIS, eigene Berechnung 

Mehraufwendungen im GB 25.01 "Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen" 

+ 26,41 Mio. EUR in der MVAG "Transferaufwand" 

Mehraujillendungen jür fatnilienbeihilfell (+ 8],37 Mio. EUR) lIujgrund 
einer Nachzahlung lIIl die Gemeillde Wien {55,51 Mio. EURj sOIl'ie einer 
höheren Anfahl an Anspruchsberechtigten. Mehraujwendungenjür Killder­
!JetrellulIgsgcld (+ 26,58 Mio. EUR) durch steiget/(/r Geburtenzahlen sowie 
höhere Ina nspruch na h me des einkom mensabhä IIgigel1 Kinderbet re tI u I1g5 -
ge/des. Weitere Mehrauji/lendungell beim Teilersat7 der Al{fwendungel1 jür 
das Wod/engeld (+ 29,73 Mio. EUR) durch steigende GelJllrtellzah/rll; Mehr­
aujwendungen bei den Pensiollsbeiträgenjür Pflegepersonen pon Schwerst ­
behinderten (+ ],40 Mio. FUR). 

Diese Meh ra lljwend llllgen /lIU rden teilweise du reh Mi ndera ujwendullgen jii r 
deli Resrrllc,{onds jür Familiel1/Jeihilfe/1 (- 112,96 Mio. EUR) kompel1siert, 
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da sich injolge der Mehraujlllelldungen der Überschuss des Ausgleichsjonds 
für Familienbeilli/fen reduzierte. 

Minderaufwendungen im GB 25.01 "Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen" 

- 42,52 Mio. EUR in der MVAG "Betrieblicher Sachaufwand" 

Mindera ujwendu ngen, da Fah rpreisersa tzabrecll nUllgen jür zu rück/iegende 
Zeiträume (inklusi/le Nachjorderungen) der Verkelnsl'erbünde niellt im /lallen 
Ausmaß eingelangt sind (- 2 6,94 Mio . EUR). Minderaujwendungen im 
Bereich der Schulbuchaktion wegen nicht erfolg/er Schulbuchbestellungen 
durch die Schulen (- 6.33 Mio. EUR). Weitere Minderaujwendungen betra­
jen WertberichtigungeIl bei den Unterhalt,)/lor5chü<;set! (- 5,53 Mio. EUR) 
und Abgabe/1 zum FLAF (- 4 ,83 Mio. EUR). 

Mindererträge im GB 25.02 "Familienpolitische Maßnahmen und Jugend" 

- 449,24 Mio. EUR in der MVAG "Erträge aus der operativen Verwaltungs­
tätigkeit und Transfers" 

Mindererträge, da die Schuldentilgung des Reser/lejolldsjür Familienbeihil­
jen gegenüber dem Bund nicht als Ertrag im Ergebnishaushalt, sonden! als 
Rückgang der Forderung im Vermögenshaushalt /lerbucht wurde/ 8 

28 Siehe BRA 2015, Textteil Band 3: Überprüfung der Gebarung des Familienlastenausgleichsfonds 

sowie des Reservefonds zum Familienlastenausgleichsfonds gemäß § 9 RHG 1948. 
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14.3.2 Finanzierungshaushalt 

Tabelle 14.3-3: UG 25 - Finanzierungshaushalt 2015 

Fi nanzieru ng shaushalt 

Zahlungen I Voranschlag I Zahlungen I Veränderung Zahlungen Abweichung 

UG 25 Familien und Jugend 
2014 2015 2015 2014: 2015 Voranschlag 2015 : Zahlungen 2015 

in Mio. EUR I in % in Mio. EUR I in % 

Einzahlungen 7.103,69 7.393,84 

7.023,47 

+ 370,37 

7.260,84 

7.023,33 

+ 237,50 

+ 157,14 

+ 189,35 

- 32,20 

+ 2,2 - 133,00 - 1,8 

Auszahlungen 6.833,98 + 2,8 - 0,14 - 0,0 

Nettoflninzferuniissildo + 269,71 -11,9 -132,86 - 35,9 

Quellen : HIS, eigene Berechn ung 

Im Jahr 2015 betrugen die Einzahlungen in der UG 25 "Familien und 
Jugend" 7,261 Mrd. EUR. Sie waren gegenüber 2014 um 157,14 Mio. EUR 
(+ 2,2 O/o) angestiegen und gegenüber dem Voranschlag um 133,00 Mio. EUR 
(- 1,8 O/o) gesunken. 

Die Auszahlungen des Jahres 2015 waren mit 7,023 Mrd. EUR um 
189,35 Mio. EUR (+ 2,8 O/o) höher als im Jahr 2014. Gegenüber dem Vor­
anschlag waren die Auszahlungen um 0,14 Mio. EUR (- 0,0 %) niedriger. 

Der Nettofmanzierungssaldo der UG 25 "Familien und Jugend" lag 2015 

bei + 237,50 Mio. EUR. Er war um 32,20 Mio. EUR schlechter und damit 
um - 11,9 0/0 niedriger als jener für 2014 (+ 269,71 Mio. EUR) bzw. um 
132,86 Mio. EUR schlechter und damit um - 35,9 0/0 niedriger als im Vor­
anschlag (+ 370,37 Mio. EUR) angenommen. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen gegliedert nach Glo­
balbudgets; die nachstehend angeführten Begründungen (blau und kur­

siv) fassen die vom BMF J bekannt gegebenen Erläuterungen zusammen. 
Die haushaltsleitenden Organe sind gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur 
Erläuterung ihrer Abschlussrechnungen verpflichtet. Diese Erläuterungen 
finden sich im Detail im Zahlenteil des BRA 2015 der UG 25 "Familien und 

Jugend" (Tabelle 1.2.8.1) . 
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Tabelle 14.3-4: Finanzierungshaushalt, UG 25 - Voranschlagsvergleich 2015 nach GB 
und MVAG 

Fi nanzierungshaushalt 

IIZI.Ot 

1IZ5.0Z 

264 

Voranschlag 

I 
Zahlungen 

I 
Abweichung 

UG 25 Familien und Jugend 2015 2015 Voranschlag 2015 : Zahlungen 2015 

in Mio. EUR I in % 

Einzahlungen 7.393,84 7.260,84 - 133,00 -1,8 

Auszahlungen 7.023,47 7.023,33 - 0,14 - 0,0 

Nettofln.nzl.ru ...... 1do + 370,37 + 237,50 -132,16 

... ,.. ••• 1111_ 
Einzahlungen aus der operativen 6.855,61 6.828,27 - 27,34 - 0,4 Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen aus der Rückzahlung von Darlehen 

72,80 80,10 + 7,30 + 10,0 sowie gewährten Vorschüssen 

Elnz.hlungen !r 6.921,41 6.901,37 - 20,04 -0,3 

Auszahlungen aus der operativen 
596,51 572,77 - 23,74 - 4,0 Verwaltu ngstäti g kei t 

Auszahlungen aus Transfers 6.196,81 6.224,55 + 27,74 +0,4 

Auszahlungen aus der Gewährung von Darlehen 135,10 135,04 - 0,06 - 0,0 sowie gewährten Vorschüssen 

Auszahlunll·n Ji 6.921,41 6.932,36 + 3,95 +0,1 

...... II ....... ~ ---1 
Einzahlungen aus der operativen 465,42 352,46 - 112,96 - 24,3 
Verwaltungstätigkeit und Transfers 
Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 0,00 - 0,00 - 100,0 

Einzahlungen aus der Rückzahlung von Darlehen 0,00 0,00 - 0,00 - 39,0 
sowie geWährten Vorschüssen 

Einzahlungen r 465,43 352,46 -112,97 - 24,3 
Auszahlungen aus der operativen 

15,86 16,26 + 0,40 + 2,5 
Ve rwa ltu ngs tä tig keit 

Auszahlungen aus Transfers 78,75 74,29 - 4,46 - 5,7 

Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 0,36 0,42 + 0,06 + 17,2 

Auszahlungen aus der Gewährung von Darlehen 0,10 - 0,10 - 100,0 
sowie gewährten Vorschüssen 
Auszahlungen 95,06 90,97 -4,09 -4,3 

Quellen: HIS, eigene Berechnung 

Mindereinzahlungen im GB 25.01 "Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen" 

- 27,34 Mio. EUR in der MVAG "Einzahlungen aus der operativen Verwal­
tungstätigkeit und Transfers" 

Mindereinzahlungen bei den Dienstgeberbeiträgen auJgrund eines niedrigeren 
Bruttolohnaujkommens (- 47,47 Mio. EURj. 

Diese Mindereinzahlungen wurden teilweise durch Mehreinzahlungen bei 
den Anteilen an Einkommen- und Körperschaftssteuer (+ 18, 19 Mio. EURj 
kompensiert. 
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Minderauszahlungen im GB 25.01 "Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen" 

- 23,74 Mio. EUR in der MVAG "Auszahlungen aus der operativen Verwal­
tungstätigkeit" 

Minderauszahlungen, da Fahrpreisersatzabrechnungen für zurückliegende 
Zeiträume (inklusive Nachforderungen) der Verkehrsverbünde nicht im vollen 
Ausmaß eingelangt sind (- 20,10 Mio. EUR); weitere Minderauszahlungen 
im Bereich der Schulbuchaktion infolge nicht erfolgter Schulbuchbestel­
lungen durch die Schulen (- 5,92 Mio. EUR). Diese Mindereinzahlungen 
wurden teilweise durch Mehreinzahlungen kompensiert. 

Mehrauszahlungen im GB 25.01 "Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen" 

+ 27,74 Mio. EUR in der MVAG "Auszahlungen aus Transfers" 

Mehrauszahlungen für Familienbeihilfen (+ 85,61 Mio. EURj aufgrund 
einer Nachzahlung an die Gemeinde Wien (+ 55,51 Mio. EURj sowie einer 
höheren Anzahl an Anspruchsberechtiglen. Mehrauszahlungenfiir Kinder­
betreuungsgeld (+ 26,58 Mio. EURj durch steigende Geburtenzahlen sowie 
höhere Inanspruchnahme des einkommensabhängigen Kinderbetreuungs­
geldes. Weitere Mehrauszahlungen beim Teilersatz der Aufwendungen für 
das Wochengeld (+ 29,89 Mio. EURj durch steigende Geburtenzahlen. Mehr­
auszahlungen bei der Selbstversicherung in der Pensionsversicherung nach 
§ 18a ASVG durch die nachträgliche Einbringung von Anträgen infolge 
einer rechtlichen Änderung (+ 3,40 Mio. EURj. 

Diese Mehrauszahlungen wurden teilweise durch Minderauszahlungen an 
den Reservefonds für Familienbeihilfen (- 112,96 Mio. EURj kompensiert, 
da sich infolge der Mehrauszahlungen der Überschuss des Ausgleichsfonds 
für Familienbeihilfen reduzierte. 

Mindereinzahlungen im GB 25.02 "Familienpolitische Maßnahmen und 
Jugend" 

- 112,96 Mio. EUR in der MVAG "Einzahlungen aus der operativen Verwal­
tungstätigkeit und Transfers" 

Mindereinzahlungen durch einen geringeren Überschuss des Familienlasten­
ausgleichsfonds (FLAFj. 29 

29 Siehe BRA 2015, Textteil Band 3: Überprüfung der Gebarung des Familienlastenausgleichsfonds 

sowie des Reservefonds zum Familienlastenausgleichsfonds gemäß § 9 RHG 1948. 

265 

III-262 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 09 Hauptdok.Band 2 Textteil T3 (gescanntes Original) 93 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

UG 25 

14.3.3 Haushaltsrücklagen 

Tabelle 14.3-5: UG 25 - Entwicklung der Haushaltsrücklagen 2015 

Fi n a nzi e ru n gs hau sh a lt 

Anfangs- I I Entnahme I Auflösung I Zuführung I Endbestand I Veränderung 
UG 25 bestand Umbuchung 2014: 2015 

Familien und Jugend 

Detailbudgetrücklagen 

Zweckgebundene 
Ei nza h lu ngsrü (klagen 

6111I11tsu .... 

Tabelle 14.4-1: 

Fi na nz i eru ngsha u sh alt 

UG 25 Familien und Jugend 

Auszahlungen/ 
Auszahlungsabergrenze gesamt 

Anteil der UG 25 

Auszahlungen/ 
Auszahlungsabergrenze Rubrik Z 

Anteil der UG 25 

266 

in Mio. EUR I in '10 

6,18 - 0,35 + 4,21 10,04 + 3,86 + 62,4 

23,98 - 23,98 - 23,98 - 100,0 

30.17 - 24.33 + 4.21 10.04 - 20.13 -66.7 

Quellen : Rücklagengebarung. eigene Berechnung 

Der Stand der Rücklagen in der UG 25 "Familien und Jugend" belief sich zum 
31. Dezember 2014 auf 30, 17 Mio. EUR und veränderte sich durch Entnah­
men (24,33 Mio. EUR) und Zuführungen (4,21 Mio. EUR) auf 10,04 Mio. EUR 
zum 31. Dezember 2015. Im Verhältnis zu den veranschlagten Auszahlun­
gen (7,023 Mrd. EUR) entsprach der Stand zum 31. Dezember 2015 einem 
Anteil von 0,1 0/0. Im BFG 2015 war für die UG 25 keine Rücklagenver­
wendung veranschlagt. 

14.4 Finanzrahmen 

Ausgehend von den tatsächlichen Auszahlungen 2015 stellen sich die Aus­
zahlungsobergrenzen für die UG 25 "Familien und Jugend" gemäß BFRG 
für die Finanzjahre 2016 bis 2020 wie folgt dar: 

UG 25 - Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG bis 2020 

Auszahlungen Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG Veränderung 
(Ist) 

durch-
2015 2016 2017 2018 2019 2020 2015 (Ist) : 2020 schnittIIch 

jährlich 

in Mio. EUR I in '10 

7.ou.J~ 1 7.073.10 6.875.93 7.035.09 7.059.33 7.098.1811 + 7"'!!l1, +1.~1 +0.2 

74.589,49 78.107,49 78.202,70 78.814,08 80.408,66 83.038,37 + 8.448,88 + 11.3 +2,2 

9,4 '10 9,1 '10 8,8 "I. 8,9 "I. 8,8 "I. 8,5 '10 - 0,9 %-Punkte 

38.119.06 39.508,75 40.660,13 41.839,49 43.309,95 44.834,52 + 6.715.45 + 17.6 +3,3 

1B.4'" 17,9 % 16,9 '10 16,8 "I. 16,3 '10 15,8 '10 - 2.6 "'-Punkte 

Quellen: HIS, BFRG 2016 . 2019, 2017 . 2020, eigene Berechnung 
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Bis zum Jahr 2020 soll die Auszahlungsobergrenze für die UG 25 "Familien 
und Jugend" um + 74,85 Mio. EUR (+ 1,1 0/0) auf 7,098 Mrd. EUR ansteigen. 
Dies entspricht einer Veränderungsrate gegenüber den tatsächlichen Aus­
zahlungen 2015 von + 0,2 % im Jahresdurchschnitt. Im Jahr 2015 betrug 
der Anteil der UG 25 "Familien und Jugend" an den Gesamtauszahlungen 
9,4 % und an den Auszahlungen der Rubrik 2 18,4 0/0. Der Anteil der UG 25 
an der Gesamt-AuszahJungsobergrenze so11 bis 2020 auf 8,5 % zurückge­
hen bzw. innerhalb der Rubrik 2 auf 15,8 % sinken. 

Folgende im Strategiebericht der Bundesregierung 2017 bis 2020 ange­
führte laufende bzw. geplante Maßnahmen und Reformen seien besonders 
wichtig für die budgetäre Zielerreichung: 

Finanzieller Ausgleich der Unterhaltslast für die noch nicht selbst­
erhaltungsfähigen Kinder durch eine Anhebung der Familienbei­
hilfe in den nächsten Jahren; 

die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf soll durch Maß­
nahmen für eine steigende Väterbeteiligung und mehr Flexibilität 
bei der Weiterentwicklung zum Kinderbetreuungsgeldkonto und 
durch die gezielte Einbindung der Wirtschaft und die Durchfüh­
rung bewusstseinsbildender Maßnahmen forciert werden; 

Österreich soll bis 2025 durch verschiedene Maßnahmen zum fami­
lienfreundlichsten Land Europas werden; 

Förderung von anonymen und kostenlosen Beratungsleistungen 
und Geldzuwendungen für Familien, die aufgrund eines besonde­
ren Ereignisses in eine finanziell existenzbedrohende Notsituation 
geraten sind; 

Förderung von Elternbildung, Gewaltprävention, Projekten zur 
Eltern- und Kinderbegleitung in Scheidungs- und Trennungssitu­
ationen und Familienmediation soll Konflikten vorbeugen und den 
Kinderschutz verstärken; 

Implementierung von Jugendpolitik als Querschnittsmaterie durch 
Umsetzung und Weiterentwicklung der Jugendstrategie; 

Implementierung des EU-Programms ERASMUS+/Jugend zur Stei­
gerung der Qualität von Jugendmobilität, Beschäftigungsfähigkeit 
und Erreichung der EU 2020-Ziele. 
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Zur Einhaltung der Obergrenzen sei laut Strategiebericht der Bundesregie­
rung 2017 bis 2020 die Forcierung der Bestrebungen, die Verteilungsschlüs­
sel für Leistungen zu reduzieren, die nicht ausschließlich familienrelevant 
sind, erforderlich, weil aufgrund der Auswirkungen des Arbeitsmarktpaketes 
der Schuldenstand des Reservefonds für Familienbeihilfen in den kommen­
den Jahren voraussichtlich wieder ansteigen werde.3D 

Die im BFRG 2017 bis 2020 vorgesehenen Auszahlungsobergrenzen für die 
Jahre 2017 bis 2019 wurden gegenüber dem bisher geltenden BFRG 2016 bis 
2019 um insgesamt - 7,4 % bzw. um durchschnittlich - 561,46 Mio. EUR 
pro Jahr vermindert. Dies habe laut Strategiebericht der Bundesregierung 
2017 bis 2020 mit folgenden Faktoren zu tun: 

Die Einzahlungen in den Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) 
hätten sich zum größten Teil aus den Dienstgeberbeiträgen zum 
FLAF ergeben, die im Hinblick auf die Senkung des Beitragssatzes 
ab dem Jahr 2017 vermindert worden seien, weshalb ab 2017 mit 
keinem Überschuss, sondern mit einem Abgang aus der Gebarung 
des FLAF zu rechnen sei; 

der Anstieg der kinderabhängigen Geldleistungen aus dem FLAF 
sei auf die steigende Geburtenrate zurückzuführen; 

zu Mehrauszahlungen komme es durch die Einführung des Kinder­
betreuungsgeldkontos. 

Im Folgenden wird ein Überblick über die Entwicklung der tatsächlichen 
Auszahlungen und der Auszahlungsobergrenzen von 2011 bis 2015 bzw. 
ein Vergleich der Auszahlungen zu den Auszahlungsobergrenzen des der­
zeit geltenden BFRG 2017 bis 2020 gegeben: 

30 s iehe BRA 2015, Textteil Band 3, Überprüfung der Gebarung des Familienlastenausgleichsfonds 

sowie des Reservefonds zum Familienlastenausgleichsfonds gemäß § 9 RHG 1948. 
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Tabelle 14.4-2: 

Fi n a n zi e ru n gs ha u sha lt 

UG 25 Familien und Jugend 

UG 25 

UG 25 - Entwicklung der Auszahlungen und Auszahlungsobergrenzen 
der Jahre 2011 bis 2015 

BFRG bzw. Zahlungen Veränderung 

2011 I 2012 1 2013 I 2014 I 2015 2014: 2015 1 2011: 2015 

in Mio. EUR I in % I in Mio. EUR I in % 

Auszahlungsobergrenze UG 25 6.391.30 6.405.60 6.566.38 6.801,49 7.023.47 + 221.99 + 3.3 + 632.17 + 9.9 

Auszahlungen UG 25 6.293.91 6.371.41 6.570.26 6.833.98 7.023.33 + 189.35 + 2.8 + 729.42 + 11.6 

r üweIcItIIIIg AIIIIIII ..... I 

i AInreIcI!!!nI t. !o 

Tabelle 14.4-3: 

Fi nanzierungshaushalt 

UG 25 Familien und Jugend 

1) Rundung,differenz möglich 

-'7,3' -34,1' +3'" + 32,50 -0,1 4 

-1,5~~,5~ +0,1~ +0,5'111 -0,0 -
Quellen: HIS, BFRG 2011 • 2014, 2012 · 2015, 2013 . 2016. 2014 . 2017, 2015·2018, eigene Berechnung 

Während ursprünglich zwischen 2011 und 2015 eine Erhöhung der Auszah­
lungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt + 632,17 Mio. EUR (+ 9,9 0/0) 

vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2011 und 2015 

tatsächlich um + 729,42 Mio. EUR (+ 11,6 0/0). Im Jahr 2015 lagen die tat­
sächlichen Auszahlungen um - 0,14 Mio. EUR (- 0,0 0/0) unter jenen, die in 
der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen waren. 

UG 25 - Vergleich der Entwicklung der Auszahlungen 2011 bis 2015 mit 
der Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen bis 2020 gemäß BFRG 

durchschnittliche 
durchschnlttlfche Auszahlungen (Ist) jährliche BFRG 

jährlfche Veränderung Differenz der 
Veränderung Veränderungs-

I 
raten') 

2011 2015 2011: 2015 2020 2015 (Ist) : 2020 (BFRG) 

in Mio . EUR in '10 in Mio. EUR in '10 in %·Punkten 

6.293,91 7.023,33 + 2,8 7.098,18 + 0,2 - 2,6 

Quellen : HIS, BFRG 2017 . 2020, eigene Berechnung 

Die durchschnittliche jährliche Veränderung der Auszahlungen belief sich 
von 2011 bis 2015 auf + 2,8 0/0. Laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2020 
soll sie + 0,2 % betragen und somit um 2,6 Prozentpunkte geringer steigen 
als im Zeitraum 2011 bis 2015. 

Um die Auszahlungsobergrenzen in der UG 25 "Familien und Jugend" bis 
2020 einhalten zu können, bedarf es aus Sicht des RH der Umsetzung quan­
tifIzierter struktureller Steuerungs- und Korrekturmaßnahmen. 
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Der RH weist in diesem Zusammenhang auf folgenden im Jahr 2016 dem 

Nationalrat vorgelegten Bericht hin: 

Kinderbetreuung für 0- bis 6-Jährige; Follow-up-Überprüfung 

(Reihe Bund 2016/4) 

Das BMFJ setzte die Empfehlungen des RH aus dem Jahr 2013 teilweise um. 

Es beobachtete insbesondere die Ziel erreichung der Ausbauvereinbarungen 

2008 und 2011, kontrollierte konsequent die Verrechnungsvorgaben der Aus­

bauvereinbarung 2011 und anerkannte nur noch vereinbarungskonforme 

Verwendungsnachweise. Das BMF J übernahm neuerlich im Rahmen einer 

Art. ISa-Vereinbarung die Finanzierung von Landes- bzw. Gemeindeauf­

gaben, erhöhte den Bundesanteil für den Ausbau des Kinderbetreuungsan­

gebots, erachtete die Berücksichtigung des regionalen Bedarfs weiterhin als 

Aufgabe der Länder und Gemeinden und nahm diese Verantwortung selbst 

wahr. Weiterhin offen waren beispielsweise die Empfehlungen des RH zur 

qualitativen Evaluierung der Ausbauvereinbarung in Bezug auf das Kin­

derbetreuungsangebot und der Gratispflichtkindergartenvereinbarung sowie 

zur Erhebung geeigneter Daten für Öffnungszeiten. 

Außerdem weist der RH auf folgenden im Rahmen seiner Überprüfung der 

Abschlussrechnungen gemäß § 9 RHG 1948 veröffentlichten Bericht hin 

(Einzelheiten im BRA 2015, Textteil Band 3): 

Überprüfung der Gebarung des Familienlastenausgleichsfonds sowie 

des Reservefonds zum Familienlastenausgleichsfonds 

Der Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) fmanzierte im Jahr 2015 Leis­

tungen in Höhe von rd. 6,580 Mrd. EUR. Im Familienbeihilfeverfahren, 

welches das BMF über die Finanzämter administrierte, bestanden wesent­

liche Lücken im Internen Kontrollsystem (IKS) der eingesetzten IT -Anwen­

dung. Eine Risikoanalyse fehlte ebenso wie ein darauf aufbauendes IKS-Kon­

zept. Beispielsweise war das Vier-Augen-Prinzip nur rudimentär verankert 

und teilweise wirkungslos umgesetzt. Die vorgesehenen Revisionserforder­

nisse deckten nicht alle kritischen Verfahren ab. Automatisierte Schnittstel­

len zu vorhandenen Datenquellen fehlten großteils.JI 

Die im Detailbudget 25.01.04 "Transfers Sozialversicherungsträger" zur Aus­

zahlung gebrachten Abrechnungen waren durch mangelhafte Abrechnungs­

kontrollen gekennzeichnet, insbesondere unterließ das BMFJ fast vollstän­

dig die Prüfung der sachlichen Richtigkeit. 

31 siehe BRA 2015, Textteil Band 3: Überprüfung der Gebarung des Familienlastenausgleichsfonds 
sowie des Reservefonds zum Familienlastenausgleichsfonds gemäß § 9 RHG 1948, TZ 5, S. 113. 
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Der gemeinsam mit dem FLAF errichtete Reservefonds für Familienbei­
hilfen war als ausgegliederter Rechtsträger nicht im Bundesbudget abge­
bildet und wies erhebliche Verbindlichkeiten gegenüber dem Bund aus 
(rd. 2,660 Mrd. EUR zum 31. Dezember 2015), welche als Forderungen im 
Globalbudget 25.02 "Familien politische Maßnahmen und Jugend" ausge­
wiesen waren. Das BMFJ prüfte die Werthaltigkeit dieser Forderung auch 
nach Aufforderung zur Mängelbehebung durch den RH nicht. 
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